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Aus dem Marzhefte des Jahrganges 1865 der Sitzungsberichte der phil.-hist. Classe der 
kais. Akademie der Wissenschaften [XLIX. Bd. S. 521] besonders abgedrnckt. 
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Die Entdeckung einer bisher unbekannten interessanten Rechts- 
aufzeichnung aus dem Anfange des XY. Jahrhunderts, deren Mitthei- 
lung und nähere Besprechung ich mir vorbehalte, gab mir die erste 
Veranlassung, mich mit den VerfassungsveAältnissen des deutschen 
Reiches im XV. Jahrhundert eingehender zu beschäftigen, als es 
bisher geschehen ist. Dieses Jahrhundert, das an der Markscheide 
zweier Zeitalter steht, ist wesentlich eine Periode des Übergangs, 
schwankend und unfertig in seinen eigenen Bildungen sieht es die 
alten Formen des mittelalterlichen Rechts- und Yerfassungslebens 
nach und nach absterben, ohne noch die Kraft zu besitzen, neue 
lebenskräftige Institutionen an ihre Stelle zu setzen. Derselbe Cha- 
rakter drückt sich in der Gerichtsverfassung des Reiches aus, aber 
auch die Grundlagen zu den festen Gestaltungen der späteren Zeit 
sind bereits deutlich wahrnehmbar. 

Mit Recht wendet sich die wissenschaftliche Forschung mit 
Vorliebe den Ursachen der Erscheinungen zu und sucht das Wesen 
des Gewordenen aus seinen Keimen und Entstehungsgründen zu 
begreifen. Eine tiefere Untersuchung dieser Verhältnisse kann für 
die Geschichte des deutschen Reiches und Rechtes weder überflüssig 
noch ganz werthlos sein. Die fleissigen Arbeiten der älteren Reichs- 
publicisten, insbesondere Blum^s, Harpprecht*s , Senckenberg*s und 
Anderer enthalten viel schätzbares Materiale, konnten aber bei dem 
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4 Tomaschek 

heutigen Stande der reehtswissensehaftlichen Forschung nur mit 
Vorsicht benutzt werden. 

Von den neueren Rechtshistorikem hat sich blos Otto Franklin 
mit der Geschichte des k. Hofgerichtes gründlich und eingehender 
beschäftigt. Doch bezieht sich seine Darstellung grosstentheils auf 
die Verhältnisse der früheren Jahrhunderte. Es musste daher zu den 
Quellen selbst zurückgegangen werden. Am nächsten lagen für diesen 
Zweck ChmeFs Regestensammlungen K. Ruprechtes und Friedrich*s III. 
(die Regesten K. Friedrich's von Birk im X. Bd. des Archiv's für 
Kunde österr. Geschichtsquellen beziehen sich beinahe ausschliess- 
lich auf erbländische Verhältnisse). Wo diese nicht ausreichten, zumal 
für die Regierung K. Sigismund's, über die wir noch keine umfassen- 
den Regestenarbeiten besitzen, wurden die Reichsregistratursbücher 
benützt. Sie umfassen für diese Zeit 21 Foliobände, von denen 3 dem 
K. Ruprecht , 8 K. Sigismund, 1 K. Albrecht, 9 K. Friedrich ange- 
hören. Wo daher Angaben ohne Quelle vorkommen, sind sie diesen 
entnommen. Die Darstellung reicht bis zu Maxmilian I. und dem 
Reichstag zu Worms v. J. 1495. 



Die höchste Gerichtsbarkeit des deutschea Königs u. Reiches. 



illgemeiner Überblick. 

Die Wandlungen, die in der obersten Gerichtsbarkeit des Königs 
und des Reiches im IS. Jahrhundert eingetreten sind, bieten ein 
eigenthümliches Interesse dar. Als Erbstück früherer Zeiten hatte 
dieses Jahrhundert in dem k. Hofgerichte eine gerichtliche Insti- 
tution übernommen, die in den verfassungsmässigen ihr in der 
ersten Hälfte des XIII. durch freien Entschluss des Königs gegebenen 
Schranken als eine Übertragung und Verkörperung seiner obersten 
Richtergewalt das XIV. Jahrhundert überdauerte. Aber weder im 
Bewusstsein der Könige, noch in der Erinnerung des Reiches, war 
die Idee der persönlichen obersten Gerichtsherrlichkeit des Königs 
verschwunden. So lange sich nun die deutschen Könige in der Aus- 
übung derselben die selbstgeschaiTenen Schranken gegenwärtig hiel- 
ten, konnte jene Institution und ihre Fortdauer in der alten Gestalt 
keine Gefahr laufen. Aber schon in der zweiten Hälfte des XFV. Jahr- 
hunderts, noch entschiedener aber im Anfange des XV., fingen sie an, 
diese Schranken lästig zu finden, sie gering zu achten, den Kreis 
ihrer eigenen persönlichen Jurisdiction willkürlich zu erweitern, die 
des Hofgerichtes zu beschränken. Neben der Gerichtsbarkeit des Hof- 
gerichtes entfaltete sich immer üppiger jene, die der König entweder 
in Person oder durch seinen Rath ausübte — die Kammerjustiz. 
Noch läuft diese zwar in der ersten Hälfte des Jahrhunderts parallel 
mit der hofgerichtlichen. Aber ihre Überwucherung entzog bald dem 
Hofgerichte den Boden, aus dem es hervorgewachsen war, und die 
Bedingungen seiner Existenz und Wirksamkeit geschöpft hatte. Mit 
der Heranbildung einer neuen staatlichen Institution, auf die die Idee 
der Repräsentation der höchsten k. Gerichtsbarkeit übertragen wurde, 
musste nothwendig jene ältere zusammenfallen, die nur in dieser 
Idee ihre Wurzeln gehabt hatte. So sehen wir auch wirklich in der 
Mitte des Jahrhunderts das Hofgericht spurlos untergehn und dem 
Kammergericht Platz machen. Aber dem neuen obersten Gerichtshofe 
mangelte es noch an jener festen Organisation, die dem Hofgerichte 
seine bestimmte Gestalt gegeben hatte. Bis nahe zum Ausgange des 
Jahrhunderts unter K. Friedrich III. ist die Geschichte des Kammer- 
gerichts nichts als das Ringen nach einer solchen. Merkwürdigerweise 
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kehrte nunmehr der Gedanke, der zur Zerstörung des Hofgeriehts 
geführt hatte, seine Spitze auch gegen die neue Institution, der mit 
der Übernahme ihres Erbthums im Reiche auch naturgemäss die Auf- 
gabe der alten zugefallen war. Es trat eine abermalige Abscheidung 
der königlichen Hofgerichtsbarkeit von dem k. Kammergerichte ein, 
Berufungen yon seinen Urtheilen, und Avocationen yon Streitsachen 
an den L Hof fingen an sich auszubilden. Wahrscheinlich wäre das 
k. Kammergericht in viel kürzerer Zeit einem ähnlichen Schicksale an- 
heimgefallen, wie das k. Hofgericht, hätte es nicht im Reiche selbst 
eine unerwartete Stütze gefunden, wodurch sein Bestand auch für 
die kommenden Jahrhunderte gesichert wurde. Aber nur dadurch 
konnte es zu einer festeren Organisation gelangen, dass es der alten 
Idee untreu, die es geschaffen hatte, auf einer ganz anderen Grund- 
lage umgestaltet wurde. So wie uns die innere Verfassungsgeschichte 
;des Reiches zeigt, wie die Verhältnisse dieses Jahrhunderts allmählich 
zu einer concreteren Auffassung des Begriffes „Reich^ führten, die 
in der Gesammtheit der Reichsstände als einer geschlossenen Cor- 
poration im Gegensatze zum „Kaiser^ ihren Ausdruck fand, so tritt 
uns im Zusammenhange damit am Ende dieses Jahrhunderts das 
k. Kammergericht in seiner durch den Wormser Reichstag 1495 
geschafienen Organisation als ständiger oberster Reichsgerichtshof 
in der Gestalt des „kaiserlichen und des heiligen Reiches Cammer- 
gerichts^ entgegen. Wie aber auch die andere Idee, die einer persön- 
lichen Gerichtsbarkeit des Kaisers, im Gegensatze zu der von Kai- 
ser und Reich gemeinsam ausgeübten, als deren Repräsentant sich 
das k. Kammergericht ausbildete, nicht ruhte, sondern in ihrem wei- 
tern Verlaufe zur Schaffung des Reichshofrathes führte, als dem 
Ausdrucke der obersten kaiserl. Gerichtsbarkeit, wie dieser Dua- 
lismus in der obersten Gerichtsbarkeit in Deutschland in gewisser Art 
fortdauerte und bis zum Ende des Reiches eine concurrirende Ge- 
richtsbarkeit beider obersten Reichsgerichtshöfe nebeneinander lief» 
darauf näher einzugehn, fallt jenseits der Sehranken unserer gegen- 
wärtigen Darstellung. 

Unsere Aufgabe ist es blos die hier in ihren allgemeinen Zügen 
vorgeführten Wandlungen in der obersten Gerichtsbarneit in ihren 
Stadien innerhalb des Raumes des XV. Jahrhunderts bis zum ewigen 
Landfrieden im Einzelnen nachzuweisen, und dies soll im Nachfol- 
genden geschehen. 



Die höchste GerichUbsrkeit ilef deutschen Königs u. Reiches. 



Der ionif alg oberster Kickter* 

D!e Veränderungen, die im Laufe der Zeit in der Stellung der 
Landesherren als Reichsstände und Territorialherren eingetreten 
Waren, und ihre immer mehr wachsende Selbstständigkeit, hatten 
auch auf die Zustände des alten Gerichtswesens eine wesentliche 
Rückwirkung geübt. Das Dingen unter Königsbann hatte seine Be- 
deutung verloren. Die Landesherren wurden ein für allemal mit den 
Regalien ihres Gebietes und damit Zugleich auch mit der Gerichts- 
herrlichk^it und dem Blutbanne sammt dem Rechte sie weiter zu 
Verleihen^ belehnt, und alle Gewalt im Lande, auch die richterliche 
fing an als Äusfluss der Hoheit über das Gebiet zu gelten i). Nur 
in den dem Reiche unmittelbar verbliebenen Gebieten, in den 
Reichsstädten und in Westfalen hatten sich noch kaiserliche Gerichte . 
und Richter, die „ohne Mittel** unter dem König richteten, erhalten«). 
Sonst war die Gerichtsbarkeit allgemein im Umfange der alten gräfli- 
chen eine landesherrliche geworden, und die Landesherren übten 
dieselbe in ihren Territorien zu eigenei^ Rechten aus. 



So wird beispielsweise der Herzog Albrecht von Österreich ron R. Friedrich 1446 
3. April (Chnel. Reg. Fr. n. 2058^ Anhioig n. 66) belehnt „mit allen vnd geglichen 
im wirdikeiten, eern, rechten, gerlohten, herrschefften , lannden, leuten, 
eygentumbn, mannen, mannscheiften, lehenschefften geistlichen rnd welUichen, 
wiltpennen, steten, siossen, merkten , dfirffern , ekem, wisen, weiden, wassern, 
rischwalden, porten an der see, juillen berhwerken, münnczen, pnessen, stewm, 
vollen, dioBsten, geleiten, rennten, gftUen, czinsen, kristen, Juden, gntem besachten 
vnd vnbesuchten vnd allen zugehorangen mit ganczer volkomenheit nichts aus- 
genomen etc.* K. Albrecht ertheilte 1438, 14. Oct. zu Pressburg dem Herzog 
Friedrich , dem Jüngern von Österreich den Blutbann und die Macht und Guwalt ihn 
«all seinen richtern vnd amptleuten, die er dorczu bescheiden vnd seczen 
wurdet. In all seinen furstenthumen, landen, gerichten, zwingen, bennen, stetten, 
mercfcten, doHTem vnd gebiten furbasier zu verüben, damit zu thun vnd zu 
uolfaren, als das von alters herkomen vnd recht ist, doch also, wenn er die 
andern seine fanlehen nympt, daserdannden ban auch von vns 
nemen sol, als sich darczu gebür*. Vgl. Chmd Material. 1 I. 41. 

^) Die kaiserlichen Landgerichte in Schwaben, im Elsass, in Franken , die westfäli- 
schen Gerichte werden hSufig des Kaisers und des Reiches höchste Gerichte genannt. 
Ein besonderes Ansehn genoss das Hofgericht zu Rotweil. 
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Aber auch noch im 15. Jahrhundert hatte sich die Erinnerung 
an die oberste Gerichtsherrlichkeit des Kaisers und an ihre unerschöpf- 
liche Fülle lebhaft erhalten; wenn auch nicht factisch, doch rechtlich 
anerkannt, ging alles Recht und aller Gerichtszwang im Reiche noch 
vom Kaiser aus, alle Gerechtigkeit wurde in seinem Namen und Auf- 
trage geübt. 

Noch in dieser Zeit galt der König als oberster Richter, an 
den es Jedermann, dem irgendwo das Recht versagt wurde, frei stand 
sich zu wenden, als höchste Instanz, an die man sich von 
den Erkenntnissen der Gerichte berufen konnte 9» ^Is derjenige, Ton 
dem der höchste Schutz und Schirm des Rechtes ausgingt), 
als die letzte Quelle und der Schöpfer allen Rechtes^); 
demalleRechteund jeder Gerichts zwang entspri essen ^), 
mit einem Worte als der oberste Gerichtsherr, dessen Gewalt 
sich auf Jedermann im Reiche erstreckt, und vor demNiemand 
gefreit ist^). 



^) So weist K. Sigmund 1437, 10. Jiili eine Klage wegen Todschlages gegen einige 
Bürger von Nürnberg an die ordentlichen Gerichte daselbst, und fugt hinzu, dass 
der Klager im Falle, als er da i^cht zu seinem Rechte käme, sich an ihn „als *den 
obersten Richter** berufen dürfe. 

^) Siehe die Achtserklarung gegen die Stadt Soest t. J. 1444. 22. Dec. Bei Ch^el 
Reg. Fr. Anhang n. 57 : als sie dann auch in des heiligen Römischen reiches bann 
ynd acht von vns als einem Römischen kunig und obristen schermer des 
rechten arklart und vöUig deciarlert werden sollen. 

*) Siehe das Gutachten der Reichsfürsten v. J. 1467 über Turkenzug und Land- 
frieden (N. S. d. R. A. S. 218). Im § 7 wird ein Vorschlag gemacht zur Hand- 
habung des Landfriedens ein kaiserliches Gericht zu Nürnberg aus Herren, Rittern 
und Knechten mit 24 (Jrtheilem aus aUen deutschen Landen niederzusetzen. § 8 : 
„Nachdem alle Recht und Gerichtszwang von nnserm herren 
dem Keyser entspriessen**, soll der Kaiser das Recht haben, den Richter zu 
diesen 24 Urtheilern zu setzen, und dadurch soll § 10 dem Kaiser, seinem Kammer- 
gerich tc und seiner „Oberkeit** keine Irrung und kein Abbruch geschehen. 

^) So wird in dem Kammergerichtsurtheil vom 1451 bei Harpprecht A. d. K. G. n. 
XXX der Kaiser der o briste richter und rechtschöpfer genannt. 

^) So verurtheilte K. Sigismund im J. 1435. 7. Juni den auf seine Ladung nicht 
erschienenen Jacob Truchsess von Waldburg, trotz des Ansuchens der Herzoge von 
Baiem, er möge ihn als ihren Rath und Diener vor sie und ihr Gericht weisen, in 
contumaciam, »da doch er des Kaysers amtmann, rath, lehensmann und diener, 
auch niemand für die keyserliche Majestät und das kammer- 
ge rieht gefreit ist.** 



Die höchste Gerichtsbarkeit des deutschen Königs u. ReicheS' u 

Eine Folge dieser Vorstellung war, dass die Könige noch viel- 
fach das Recht in Anspruch nahmen und auch wirklich ausübten, 
nicht blos neue, hohe und kleine Gerichte mit Zwing und Bann zu 
errichten, den Blutbann, ein Halsgericht, und das Recht einen Stock 
und Galgen aufzurichten zu verleihen, sondern auch in die Thätigkeit 
der bestehenden Gerichte nach ihrer Willkühr in manigfaltiger Weise 
einzügreifen, die Befugnisse derselben einzuschränken i) oder zu 
erweitern , die Art ihrer Besetzung zu regeln »), den Rechtsgang und 
die Rechtsnormen, nach denen sie entscheiden sollen, zu bestimmen, 
ihre Urtheile als kraft- und wirkungslos zu erklären »), oder deren 
Ausführung zu hemmen^), in einzelnen Fällen sogar Sachen von den 
eompetenten Gerichten zu avociren, und sie entweder an sich zu 
ziehen fi), oder anderen Richtern zuzuweisen, insbesondere räumlich 
und sachlich die Amtsgewalt der ordentlichen Gerichte zu beschrän- 
ken. Hieher gehören namentlich die zahlreichen Privilegien de non 
evocando und de non appellando. Die Könige machten von dem 
Rechte ihrer Ertheilung den ausgedehntesten Gebrauch und griffen 
dadurch in höchst wirksamer Weise in die bestehende Gerichts- 
organisation ein. Selbst ihren eigenen obersten Gerichten gegen- 
über, dem Hofgerichte und später dem Kammergerichte, deren Dasein 
und Wirksamkeit doch wesentlich auf ihrer Identificirung mit der ; 
höchsten Gerichtsgewalt des Königs beruhte, hielten sie sich nicht 
durch die ihnen verfassungsmässig gegebenen Schranken gebunden 
und nahmen keinen Anstand in ihre gerichtliche Thätigkeit einzu- \ 
greifen und sie für gewisse Sachen ausser Kraft zu setzen 6). 



^) z. B. durch Ertheilung von Moratorien zu Gunsten von Geldschulden für längere 

oder kürzere Zeit. 
^) Ein Beispiel für viele bei Chmel reg. Rup. 1407. s. Aug. n. 2348. Im Anhange 

in. 28. 
3) Siehe z. B. Chmel a. a. 0. Urk. v. 1406. 9. Dec. n. 2241 Anhang HI. 26; ferner 

1401. 30. Oet n. 1022, im J. 1442. 9. Aug. (Chmel R. Fr. n. 961) ein fehm- 

gerichtliches Urtheil. 
^) Sogenannte Inhibitionsbriefe zu erlassen, siehe z. B. Thmel R. Fr. u. 2696 Anhang 91. 
^) So zog beispielsweise K. Friedrich 1473, 8. Juli (Chmel R. Fr. n. 6754) einen 

Process vom Hofgerichte zu Rothvyeii zur Entscheidung an den k. Hof. 
^) Durch diese Schranken vraren zwar die obersten Gerichte selbst gebunden, der 

Kaiser selbst aber sollte es nur durch persönliche Versprechungen und Privilegien 

sein, so versprach K. Friedrich 1474, 3. Juli (Chmel R. Fr. n. 6914) der Stadt 
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Als Ausfluss der höchsten Gerichtsherrlichkeit nahmen die 
Könige auch das Recht für sich allein in Anspruch, den Reichsbann 
zu verhängen, des Reiches Acht und Aberacht auszusprechen. 
Nicht nur machten sie von diesem Rechte den ausgedehntesten Ge- 
brauch, sondern betrachteten es auch als ihnen ausschliesslich zu** 
stehend. Zwar hatten auch die Gerichte das Recht unter gewissen 
Bedingungen und in den gesetzlichen Fällen, besonders im Unge- 
horsamsverfahren, die Acht (Vervestung, Verzählung, proscriptio) 
auszusprechen , aber theils fehlte ihnen die Macht zur Durchführung 
ihrer Achturtheile, theils hatten diese nur für den Geriehtssprengel 
selbst Geltung, und wurden ausserhalb desselben nur selten aner- 
kannt, wenn es gleich dem Kläger möglich war» eine Erweiterung 
ihrer Wirkung bei dem höhern Richter zu erwirken. Die Macht und 
das Recht solchen Achterklärungen für den ganzen Umfang des 
Reiches Wirkung und Geltung zu verschaffen*)» die Reichsacht 
(bannus regius, imperialis) auszusprechen, hatten nur die Könige, 
und so wie sie seit jeher dieses ausschliessliche Recht für sich in 
Anspruch nahmen «) , so hielten sie auch in diesem Jahrhundert daran, 
fest. So erklärte noch K. Friedrich III. auf dem Reichstage zu Köln 
V. J. 1486 in seiner Antwort auf das von den Reichsfürsten und 
Churfürsten ihm vorgelegte Project einer neuen Kammergerichts- 
ordnung ausdrücklich, dass er sich die Verkündigung der Acht selbst 



Nördlingen wider das Urtheil des k. Kafiiinergericlites AicbU verfiigen zu wollen, 
es nicht za cassiren. 

^) Mit Ausnahme derjenigen Stfidte und Personen, die um sich den bei Verfolgung 
flüchtiger Reichsächter häufigen Vexationen zu entziehen vom König durch ein 
Privilegium die Erlaubniss erwirkt hatten , die Reichsächter und Aberi(chter aufzu- 
nehmen, ihnen Schutz und Schirm zu gewähren. Solche Privilegien sind im XV. 
Jahrb. sehr häufig, und so zerstörten die Könige wieder mit der einen Hand, was 
sie mit der andern aufrichteten. So ertheilte K. Ruprecht 1401, 30. Aug. (Chmel 
R. R. n. 895) der Stadt Regensburg das Privileg, dass keiner ihrer Bürger proscri- 
birt werden könne. K. Friedrich 1447, 1. Sept. (Chmel R. Fr. n. 2312, Anhang 72) 
der Stadt Köln das Recht mit Ächtern zu verkehren. R. Ruprecht 1401, 6. Aug. 
(Chmel R. R. n. 713) der Stadt Rotweil Ächter zu behalten, 1401, 7. Aug. (n. 712) 
den Städten Heilbronn und Wimpfen unbekannten Ächtern ohne Schaden Geleit- 
briefe zu geben. Siehe auch n. 765, 767, 788, 1326, 1551, 1552, 1554, 1555, 1888, 
2488, 2502, 2514, 2517, 1518, 2521, 2530, 2533. 

^) Auch der Hofrichter hatte nicht dieses Recht. Const. Mog. c. 15. — reos non 
proscribet, nee a proscriptione absolvet; hec namque auctoritati nostre 
exellencie reservamus, eben so wenig wie der Kammerrichter. 
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vorbehalten wolle ^). Was von der Verhängung der Reichsaeht gilt, 
gilt auch von der Aufhebung derselben. Auch diese konnte nur vom 
Könige ausgehen. Es kam hier sein finanzielles Interesse in s Spiel. 
Aus den Achtschätzen, Achtschilling floss der k. Kammer 
eine beträchtliche Einnahmsquelle. „Dauon khumbt ainem khaiser 
^der Rumischen Kunig groos guet und schätz*«, sagt jene Urkunde 
art. 2, die ich im Anfange erwähnt habe. Zur Evidenzhaltung dieser 
königlichen Acte war daher bereits in der const. Mog. der Notar des 
Hofgerichtes angewiesen worden eigene Achtbücher zu führen. Diese 
Verpflichtung war jedoch im Laufe der Zeit auf den kaiserlichen 
Hofgerichtsschreiber übergegangen, der auch dem k. Hofrichter den 
ihm von den Achterkenntnissen des Hofgeriohtes verfassungsmässig 
zufallenden Antheil von den Achschätzen abzuscheiden hatte, und vor 
dem sich jeder Geächtete, wenn er aus der Acht kommen wollte, 
zuvor lösen musste. Urk. a. 3. Zugleich hatte er das k. Hofgericht 
selbst zu controliren, und dafür zu sorgen, dass die k. Kammer keine 
Verkürzung erleide. Die Entlassung aus der Acht sollte jedoch nicht 
früher erfolgen, bevor dem Kläger nicht vollkommen Genüge geleistet 
wurde»). Dass einzelne Gerichte sich dies durch Privilegien beson- 
ders verbriefen liessen, beweist eben, dass zuweilen die Rücksicht 
auf die Kammer die auf die Gerechtigkeit überwogt). Da es sich 
hiebei wesentlich um ein fiscalinisches Interesse handelte, dessen 
Vertretung später vorzüglich dem k. Kammerprocuratorfiscal anheim- 
fiel, so erklärt ejs sich, dass K. Friedrich 1466. 25. April (Chmel. R. 
Fr. n. 4462) den Kammerpr. Dr. Jörg Ehinger beauftragt und be- 
vollmächtigt, die Reichsächter und Aberächter zur Strafe zu ziehen, 
im J. 1466. 29. Jänner (Chmel n« 4360) die auf die Klage des Urban 
Reitter k. Kammerpr. gegen Paul Prewer vom k. Kammergerichte 



^) Harpprecht a. a. 0. I. S. 81. 

2) Siehe z. B. Const. Albrechrs 1 . v. J. 1298, c. 37. 

*> So gab K. Ruprecht 1404, 13. August (Chmel Ang. R. Ruprecht n. 1831) dem 
Hofgerichte zu Rotweil folgende zwei Freiheiten: 1. waz daraä erkant vnd für 
recht Yssgesprochen wirdet, daz das auch Im selber also beliben yhd gehalten 
werden solle, ane menclichs Widerrede. 2. wer auch an demselben vnserm vnd de 
Richs hofegerichte zuRotwile mit orteil geacht wirdet, den sollen und wollen 
wir noch vnser nachkomen an dem Riche, Romische Reiser vnd Runige, uss der- 
selben acht nicht lassen, ane des Riegers willen. 
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verhängte Acht vor K. Friedrich aufgehoben, 1466. 7. Nov. (Chmel 
n. 4730) Ludwig von Lichtenberg auf Klage des kais. Kammerpro- 
curatorfiscals in des Reiches Acht und Aberacht verurtheilt wird 
u. s. w.y und der Fiscal überhaupt bei allen Achterklärungen die Hand 
im Spiele hat. 

So streng die Könige an den Grundsatz festhielten, dass nur 
sie das Recht haben sollten, die Reichsacht zu verhängen oder aufzu- 
heben, so kommen doch Fälle vor, wo sie ausnahmsweise dasselbe 
einzelnen Personen durch ein specielles Mandat übertragen. So 
bevollmächtigte im J. 1431, 27. Juli K. Sigismund die in einer 
besonderen Mission in die Niederlande, Sachsen und Westfalen 
entsendeten Konrad von Winsberg, Reichserbkämmerer, und den 
königlichen Hofschreiber Peter Wacker, die in die Reichsacht gekom- 
menen Personen und Gemeinden in Friesland aus der Acht und Aber- 
acht zu lassen, und gab im J. 1434 im October den Erzbischof 
Dietrich von Culn und dem Pfalzgrafen Wilhelm die Commission, die 
Acht und Aberacht über die Herzoge von Jülich auf eine Zeit nach 
Gutdünken aufzuheben. 

Die Reichsacht wurde vom Kaiser über Urtheile der verschie- 
densten Gerichte ausgesprochen, häufig auch, weil der vor ihn 
Geladene auf die dritte Ladung nicht erschienen war, so gegen 
Johann, Münzmeister zu Metz (1431, 23. März), gegen Hans von 
Hohenstein wegen unrechtmässigen Besitzes verschwiegener Reichs- 
lehen (1431, 17. Juli), gegen Martin und Hans Kotner (1434, 
1. October), gegen Albrecht von Eglofstein ^ und seine Söhne 
(1434, 1. October), gegen die Brüder Zedwitz (1434, im October), 
die erst im J. 1437, 2. August von der Reichsacht losgezählt wurden, 
gegen die Stadt Nümegen (143S, 20. März); auf Urtheile des 
Reichshofgerichtes gegen die Stadt Hamburg (1423, 5. Mai); 
gegen die Grafen von Mansfeld, weil sie dem Kläger, einem Bürger 
zu Magdeburg, nicht zu Recht standen (entlassen 1424, 18. August); 
des Reichskammergerichtes (Chmel Reg. K. Fr. 12. 4360); 
des Stadtgerichtes zu Bamberg gegen den Bürger Heinz Big- 



Denselben, den der König 1422, 25. August beTollmSchtigte, den Juden DHvid Dautz 
zu Regensburg, der in dem von etlichen Judenmeistern verhängten Bann frevent- 
lich gelegen, an seinem Gute an des Königs Statt zu strafen, und die eingehende 
Busse 300 fl. als Abschlag für sein vorfallenes Jahresgeld zu behalten. 
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ner wegen eines Todtschlages (1422 im August); des heimlichen 
Gerichtes in Westfalen gegen Herzog Ludwig von Baiern 
(1434, 24. Februar), der aber schon wieder am 11. August dieses 
Jahres von der Reichsacht enthoben wird; des Reichslandes- 
gerichtes zu Nürnberg gegen die Stadt Kempten (aus der 
Reichsacht entlassen 143S, S. August) und unzählige Beispiele. 
Auch die Judenmeister oder Hochmeister über die Juden in 
Deutschland hatten das Recht über die Juden zu richten und den 
Bann über sie auszusprechen. K. Ruprecht ernannte 1407, 3. Mai 
den Israhel zum obersten Hochmeister über alle Juden in deutschen 
Landen und gab ihm das Recht, einen jeden Juden in Deutschland 
^fur sich zu heischen, zu laden vnd mit dem indischen banne vnd 
rechten zu straffen, zu bannen, zu vrteilen vnd zu bussen^. (Chmel. 
K. Aug. Anhang III, 27.). Mit diesem Rechte bestellte auch K. Sigis-^ 
mund 1418, 6. November den Haim Isak von Würzburg zum Juden- 
meister in Deutschland. 

Nicht selten hoben sie aber auch die von den Gerichten ver- 
hängte Acht auf und erklärten sie für kraftlos, so beispielsweise 
K. Sigismund 1422, 28. August die von den Juden Lewe Kolner 
über die Jüdinn Gottgensin gesprochene Acht, die von dem Reichs- 
hofgericht wider die Stadt Metz verhängte Acht (1 43 1 , 
17. April) u. s. w. 

Hatte aber der Reiehsächter den Ansprüchen des Klägers, und 
jenen des die Acht ursprünglich verhängenden Gerichtes, endlich 
denen des Königs auf den Achtschilling vollständig Genüge geleistet, 
so sprach dieser die Enthebung von der Reichsacht aus ; so hob um 
die ersten besten Beispiele anzuführen, K. Sigismund die Acht auf 
über den Pfalzgrafen Ludwig von Baiern (1434, 11. August), den 
Heinz von Cedwitz (1437, 10. Juli), die Grafen von Montfort 
(1424, 18. August), die Stadt Kempten (1133, 19. April), die 
Stadt Hamburg (1423, 6. Mai), den Heinz Bigner, Bürger zu Würz- 
burg (1422 im August) u. s. w. 

War aber der Achter Jahr und Tag in der Reichsacht gele- 
gen, ohne sich zu lösen, so sprach der König die Aber- oder Ober- i; 
acht über ihn aus, z. B. König Sigismund über die Einwohner des 
iierzogthums Gelse und der Grafschaft Zutphin wegen ihres Unge- 
horsams gegen den Herzog Adolf von Jülich und Cleve (1433, 
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6. November) über die Stadt Rostock (1432, 12. Mai, wiederholt am 
26. Juli. 1434) u. s. w. 

Es liegt in der Natur der Stellung eines obersten oder höchsten 
Richters, dass er selbst die höchste Instanz bildet, von deren Er- 
kenntniss eine weitere Berufung nicht mehr möglich ist. Aber 
allmählich fangt der BegriiF des Reiches, in dessen Namen der König 
sein königliches Amt ausübt, an in diesem Jahrhundert eine concre- 
tere Gestalt zu gewinnen und es bereitet sich jener Umschwung vor, 
der in dem Gegensatze zwischen Kaiser und Reich der Gesammtheit 
der Stände einen reichsgesetzlich anerkannten Antheil an der Reichs- 
regierung sicherte. Im Vordergrunde stehen natürlich noch die Chur- 
fürsten, die bereits die goldene Bulle als die Säulen des Reiches 
gepriesen hatte und von denen K. Albrecht II. in einer Urkunde 
vom 29. April 1438 sagt, dass sie „vnser vnd des heiligen romischen 
richs nechste vnd vurderste gelider sin vnd vns die bürde das heilige 
reich zu versehen mittragen helfen vnd sich darinne getreulichen 
finden lassen"*. Ein Symptom dieses sich vorbereitenden Umschwün- 
gen in der Reichsregierung ist nun bereits um die Mitte dieses Jahr- 
hunderts in der Art und Weise der Berufung zu erkennen , die wir 
in zwei Urkunden jener Zeit finden. So berufen sich im Jahre 1443, 
10. December (Harpprecht a. 0. I. n. XXXII, S. 132) die Mark- 
grafen vor Brandenburg durch ihren Anwalt Dr. Knorre gegen eine 
von dem Stifte Bamberg gegen ihr Landgericht zu Nürnberg erwirkte 
Rehabibition und Ladung für sein kunigelich Mayestat vnnd die 
sambnung des hailigen Romischen Refchs semptlichen, 
und so beruft sich auch im J. 1450 (Senckenberg. De iud cam. 
hod. 1. X, S. 130) der Graf Reinhard von Hannau, da es nicht ver- 
boten ist wider königliche Orteile zu bieten und dingen, -uf dass 
Niemand an syme Rechten durch verkürtzunge oder Yersummnisse 
verkurtziget oder versumet werde .... wider an sine königlich 
Gnade, als die nit folkomelieh unser Gerechtigkeit underweyset ist, 
und an unsere gnedige Herren die Korefürsten. 
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Persinltehe Jorisdietton des Königs. 

Es war eine natürliche Folge der Anschauung Ton der obersten 
Richtergewalt des Königs, dass zahlreiche Fälle yorkommen, wo die 
streitffihrenden Parteien in ihren langwierigen „Spänen und Zwei- 
ui^en^ zuletzt auf die Entscheidung des Königs compromittirten, als 
Schiedsrichter „sicut in unum supremum judicem, et plene pote- 
statia arbitrum^ mit dem Versprechen sich seiner Entscheidung 
secundum rectum iudicium oder secundum ius vollständig zu unter- 
werfen «), dass sie „mynne ynd recht genczlich an in gestalt habent^ 
mit dem Versprechen „daz sie daz von beiden syten stete halten 
sollen»)^. Der König entscheidet sodann ^mit der gutlicheit^, macht 
zwischen ihnen „reine freuntliche stallunge vnd ordenunge^; der 
König „wartet entweder des rechten**, entscheidet „mit dem rech- 
ten** oder „mit der mj^ne»)**. Der König tritt hier persönlich als 
oberster Richter auf, er übt eine persönliche Jurisdiction mit Um- 
gehung der ordentlichen und selbst der höchsten, die höchste könig- 
liche Gerichtsbarkeit verfassungsmässig repräsentirenden Gerichte 
aus. Die Parteien unterwerfen sich vollständig seiner richterlichen 
Entscheidung, es möge ihm nun gelingen, ein gütliches Übereinkom- 
men zwischen ihnen zu erzielen, oder er genöthigt sein, die Sache 
mit Urtheil zu entscheiden. Im Bewusstsein ihres obersten Richter- 
amtes Hessen sich die Könige dieses Recht nicht streitig machen, sie 
übten es häufig und in der Form aus, wie es ihnen gerade genehm 
war. Beispiele von dergleichen Schiedsprüchen finden wir z. B. unter 
K. Ruprecht 1404, 11. August (siehe Note 2) zwischen der Stadt 
Wetzlar und dem Liebfrauenstifte daselbst , unter K. Sigismund im 
Juni 1424 zwischen dem König Erich von Dänemark und den Her- 
zogen von Schleswig ^). Der König lässt wiederholte Protestationen 
des Herzogs Heinrich von Schleswig regem non posse solum in 



Lang^ebeck und Suhm. Script, rer. Dan. Vn, S. 3S9 ff. 

2) 1404, 11. Augrust Cbmel Reg. R. n. 1S27. Anhang HI. n. IS. 

9) 1442, 20. Juli. Chmel Reg. Pr. n. 757. Anhang n. 16. (lateinisch amore vel 

jndicio. Urk. K. Rnaolfs I. r. J. 1285, Lfinig R. A. XIV, 472.) 
*) Siehe NoU 1 und FrankJin*8 BeitrSge, S. 181. 
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hac causa sententiare ganz unbeachtet, unter K. Friedrich 1449, 
7. August (Chmel R. Fr. n. 2883), 14S1, 12. Jänner (Chmel 2680) 
und viele andere. Eben so wenig, wie bei der Ausübung der persön- 
,' liehen Jurisdiction überhaupt, bindet sich der König als Schiedsrichter 
V an gewisse Schranken. Er entscheidet entweder ganz allein, oder 
er überträgt die Entscheidung mit Recht oder mit Minne einer oder 
mehreren Personen, z. R. K. Friedrich die Entscheidung über ein 
Testament eines Regensburger Rürgers (Nota 3), dem Erzbischof 
Dietrich von Mainz (siehe auch Chmel R. Fr. n. 1249, Anhang 31 
und n. 2048, Anm. n. 63), oder er lässt sich von den verschieden- 
sten Personen, vorzüglich von Doctoren und Rechtsgelehrten berathen 
(Nota 1), oder er entscheidet die Sache in seinem k. Rathe und 
Kammergerichte (Nota 2). Im Jahre 1448, 26. Sept. (Chmel R. Fr. 
n. 2488) bestellte K. Friedrich den Pfalzgrafen Otto beim Rhein zum 
Schiedsrichter in einer Streitsache zwischen der Stadt und dem 
Bischof von Regensburg mit dem Zusätze, dass wenn sie sich nicht 
vergleichen wollten, sie vor ihm und seinem königlichen Kammer- 
gerichte erscheinen sollen. Hier wird demnach die schiedsrichterliche 
Thätigkeit des Königs, die er in diesem Falle durch Übertragung 
übt, und die richterliche mit dem k. Kammergerichte auseinan*Ber- 
gehalten. 

Aber nicht blos als Schiedsrichter und Vergleichsstifter wirkte 
der König, sondern viel häufiger trat die persönliche Jurisdiction des 
Königs als obersten Richters in letzter Instanz in Folge von Berufun- 
gen der Parteien von den Erkenntnissen der verschiedensten 
Gerichte ein <). Der obersten Richtergewalt des Königs war Jeder- 



^) Nicht selten Hessen die Könige sieh auch durch priTilegi« de non «ppellando 
hierin nicht irre machen. Sie nahmen häufig selbst über das 15. Jahrhundert hin- 
aus Berufungen sogar aus churfiirstlichen Territorien an. Siehe einige Beispiele 
aus der Mark Brandenburg bei Kuhns Geschichte der Gerichtsverfassung und 
des Processes in der Mark Brandenburg I. Berlin 186S, S. 82 ff. Doch fehlt es 
aber auch andererseits nicht an FSUen, wo sie aus Rucksicht auf solche Privilegien 
den Klager ab- oder an die ordentlichen Gerichte zurückwiesen. K. Ruprecht 
befiehlt im Jahre 1400, 4. September dem Hofgerichte alle Klager wider die 
Juden von Oppenheim an den Schulthetss und das Gericht daselbst zu weisen 
(Chmel R. R. n. 9) und 1404, 7. October (Chmel ebenda) in ahnlicher Weise 
bezüglich der Frankfurter Juden. Eben so erliess R. Friedrich 1448, 18. October 
(Chmel R. Fr. n. 2502) einen Befehl an den Reichshofrichter und die Urtheils- 
sprecher zu Rotweil, dass sie über die Unferthanen des Ghurfürsten Ludwig, 
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mann im Reiche ohne Unterschied unterworfen. Vor der kaiser- 
lichen Majestät sei Niemand gefreit, sprach K. Sigismund 
im Jahre 1435, 7. Juni aus. Wenn er hinzugefügt unddemKam- 
mergerichte, so geschieht dies nur desswegen» weil unter 
K. Sigismund das Kammergericht noch als der treue Ausdruck der 
höchst personlichen Gerichtsbarkeit des Königs betrachtet wurde. 
In diesem Sinne widerrief er auch 1434, 14. April, die der Stadt 
Cöln im Jahre 1415, 7. April gegebene Freiung von dem Reichs- 
kammergericht, Hofgericht, allen bischöflichen und kaiserlichen 
Landgerichten zu Nürnberg, Rotweil, in Sachsen, der Wetterau 
u. s. w. 9» indem sie sich nicht auf das k. Reichskammer- 
gericht, auf das heimliche Gericht in Westfalen und auf die 
Freistühle erstrecke. Nicht die gleiche Rücksicht wurde gegen das 
k. Hofgericht beobachtet, von dem zu gleicher Zeit zahlreiche Exem- 
tionen vorkommen, dessen Gerichtsbarkeit somit nicht mehr mit der 
höchst persönlichen des Königs identisch ist. 

Wenn daher in den zahlreichen Exemtionsurkunden des 15. Jahr- 
hunderts auch nicht ausdrücklich von dem Vorbehalte der höchsten 
königlichen Gerichtsbarkeit die Rede ist, so ist dieser doch immer 
die stillschweigende Voraussetzung. Häufig geschieht diess jedoch 
auch ausdrücklich in der Form, dass der Privilegirte nur vor dem 
König oder auch dem k. Hofe, dem k. Rathe, den L Hofmeister zu 
Recht zu stehen habe. 

So finden wir auch in den Urkunden zahlreiche Urtheilssprüche 
der Könige, die sie in Ausübung ihrer persönlichen Gerichtsbarkeit 
erliessen. Doch unterscheidet sich das 15. Jahrhundert in dieser 
Beziehung wesentlich von den früheren. Denn während die Könige 



Pfalzg^afen hei Rhein kein Urtheil sprechen noch auch eine Acht rerkündigen 
soHen, nachdem er als ein Kurfurste des heiligen richs von römischen Keysern 
TndKunigen vnd dem heiligen reich gefriet ist, dass seine vntertane, lehenmannen, 
diener, burger vnd gebure an kein auswendig gericht ausser seinen landen furge- 
heischen werden sollen, und ob an dheinem auswenndigen gericht vrtheil vber die 
sein gesprochen wurden, das die vnkrefftig vnd vumechtig sein sollen -> nur im 
Falle der Rechtsverweigerung so möge man Recht suchen an dem richter der 
ane alle mitteil in vnserm knniglichen hoff zu rechtsiezet . .. 
wie dann die gülden bulle Kaiser KarPs löblicher gedechtnuss des virden 
soliche egemelte frihaits derlichen innehaldet. 
9 Die Urkunde abgedruckt bei Senckenberg. V. d. h. K. 6. i. D. n. IV. S. 19. 
(Tomaschek.) 2 
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in diesen sich in der Regel treu an die verfassungsmässigen Schran- 
ken hielten, und das Fürstengericht» das Hofgericht noch als der 
wahre Ausdruck der obersten k, Jurisdiction erscheinen» trat die 
personliche Rechtssprechung der Könige jetzt in so massloser Weise 
und mit einer solchen Überwucherung auf» dass sie zum Untergange 
der Jahrhundert alten gerichtlichen Institution des Hofgerichtes 
führte 9 und eine völlige WUIkühr und Systemlosigkeit in der ober- 
sten Rechtspj9ege einzureissen drohte, hätte nicht der Widerstand 
der Reichsstände am Schlüsse dieses Jahrhunderts eine verfassungs- 
mässige Organisation der höchsten Gerichtsbarkeit des Kaisers und 
des Reiches herbeigeführt. 

Die Ausübung der eigentlichen persönlichen Gerichtsbarkeit des 
Königs erfolgte in der freiesten Weise und unter den verschiedensten 
Formen; abgesehen von ihrer verfassungsmässigen Ausübung durch 
die Zuweisung der Entscheidung über die vor ihn gelangenden Streit- 
sachen an das k. Hofgericht oder die kaiserlichen Landgerichte» an 
das Hofgericht zu Rotweil » obwohl auch hier eine grosse Principlo- 
sigkeit herrscht» durch die Zurückweisung an die eigentlich compe- 
tenten Gerichte» oder endlich im Fürstengerichte« 

Es lassen sich folgende Formen unterscheiden : 

1. Der König fallt das Urtheil und entscheidet die Streitsache 
allein» ohne Zuziehung oder wenigstens ausdrückliche Erwähnung 
von Rathgebern» wenn auch in den meisten Fällen wohl angenom- 
men werden muss» dass er sich früher über den Stand der Sache 
instruirte» oder auch nach persönlicher Anhörung der Rede und 
Widerrede der Parteien von einzelnen Personen seines Vertrauens 
darüber referiren liess *). Oder 

2. er überträgt die Entscheidung der Streitsache durch eine 
ausdrückliche Commission einer Person» die er an seiner Statt zum 
Richter setzt oder auch mehreren Personen, als „k. Comis&arien**. 
So delegirte beispielsweise K. Ruprecht 1402, 8. April (Chmel R. 
A. n. 1158 den Johannes de Peryonibus zum Richter und Urtheils- 
executor in dem Processe des Deodat genannt Dorde de Ganbertis 
gegen Hermolaus, Sohn des Dardus Georgis wegen Wegnahme 



*) Solche Ui'theilssprüche kommen b&«fig in den wichtigsten Angelegenheiten vor, 
z. B. Chme> R. R. n. 1408 und viele andere. 
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einiger Besitzungen (siehe auch n. 1163); K. Sigismund übertrug 
im Jahre 1427, 17« April die definitive Entscheidung in seinem 
Namen über eine Berufung des Johannes Toma, procurator imperia- 
lis in temporalibus gegen eine Entscheidung der Stadt Valencia dem 
Erzbischof von Besan^on, wohl weil hier der König gcMdssermassen 
als Partei erschien, K. Friedrich 1441, IS. Juli die Entscheidung 
über eine letztwillige Anordnung eines Regensburger Bürgers dem 
Erzbischof Dietrich zu Mainz. (ChmeL R. Fr. n. 757. Anhang n. 16). 
Der Inhalt dieser Jl comission oder beuelhnuss"* ist sehr 
lehrreich. Der König sei mit Reichsangelegenheiten und Geschäften 
überladen, er empfehle ihm daher die Entscheidung „wann was du 
also zwischen in aussprichest vnd tust es sey mit recht oder mit der 
mynne, das sol kraSl vnd macht haben zu gleicher weiss, als ob 
wir das selber gesprochen vnd getan betten^. Der Erzbischof ent- 
ledigt sich des Auftrags in sehr freier Weise, auch er setzt, da er 
„von n6tlicher vnser vnd vnsers stiffts gescheffte*^ nicht länger zu 
Höchst bleiben konnte, an seiner Statt seihen Domdechant zu Mainz 
zum Richter und entscheidet schliesslich mit seinen geistlichen 
Würdenträgen und weltlichen Beamten, die bei ihm „im Rechten** 
^tzen^ femer im Jahre 1444, 17. September (Chmel R. Fr. n. 1747 
Anhang 53) dem Erzbischof von Cöln, der die Entscheidung der 
Sache wieder dem Jacob Claut, decretorum doctor übergibt, 1451, 
9. Deeember dem Cardinal und Bischof Peter zu Augsburg die Leu«' 
temng einer Streitsache der Grafen von Öttingen gegen die Stadt 
Alen. (Harpprecht a. a« 0< I. n. XXX, S. 157. Siehe auch n. XXXIII 
[im J. 1454] , S. 172) u. s. w. Überladung mit Reichsgeschäften 
oder persönliche Befangenheit Hess die Könige häufig zu diesem 
Mittel greifen. Oder 

3. er entscheidet die Sache selbst, aber mit Rath und mit 
Zuziehung vieler Personen aus den verschiedensten Kreisen und 
selbst mit Hilfe der Reichsstände an den Hof-, Land- und Reichs- 
tagen, wo sodann ausdrücklich in dem schriftlich abgefassten und 
öffentlich publicirten k. Urtheil der Berathung mit den Anwesenden 
gedacht wird. Auf diese Art entschied K. Sigismund den oben 
erwähnten Rechtsstreit zwischen dem K. Erich von Dänemark und 
den Herzogen von Schlesswig im Jahre 1424 habita matura et dili- 
genti deliberatione acconsilio cum prelatis, baronibus, nobi- 

libus, doctoribus, iurisperitis et aliis, und in ähnlicher Weise 

2» 
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den berühmten Straubinger Erbstreit über die Suecession in die 
bairisehen Niederlande am 26. April 1429 zu Pressburg in Gegen- 
wart vieler geistlicher und weltlicher Fürsten und Edeln aus Deutsch- 
land, Ungern und Böhmen, vieler Ritter, Knechte des heiligen 
Reiches, Städteboten, dann des Hofrichters und Hofschreibers, 
endlich von Gelehrten.. Bis zur Urtheilssprechung wird der Streit 
mündlich und öffentlich nach den Grundsätzen des deutschen Erb- 
ganges mit Reden und Widerreden durchgeführt. Das Urtheil wird je- 
doch nicht von Urtheilssprechern gefunden, sondern der König selbst 
entscheidet „mit reifer Yorbetrachtung und nach eigentlicher und 
gründlicher Berathung mit seinen Räthen** *). 

Auf ihren unstäten Wanderzügen durch Deutschland sassen die 
Könige nicht selten in den einzelnen Reichtstheilen persönlich zu Ge- 
richt und entschieden die vor sie gebrachten Rechtsstreitigkeiten. Dies 
war besonders bei den Luxemburgern der Fall. Wenn jene Urkunde 
a. 13 vom Kaiser fordert, dass er Statt halten solle in allen Ländern, 
die unter dem Reich gesessen sind, mit den daselbst eingebornen 
Fürsten, Herren, Ritter und Knechten, indem diese des Landes Sitte 
und Gewohnheit besser kennen als andere Leute, so ist es wohl die 
Entscheidung und Schlichtung von Händeln aller Art und Rechtstrei- 
tigkeiten durch den König in den einzelnen Länder des Reiches , die 
sie vorzüglich vor Augen hat. Aus der const. Mog. 1238 wissen wir, 
dass es das Gewohnheitsrecht des Landes , wo der König gerade Hof 
hielt, war, nachdem er zu entscheiden pflegte — „secundum consue- 
tudinem terrae sententiatum est** «). Mit K. Friedrich HI., der abge- 
sehen von den ersten Jahren seiner Regierung seinen ständigen Auf- 



^) Die glänze Angelegenheit behandelt weitlfiufig Aschbach. Gesch. K. Sigismund^s 11. 
280 ir. ; eine kurze und klare Übersicht gibt Franklin. BeitrSge 8. 184. Die Ur- 
kunde bei Bachmann Vorlegung der fideicommissorischen Rechte des kur- und 
fürstlichen Hauses Pfalz. Zweibrücken 1778. Der ganze Verlauf der Angelegen- 
heit, besonders aber der sehr ausführlich abgefasste Urtheilsbrief ist in rechts- 
geschichtlicher Hinsicht sehr interessant. Alle Mittel der Ausgleichung wurden 
früher versucht, ehe es zur königlichen Entscheidung kam. Sigisround selbst war 
. früher der Ansicht, die Sache solle im Fürstengerichte verhandelt werden (Bach- 
mann. Qrkunde LIV und LVl). Die Entscheidung erfolgte ganz im Sinne des 
deutschen Erbrechtes, die vier Herzöge sollen sich nach Köpfen und nicht nach 
Stämmen in das Land zu gleichen Theilen theilen. 

») Vgl. auch Sachsenspiegel III. 33. §§ 1, 2, 5. 
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enthalt in den Erbländern selten verliess, fiel diese Art der Ausübung 
der königlichen Jurisdiction grosstentheils weg. 

4. Am wichtigsten und am gewöhnlichsten ist endlich jene Art 
der persönHchen Jurisdiction des Königs, die er an seinem Hofe mit, 
inunddurch seinen Rath auszuüben pflegte, die in ihrer weiteren 
Entwickelung zur Entstehung des k. Kammergeriehtes geführt hat. 
Von dieser wollen wir besonders sprechen. 



Der kdnigllche Rath. Entstehong des k. Kaimiiergerlchts. 

Diejenigen Personen, die als Stellvertreter und Gehilfen der 
Könige bei der Reichsregierung und um ihrem persönlichen Auftreten 
Glanz und Würde zu verleihen oder zur persönlichen Dienstleistung 
sieh in ihrer unmittelbaren Umgebung und stäten Begleitung befanden, 
bildeten in ihrer Gesammtheit den königlichen Hof (aula caesarea, 
curia regia, imperatoris). Der Hof ist überall dort, wo sich der König 
befindet, er ist von ihm unzertrennlich und folgt ihm überall nach. 
Wer durch irgend ein Dienstverhältniss, von welcher Art es sein 
mochte, an den königlichen Hof geknüpft war, gehörte zu dem königli- 
chen Dienst- und Hofgesinde, zu den familiäres des Königs, und 
genoss er noch überdies die Verpflegung durch ihn, und wurde zu 
seiner Tafel hinzugezogen, zu seinen domestici und commen- 
sales (beständige, tägliche Tischgenossen). Die Aufnahme erfolgte 
durch die Ertheilung eines Dienstbriefes (literae familiariatus) , und 
diese werden immer zahlreicher, je mehr Bedürfniss oder auch der 
Wunsch den Glanz des Hofes zu erhöhen die Könige drängte, Leute 
aus den verschiedensten Standes- und Lebenskreisen zu sich heran- 
zuziehen, und die mannigfachen Vortheile, die die Stellung am Hofe 
bot, die Zahl der Bewerber vermehrten. 

Aus diesem grösseren Kreise treten nun das Hofgericht (Judi- 
cium curiae), die k. Kanzlei (cancellaria regia), die k. Kammer 
(camera regia) und der k. Rath (consilium, consistorium) als 
engere Kreise heraus, von denen Jeder eine besondere Seite der Re- 
gierung vertritt, ohne dass jedoch die einzelnen Sphären wenigstens 
insoweit gegen einander abgegrenzt sind, als nicht dieselben Personen 
in verschiedener Art thätig werden konnten. Doch unterstützen und 
vertreten sie Alle den König in jenen Geschäften, die sich auf die 
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Reichsregiening beziehen und sind in seinem Namen und Auftrage 
thätig. 

Insbesondere hatten die Könige zur Besorgung der mannigfaltigen, 
die Regierung des weiten Reiches betreffenden Angelegenheiten zur 
Wahl gewisser Personen sehreiten müssen, denen sie nach Belieben 
einzelne Geschäfte zuwiesen, die mit gewissen Amtsfunetionen be- 
traut und berufen waren, in jedem Falle, wo es der König forderte, 
ihm ihren Rath zu ertheilen, und die ihnen zugewiesenen Geschäfte 
zu besorgen. Seit der zweiten Hälfte des XIV. Jahrhunderts werden 
dergleichen Rathsbriefe (literae consiliariatus) an einzelne Per- 
sonen aus den verschiedensten Standesclassen und Berufskreisen 
immer häufiger, zuweilen jedoch selten noch im XV. Jahrhundert 
kommt auch die Bezeichnung geheime Räthe für sie vor 9* Jeder 
einzelne von ihnen konnte yom König beliebig verwendet werden; 
ohne dass sie in Wirklichkeit ein Collegium bildeten ; indem die 
gemeinsehaft liehe Tbätigkeit mehrerer nur in Folge besonderen 
Befehls des Königs oder seines Stellvertreters eintrat, wurden sie 
nach Aussen mit der Bezeichnung k. Rath zusammengefasst, und 
«in^elne Glieder desselben in Beziehung auf ihn noch durch beson- 
dere Titel ausgezeichnet*). 

Die Einzelnen oder Mehreren unter ihnen übertragenen Geschäfte 
konnten nun auch jurisdictioneller Natur sein ; ohne gerade an 
sie gebunden zu sein, konnte der König ihnen auftragen einzelne 
Streitigkeiten zu untersuchen, sie zu instruiren, und für seine persön* 
liehe Entscheidung vorzubereiten, ihm darüber zu referiren, ihm, 
wenn er persönlich die Sache entschied, zu assistiren , oder endlich 
gar — sei es unter seinem eigenen Vorsitze oder dem an seiner Statt 
gesetzten Richters — selbst Recht zu sprechen und das Urtheil zu 
finden oder zwischen den Parteien einen Vergleich zu Stande zu 
bringen. 



^) K. Ruprecht achiokte 1401, 12. JSnner einige seiner Räthe und „Heimliehen** in 
eio«r diplomatischen Mission zu den Herzögen -von Österreich (Chniel R. R. n. 104) 
und R. Friedrich ernannte 1452, 28. April den Bischof von Piacenza Micolaus de 
Araidanis von Cremona zu seinem beständigen kaiserlichen geheimen Rnth (Chmel 
R. Fr. n. 2846). Sonst ist mir diese Bezeichnung nicht weiter vorgekommen. 

4) So ernannte K. Sigisraund den Protonotar und SecretSr der kaiserlichen Kanzlei 
Theodorich Ebracht 1435, 25. Sept. zum sacri Lateranensis palatii, aulaeqne et 
imperiaUs consistorii comitem. 
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In demselben Masse als die Konige sich gewöhnten, die ihrer 
personliehen Cognition unterbreiteten Rechtsstreitigkeiten mit Umge- 
hung ihres Hofgeriehtes selbst zu entscheiden, wurde die Herbei- 
ziehung königlicher Räthe zur Rechtssprechung immer gewöhn- 
licher und wuchs auch die Bedeutung des k. Rathes als Richter- 
coUegium. So wurde es Sitte, einen nicht unbedeutenden Theil der 
k. Räthe schon mit Rücksicht auf diese ihre specielle Verwendung zu 
wählen. Unter K. Sigismund lieferten Doctoren oder Licentiaten juris 
das grösste Contingent zum k. Rathe. 

Ursprünglich mochten allerdings zuerst Streitigkeiten im L Hof- 
gesinde am k. Hofe geschlichtet und Vergehen, deren sich einzelne 
Angehörige des Hofes schuldig machten, durch den König selbst oder 
durch die Hofmeister durch eine gewisse Hausdisciplin mit Zuziehung 
des Hofgesindes abgeurtheilt worden sein. Dies liegt in der Natur 
des Verhältnisses und war wohl immer am k. Hofe der Fall , so dass 
der Hof selbst als competente Gerichtsbehörde für seine Angehörigen 
auftrat, wie dies schon unter Karl IV. bezeugt wird. Ein weiterer 
Schritt in dem Gange dieser Entwickelung war es schon, dass auch 
allmählich in Angelegenheiten , die diejL. Kammer betrafen, Klagen 
und Beschwerden an den König oder den k. Hof, z. B. über Willkühr- 
lichkeiten oder Erpressungen in der Eintreibung der Reichssteuem, 
der Judensteuern und anderen Abgaben, der Acht- und Münz- 
schätze u. s. w. daselbst verhandelt und zu Gunsten oder Ungunsten 
der Betreffenden auch entschieden wurden. Da es jedoch nicht leicht 
einen Gegenstand gab, wo das finanzielle Interesse der k. Kammer 
nicht irgendwie direct oder indirect mit in*s Spiel kam , so musste 
sich aus einzelnen Fällen bald ein gewohnheitsmässiger Rechtszug an 
den k. Hof bilden und sich die Grenzen desselben von selbst immer 
weiter stecken. Ist dem Merklich so , und es spricht Nichts gegen, 
wohl aber Vieles für diese Annahme — so würde sich die Bezeichnung 
der königlichen Hofgerichtsbarkeit als k. K a mm erger i cht, die 
allerdings erst im Anfange der Regierung K* Sigismund's urkundlich 
hervortritt, dann aber immer häufiger gebraucht wird, ganz natürlich 
erklären. 

Schon aus den letzten Regierungsjahren K. W^enzeFs haben wir 
ein interessantes Beispiel von dem Einflüsse, den die königlichen 
Räthe selbst auf die Rechtssprechung des k. Hofgerichtes ausübten. 
Die Stadt Speier hatte einige Leute des Markgrafen Bernhard von 
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Baden in ihre Stadt als Bürger aufgenommen. In dem darüber entstan- 
denen Streit verweist der Pfalzgraf Ruprecht die streitenden Theile 
an das Reich, und König Wenzel gibt ihnen einen Tag, ,,so wollen wir 
solichen Sachen uader Euch beyderseite mit der Mynne oder dem 
Rechten richten, als billig ist*'. Die Speirer erschienen vor dem Hof- 
gerichte und produciren ein Privilegium des Königs. Der Hofrichter 
Ernst von Schöneburg fragt die bei ihm an dem Rechten sitzenden 
Ritter, und diese erklären einhellig, der Hofrichter solle sich an den 
König und an seine Räthe „die er zu der Zeit bey Ihm hatte'' wenden. 
Das thut er nun auch sogleich, „und worden des von Ime und seinen 
Reten underweiset, als uns das auch selber Recht dauchte sein, das 
die obgenanten von Speyr von den egenanten Marggraven der vorge- 
schrieben Ansprache entbrochen sein solde^. Hofgerichtsurtheil zu 
Elbogen v. J. 1398 Montags nach St. Laurenzitag (12. August) 
(Sielie Harpprecht a. a. 0. n. XIX, S. HS). 

Unter K. Ruprecht ist die Gerichtsbarkeit des k. Hofes und 
speciell des k. Rathes bereits eine ausgemachte Thatsache. Im 
J. 1404, 11. August entscheidet der König eine Streitsache zwischen 
der Stadt Wetzlar und der Liebfrauenkirche daselbst, die sich seinem 
Urtheilsspruche unterworfen haben, iii seinem Rathe 9. Es werden 
bereits Privilegien in der Form ertheilt, dass der Privilegirte nur 
von dem königlichen Rathe oder dem königlichen Hof- 
richter belangt werden könne, z. B. 1408, 25. März für den Johann 
Lupfen, Landgrafen von Stulingen (Chmel R. R. n. 2517 und 1408, 
1. April für dte Grafen von Montfort Chmel n. 2583). 

Noch häufiger kommen derlei Begünstigungen unter K. Sigis- 
mund vor«). Hierher gehören wohl auch jene Privilegien, die ohne 
ausdrückliche Erwähnung des k. Rathes in der Form gegeben werden, 
dass der Betreffende nur von demKönige allein oder vordem 
k. Hofmeister zu Recht stehen solle. 



^) Des haben wir mit vnsern reten darüber gesessen vnd anspräche vnd antwurte 
beider parteien eigentlichen verhöret rnd ingenomen. Chmel R. R. n. 1827. Anhang 
Ili. n. 18. 

2) So ertheilte z. B. K. Sigismund dem Grafen Heinrieh zu Werdenberg 1431, 14. 
Jfinner die Freiheit, dass er für seine Person blos vor dem König und seinem 
Rathe, oder vor dem Herzog Leopold von Österreich oder seinem Rathe, seine. 
Leute und Unterthanen blos vor dem Grafen und seinen Gerichten zu Recht stehen 
dürfen. 



Die höchste Gerichtsbarkeit des deutschen Königs u. Reiches. 25 

In den ersten Jahren seiner Regierung kommt zum ersten Male 
die Bezeiehnung Kammergerieht urkundlich yor. In einem der 
Stadt Cöln im J. 1418, 7. April ertheilten Privilegium wird ihr nebst 
der Befreiung vom k. Hofgeriehte auch die von dem Kammer- 
ge richte ertheilt«). Es wurde bereits erwähnt, dass der König im 
J. 1434 diese Befreiung vom Kammergerichte ausdrücklich wider- 
rief. Bringen wir damit in Zusammenhang, dass K. Ruprecht im 
J. 1409, 8. März (Chmel R. R. n. 2471) den Kammermeister, der 
die Stadt Cöln Tor dem k. Hofgerichte belangt hatte, ausdrücklich an 
das Schöffengericht der Stadt, als die competente Behörde für seine 
Klage zurückwies»), so scheint dies für unsere Ableitung dieser 
Bezeichnung zu sprechen, keineswegs können wir aber der Behaup- 
tung Senkenberg's &) beistimmen, dass K. Sigismund als Markgraf von 
Brandenburg nach dem Vorbilde des bereits da bestehenden Kammer- 
gerichtes ein solches auch in Böhmen und im Reiche eingeführt habe. 
Denn die Geschichte der Gerichtsverfassung in den grösseren Reichs- 
territorien zeigt vielmehr umgekehrt, dass sich in denselben der 
Gang der Entwickelung genau den Veränderungen in der höchsten 
Gerichtsbarkeit des Königs und des Reiches angeschlossen habe, und 



*) Eist. dipl. Norimb. p. 5S2, Senckenberg V. d. k. h. G. i. d. n. IV S. 19, es wird (, ^ ; 

jgesag^, dass sie nicht ad Romani regni, seu imperii ludicium Curiae vel 
c a m e r a e belangt werden könne. ^i t* ' ^ ^ ry j/- ^ 

') Dem sonst gründlichen Blum De judicio curiae imp. S. 42 widerfahrt hier ein arges J . ,fy 
Missverstandniss , indem er den in diesem Privilegium Torkommenden Ausdruck ' ^ ■ ' ^ 

ahn (ohne) das hofgericht so anffasst, als habe der König den Rammermeister mit ^'' ' V*^ /- • 
seiner Klage in Judicium Palatii seu Curiae (Hofgericht, hodie Hochgericht) ./ 
gewiesen. 

') De judicio camerali hodierno § 12 S. 25. Er beruft sich auf eine in einem Manu- , 
Scripte des von ihm herausgegebenen ordo judiciarius provincialis vorkommende 
Randglosse: Wie man vrteil beschilt in der Marcke. Wirt das da auch gescholten, ' ' ' 
so bitt die botten und zeuehe das was du von Recht scholt. So fint man in der , • . 
höchsten dingstat das ist in des Reichskammerers kamer, das ist Tangermünde. 
Ferner auf die Stelle : So bitte jenner Tages bis zu dem andern mittage und das 
Rechtbuch aus der Ramem so sie das bedörffen. Das sol ihn bey pflicht gegeben 
werden. Es ist hier das oberste Hofgericht (Lehenhofgericht) gemeint, das sich als 
der standige Sitz der markgräflichen Kammer zu Taugermünde war, daselbst 
befand. Als aber diese seit dem 15. Jahrh. beweglich geworden war, und zuerst 
nach Brandenburg (Berliner Stadtbuch) „tu Brandenburch, dat nu is di bögest e- 
dingestat** dann vor 1450 nach Cöln verlegt wurde, wanderte auch das Hof- 
gericht mit. Siehe Kuhns, S. 235. 
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auch in der Mark erscheint die Bezeichnung Kammei^ericht nicht 
vor dem J. 1468 *). 

Im J. 1418, IS. November entscheidet der Konig in causa, qua 
coram nobis in nostro consistorio versabatur eine Streitsache 
zwischen der Stadt Toul und Le Chambellan in Gegenwart einiger 
Fürsten, dann seines Kanzlers Georg Bischof von Passau, femer 
Benedicto de Matra de Hungaria legum et Petro Paulo de Justinopoli 
utriusque juris doctoribus et arcium magistro et aliis pluribus 
dominis et baronibus in multitudine testium ad premissa vocatis 
specialiter et rogatis, und dergleichen Entscheidungen, die der König 
in seinem consilium oder consistorium trifft, kommen unter Sigismund 
nicht selten vor. 

In der Gerichtsbarkeit des L Rathes erkennen wir die Anfange 
einer bestimmten gerichtlichen Organisation. Während der ganzen 
Regierung K. Sigismund's erscheint sie als der treue unverfälschte 
Ausdruck der höchst persönlichen Jurisdiction des Königs, dem es ja 
frei stand, sich seine Gehilfen und SteHvertreter zu wählen und über- 
haupt über die Form nach Willkühr zu bestimmen, in der er sie in 
jedem einzelnen zu seiner Cognition gelangenden Falle ausüben 
wollte. In einer bestimmten verfassungsmässigen Organisatioi^, die 
dem Kammergerichte ein selbstständiges , nach Aussen abgeschlos- 
senes Dasein mittheilte, lag jedoch die Gefahr einer abermaligen 
Zweiung in der obersten Gerichtsbarkeit des Königs und Reiches. 
Doch der Gang der Entwickelung drängte unaufhaltsam auf eine 
solche hin, und schon unter K. Friedrich sehen wir sie wirklich ein- 
treten. Davon später. Der häufige Verkehr mit dem k. Hofgerichte, 
mit dem ja das Kammergericht räumlich und sachlich concurrirte, 
musste wesentlich dazu beitragen , dass der Rechtsgang auch bei 
diesem bestimmte Formen annahm , und .sich allmählich gewisse 
Grundsätze und eine feste Praxis ausbildeten , dass aber ein solcher 
stattgefunden habe , zeigt schon das oben mitgetheilte Hofgerichts- 
urtheil aus K. WenzeFs Zeiten und beweist der Umstand, dass die 
Hofrichter und die Hofgerichtsbeisit^er selbst häufig k. Räthe waren, 
wie jener Truchsess von Bombesfeld im J. 1422, der auch wirklich 



*) Kuhn's, Gesch. der Gerichtsverf. und des Proc. in der Mark Brandenbui^. Berlin 
1S65. S. 235. 390. a). Vgl. überdies seine lehrreiche Darstellung der Snstehung des 
Ramniergerichtes in der Mark. § 23. 
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im J. 1444, 15. September (Chmel. R. Fr. n. 1746 Anhang n. 52) 
unter den Beisitzern des Kammergerichts namentlich angeführt 
erscheint. 

Unter K. Ruprecht und Sigismund werden auch Reichs- und 
Hofadvocaten erwähnt. Diese gehören sämmtlich dem gelehrten 
Juristenstande an, und obwohl in den Ernennungsurkunden ihr Wir- 
kungskreis am Hofe nicht näher bezeichnet wird , so lässt es sich 
doch unschwer errathen, dass ihnen die Instruction der Rechtssachen, 
das Referat darüber an den Konig, und überhaupt seine Berathung in 
verschiedenen Rechtsgeschäften oblag. Solche sind mir nur vier 
Torgekommen. So ernannte K. Ruprecht 1407, 7. November den 
Magister Hermann to n Bur e, Baccalaureus der Theologie, Licentiat 
beider Rechte zum Referendarius und beständigen Reichs- und Hof- 
advocaten (Chmel. R. R. 2395) und verleiht ihm 1408, 8. Jänner 
(Chmel. n. 2446) das Pfalzgrafenamt; im J. 1409, 16. Februar 
(Chmel. n. 2735) ernennt er denBlasius deBechetis deModoc- 
cia (Monza) zum k. Capitän und Bürger von Mailand, dann zum 
Reichsadvocaten und k. Diener, und falls er Doctor des kanonischen 
oder bürgerlichen Rechtes werden sollte, sammt seinen Nachkommen 
zum Pfalzgrafen; K. Sigismund 1420, 4. Februar den Johannes 
deMiliis deBrixia, legum doctor zum imperialis curiae advocatus, 
und 1437 im November den Simon de Theramo D. u. j. zum 
consiliarius et advocatus imperii. Unter K. Friedrich kommen aber 
dergleichen Ernennungen nicht mehr vor. 

Für den Hof und seine Angehörige, das k. Dienst- und 
Hofgesinde übte der Obristhofmeister (magister curiae) die 
Gerichtsbarkeit aus. Aus der blossen Disciplinargewalt, die er wahr- 
scheinlich ursprünglich übte, hatte sich eine ordentliche Gerichts- 
gewalt desselben herausgebildet, die jedoch natürlich eben so wenig 
wie eine jede andere im Reii^he die des Königs ausschloss. So nahm 
schon K. Karl IV. 1364 (Hist. dipl. Norimb. p. 424) die Brüder 
Waldstromer von Nürnberg in das k. Hofgesinde auf mit dem 
Zusätze: Sonderlichen wollen wir, dass sie vor keinem weltlichen 
Richter oder Landrichter in Gericht gestehen oder antworten sollen, 
noch an keinem anderen Gericht, dann vorvnserm Hoffmeister 
und an unserm kaiserlichen Hoffe. Man sieht daraus, dass die Ange- 
hörigen des Hofes selbst bemüht waren , durch Erwirkung von Privi- 
legien de non evocando die für sie competente Gerichtsbarkeit des 
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Hofmeisters iii eine ausschliessliche zu verwandeln. Dergleichen 
Privilegien wurden vom K. Ruprecht im J. 1406, 14. Februar (Chmel. 
R. R. n. 2146) dem in seine Dienste getretenen Herzog Ulrich von 
Decke für seine Person, 1407, 19. April (Chmel n. 2272) den Char- 
thäusern zu Nürnberg, vom K. Sigismund 1418, 27. Juni dem Albrecht 
von Hohenloh ertheilt u. s. w. 



Sinfliss der Jiristen aif die ftechtsspreehmg des ftftiiigs. 

Der Einfluss, den durch das Studium der fremden Rechte an 
den Universitäten geschulte Juristen auf die persönliche Jurisdiction 
der Konige übten, ist ein Factor von nicht zu unterschätzender 
Bedeutung, der dieReception des römischen Rechts in Deutschland vor- 
bereitete, seine Verbreitung und Anwendung mächtig förderte und 
nicht wenig zu seinem endlichen Siege über das einheimische Recht 
beitrug. Hier war es, wo es dem fremden Rechte zuerst gelang, 
festen Fuss in Deutschland zu fassen. An den Höfen der Könige, in 
ihrem Rathe und nach dem von oben gegebenen Blispiel in dem 
Rathe der Fürsten wussten sie bald sich unentbehrlich zu machen, als 
Notare in den Kanzleien, als Referendare in dem königlichen und 
fürstlichen Rathe, als Urtheiler in den Kammergerichten einen immer 
wachsenden Einfluss auf die Regierung und die practische Rechts- 
pflege zu gewinnen. jSo von oben herab wurde der Einfluss und die 
Anwendung der fremden Rechte wesentlich gefördert und vorberei- 
tet. Wie gross aber die Wirkung ist, die die Normen, die die 
Rechtspflege in den obern Gerichten regeln, und diese selbst auf die 
Praxis. der untern ausübt, ist nicht zu verkennen*). Nach dem Bei- 
spiel der Könige richteten sich die Fürsten, die Rechtspflege der 
obersten Reichs- und Territorialgerichte bestimmte die der Landes- 
gerichte, und so drang der Einfluss des fremden Elementes in immer 
tiefere Schichten, am längsten haben noch die Dorfgerichte diesem 
kräftigen Widerstand geleistet. 

Waren die Könige als „Nachfolger der römischen Imperatoren" 
schon von vorne herein dem römischen Rechte nicht abgeneigt, in 



Sehr gut weist dies Franklin. Beitrage zur Reeeption des römischen Rechtes in 
Deutschland , S. 116 ff. nach. 
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dessen Grundanschauungen sie eine mächtige Unterstützung für die 
Würde und Prärogative ihrer königlichen Stellung fanden, so musste 
es sich ihnen auch von practischer Seite durch seine vielfache 
Brauchbarkeit empfehlen. In der Regel waren es gerade die schwie- 
rigsten Rechtssachen, die ihrer Cognition unterworfen wurden , die 
verworren und von Haus aus schwer zu entscheiden, jahrelang die 
verschiedensten gerichtlichen Instanzen durchgemacht und dadurch 
nicht an Klarheit gewonnen hatten, Fragen sowohl Staats- als privat- 
rechtlicher Natur, wo sich die wichtigsten Interessen durchkreuzten, 
die verschiedensten Rechtsanschauungen durcheinander liefen. Da 
mussten ihnen nun Männer an ihrer Seite von grossem Werthe sein, 
die in der fruchtbaren Casuistik des römischen Rechtes erfahren, 
in dem Rüstzeug ihres Wissens stets Mittel und Gründe fanden, die 
dem ungeschulten Rechtssinne wenn auch nicht einleuchteten, doch 
immer imponirten. Dazu kam ihre vielfache Verwendbarkeit, ihre 
schriftliche Formgewandtheit als Notare in den Kanzleien , die hohe 
Meinung, die sie selbst von dem römischen Rechte hatten und der 
Ehrgeiz, der sie antrieb, ihr durch jahrelanges, mühsames Studium 
angeeignetes Wissen practisch zu verwerthen *)• 

Schon Heinrich VII., der sich freilich grösstentheils in Italien 
aufhielt, hatte italienische Juristen in seinem Rath und übertrug 
ihnen richterliche Functionen »). Bei Ludwig dem Baier ist eine be- 
sondere Vorliebe für das fremde Recht nicht wahrzunehmen und den 
gelehrten Juristen wurde weder auf die Gesetzgebung noch auf die 
Rechtspflege Einflüss gestattet >). 

Dagegen besetzte Karl IV. seinen Rath fast ausschliesslich aus 
Klerikern und legte überhaupt bei vielen Gelegenheiten seine Vor- 
liebe ,für das fremde Recht an den Tag *). Bei K. Wenzel ist kein 
Einflüss fremder Juristen bemerkbar. 

Auch unter K. Ruprecht hält derselbe sich noch in beschei- 
denen Schranken. Zwar erscheinen unter seinen Protonotaren 



Vgl. darüber Stobbe Gesch. des d. R. I, 8. 631 ff. 

S) a. 1312 (Mon. L. II. p. 526) per diseretos viros Palmerium de Altuitis de Florentia 
legam professorem, et Andream Calandrium de advocatis de Roma, consiliarios 
etaulae notraejudices . . . inquirere fecimus. Siehe auch Franklin. De. 1, 
c. i. S. 103, 11. 

<) Siehe Franklin's Beiirfige, S. 119 ff. 

*) Siehe Franklin a. a. 0. 169 ff. und Stobbe a. a. 0. 633. 
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gelehrte Juristen und Kleriker, die aueh in seinen Rath aufgenom- 
men und zu wichtigen Staatsgesehäften und politischen Missionen 
yerwendet werden. So Job Vener, anfangs licentiatus später doc- 
tor in utroque jure, Lehrer in geistlichen und weltlichen Rechten, 
k. Rath (Chmel R. R. 1627), mit andern RSthen 1402, 23. August 
(Chmel n. 1280) beauftragt eine Heirath zwischen Herzog Johann 
und der Tochter K. KarFs yon Frankreich und ein Bündniss mit 
Frankreich abzuschliessen , im Jahre 1404, 28. Juni (Chmel n. 
1788) mit einer politischen Mission zu Amadeus Grafen yon Sayoyen, 
1405, 7. Mai (Chmel n. 1975) mit der Unterhandlung wegen der 
Heirath zwischen H. Friedrich von Österreich und der Tochter 
des Königs Else, 1405, 14. November (Chmel n. 2095) mit dem 
Herzoge von Geldern und der Stadt Aachen, femer der Protonotar 
Ulricus de Albeck, deeretorum doctor und Lehrer der geistlichen 
Rechte (Chmel n. 1278). Nicolaus Buman doctor deeretorum, 
1402 (Chmel n. 1165 und 1196) beauftragt mit den deutschen Für- 
sten und der Stadt Frankfurt wegen der Forderungen des Papstes 
Verhandlungen zu pflegen, 1401, S. August (Chmel n. 6.95) mit 
dem K. Heinrich von England (ebenso 1402, 21. Mai n. 1214), 
Magister Nicolaus Prowin, sacrae theologiae professor 1401, 
7. Juni (Chmel n. 462) mit dem Abschluss eines Bündnisses mit 
Frankreich, Burgund und Savoyen gegän Johannes Galeaz, sämmt- 
lieh k. Protonotare und k. Räthe, als letztere erscheinen auch Magi*- 
ster MathäusvonKrakau, Professor der h. Schrift, und Magister 
Heilmann, baccalaureus der h. Theologie (Chmel n. 694); als 
k. Diener 1405, 13. September Volmar Sacke, Licentiat der 
Decretalen (Chmel n. 2065), 1408, 14. September (Chmel n. 2696) 
Burchard de Osta, licentiatus in decretis, 1409, 7. Februar 
(Chmel n. 2729) Johann Ambundi, Professor der h. Schrift 
u. s. w. Dass er den Dr. U. I. Hermann Bure zu seinem bestän- 
digen Referendar und Reichs- und Hofadvokaten ernannte , wurde 
bereits erwähnt. Aber er gestattete den fremden Juristen keinen 
übermässigen Einfluss auf die Rechtspflege und berücksichtigte aus- 
schliesslich bei der Rechtssprechung das deutsche Recht 9. 

Desto grosser ist aber der Einfluss, den sie unter K. Sigismund 
auf seine persönliche Rechtssprechung gewannen, obwohl es ihnen 



1) Siehe Franklin*« Beiträge , S. 173. 
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unter ihm noch nieht gelang als Urtheiler in das L Hofgericht ein- 
zudringen. K. Sigismund übertrug ihnen häufig die Instruction der 
Sache i), bediente sieh ihres Rathes bei seinen Entscheidungen, und 
zog sie als Zeugen zu denselben «). Wenn auch auffallender Weise 
in seiner Kanzlei grösstentheils Kleriker ohne akademische Grade 
vorkommen, so besteht doch die Mehrzahl seiner Räthe, und eine 
grosse Anzahl seiner Familiären bereits aus gelehrten Juristen. 

So kommen Consiliarbriefe vor für Baptista Cigala de 
Janua, legum doctor mit dem jährlichen Solde von 600 Ducaten 
guten Goldes (1418, 8. April >), Johannes, praepositus de San- 
ceyo, legum doctor (1422, 11. September), Nicolaus Stock, 
decretorum doctor (1431, 1. März), Simeon de Theramo, D. U. 
L und zugleich adrocatus imperii (1437 im November), Petrus 
AntoDÜ de Hichaelibus de Senis, decr. d. (1432, 25. Aug.) 
Petrus de Peciis, D. ü. I. und Benedictus de Pascis de 
Perusio (1432, 2S. August), Rudolphus de Feysigniaco, 
legum doctor (1427, 28. Mai); Familliariatsberiefe fflr Johannes 
Legants, decr. dr. (1432, 11. November), Johannes Schal- 
lermann, decr. dr. (1428, 18. November) und viele andere. 

So gross war ihr Einfluss auf die Rechtspflege geworden, dass 
K. Albrecht im Jahre 1438 bereits die Besetzung seines Obergerich- 
tes mit Rittern und Gelehrten in Aussicht stellt, die nach 
gemeinen Rechten und guter Gewohnheit entscheiden sollen. 
Die Bedeutung dieses Wortes kann in diesem Zusammenhange nicht 
mehr zweifelhaft sein. Auch er nahm während seiner kurzen Regie- 



*) z. B. in der Eatseheidnng- des Streites zwischen dem K. Erich von Dänemark und 
den Hersögen von Schleswig- im i. 1424 dem legum doctor Ludowicns de Catta- 
»eis Ton Verona. Unter den bei der PabKcation anwesenden Zeugen werden fünf 
Juristen genannt. Siehe Franklin a. a. 0. S. 1S2. 

'} z. B. in der Entscheidung des Processes des Erzbischofs Günther Ton Magdeburg 

g^gen die Stadt Halle im J. 1424, babitoque super bis dictorum prelatorum, 

doctornm et aliomm consiliariorum consilio. Unter den Zeugen drei Juristen. 

So entschied er auch im J. 1429 den Straubinger Erbslreit in Gegenwart vieler 

Gelehrten und nach Hirem Rathe. Franklin, S. 183, 4. 

') Von diesem Juristen nnd der Wiener Unirersitlt liess sich K. Sigismund, wie uns 
Stobbe Reehtsqnellen I. 2. S. 76 n. 52) aus einem Manuscnpte des Grafen 
Zdialynsky in Posen (f. 320) mittheilt, ein Gutachten über die Frage geben, ob die 
Weihe und Salbung zur Krönung des deutschen Königs nothwendig sei. 
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rung viele Juristen in seinen Rath und sein Hofgesinde auf z. B. den 
Magister Sifridus ^), den Johannes Pulchus, saerae theologiae 
Professor, den berühmten (famosus) Rechtsgelehrten Mathias Hara- 
burda de Ridiseh, decr. doctor, den Henricus de Beinheim, 
licentiatus in decretis und andere. 

Von K. Friedrich erzählt uns zwar Cuspinian*), dass er die 
Juristen nicht sehr geliebt, und auch aus seiner Abneigung gegen sie 
kein Hehl gemacht habe. Mehr Gewicht ist jedoch auf die Aussage 
seines berühmten Zeitgenossen Aen. Sylvius zu legen, der das gerade 
Gegentheil Yon ihm sagt und desshalb den Kaiser nicht sehr schmei- 
chelhaft beurtheilt 8). Dass jenes merkwürdige uns in zwei alten 
Drucken erhaltene und von Goldast angeblich nach den in dem chur- 
pfalzischen, chursachsischen und churmainzischen Archiv befindlichen 
Originalien unter der Bezeichnung Reformation K. Friedrich*s III. am 
Reichstage zu Mainz vom J. 1441 veröffentlichte Schriftstück*) 
nicht von Friedrich herrühre und überhaupt nicht in das XV. Jahr- 
hundert falle, wo mit scharfen Worten die gänzliche Entfernung der 



^) Nach Harpprecht A. a. 0. I. S. 90 auch notarius curiae imperialis. 

^) De Caesaribus atque Imperatoribus Romanis 1601 p. 411 ... jurisperitos medio- 
criter dUezit, quod juris aequitatem diceret ab eis intenrerti foedarique justitiam. 

>) Er schreibt 1444, 11. Juni (epist. 111, ed. Norimb. 1496) an den Ritter Wilhelm 
de Lapide: Sed hie noster monarcha yel bipes asellus potius inflatus opinione sui, 
civilem scientiam omnibus prefert: matrem filie postponit et fluminibus mare. 
Is est ex iUis cecis et obtusis hominibus, qui postquam leges quatuor aut decem 
memorie commendaverunt, jam non amplius homines, sed deos se putant, legesque 
dirina censent oracula. Vgl. auch Stobbe Rechtsquellen II. S. 45. 

*) Im J. 1609. Reichssatzungen f. 166 ff. Im 5. Hauptartikel heisst es ; alle Doctores 
der Rechten, sie seynd geistlich oder YTeltlich im heytigen Romischen reich deut- 
scher Nation sollen nach laut der furgenommenen Reformation on layDem Gericht 
bey kaynem Rechten auch in kayns Fürsten oder andern Rfithen mer gelitten, 
sunder ganz abgeton werden etc. In den zu diesem Artikel gehörigen Erklfimngen 
kommen die Juristen sehr übel weg, es wird ihnen niedriger Geiz, schmutzige 
Bestechlichkeit vorgeworfen und sie für alle SchSden der Rechtspflege verant- 
wortlich gemacht, z. B. in der dritten Erklfimng: Das hat ewer verkerte Lere 
inner funffzig Jahren zu wege gebracht. Wo ist es vor erhört worden u. s. w. 
Dann sie nemen ime den Grund der Warheit und bringen durch iren unordent- 
lichen Geitz das Recht zu aynem sollichen Unglawben, das kein frum Man sein 
Vertrawen darein setzen mag, und in der vierten Erklärung; die feint nit anders 
RSthe dann des Soldts und des Geitz u. s. w. 
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Doctoren aus allen Gerichten und Räthen der Fürsten verlangt wird, 
— ist bekanntlieh in neuerer Zeit von Eichhorn, Homeyer *) Fischer ») 
so überzeugend nachgewiesen worden, dass daran nicht weiter ge- 
zweifelt werden kann. 

Wenn auch unter ihm die Ernennung von Juristen zu Hof- und 
Reichs ad vokaten und k. Referendarien nicht mehr vorkommt, so ist 
doch die Zahl derselben an seinem Hofe und in seinem Rathe eine 
sehr grosse, und der Einfluss, den sie an diesem und in dem k. Kam- 
mergerichte als Urtheilssprecher und Beisitzer zu Gunsten der fremden 
Rechte übten, ein so bedeutender, dass das einheimische Recht und 
der deutsche Rechtsgang immer mehr verdrängt wird. So erscheint 
z. B. 1441, 31. Juli (Chmel R. Fr. n. 344), Heinrich Leubing, 
Lehrer in kaiserlichen und Licentiat in geistlichen Rechten als Pro- 
tonotar, 1442 Dienstbriefe für Johann Guerlich, d"" in decretis 
(Chmel n. 840), am 27. August für Heinrich von Beinheim, 
doctor decretorum (Chmel n. 1047), 1443, 28. Februar für Johann 
Tollner, licentiatus in decretis (Chmel n. 1388), Ludwig Gässel 
lic. in decr., Conrad Cyrenberg mag. in artibus et in utroque 
jure baccalaureus, Heinrich Feuchtner lic. in decr. (Chmel n. 
1389), 16. April (Chmel n. 1411) ein Caplanatsbrief für den egrcgius 
magister Johann de Reve, d*^ decretorum; 144S 27. August (n. 
1952) ein Rathsbrief für Franz de Folengysd' der Decretalen; 
1446 30. Juli (n. 2124) wird der Dr. beider Rechte Härtung von 
Cappel mit anderen Räthen z. B. dem pöeta laureatus Aeneas Sylvius 
de Piccolomini bevollmächtigt auf dem Reichstage zu Frankfurt über 
die Verhältnisse der Kirche und des Reiches zu conferiren und einen 
Vergleich zu schliessen; 1447 2. Oct. (n. 2349) ein Rathsbrief für 
Ulrich Riedrer, licentiatus der Rechte, 14S3 7. April (n. 3036) 
wird der k. Rath und Dr. beider Rechte Härtung von Cappel zum 
Fiscalkammerprocurator ernannt, 14S4 S. Febr. (n. 3165) der Ma- 
gister Johannes de Nichele zum k. Rath, 1466 16. Jänner (n. 
4349) Johann Rott, Lehrer der geistlichen Rechte als k. Protonotar 
erwähnt, 21. April (n. 4453) Georg Ehinger, Lehrer beider 
Rechte als k. Rath und Kammerprocuratorfiscal, 1467, 20. Mai (n. 
4996) Apruninus de Apruninis, Dr. beider Rechte als k. Diener 



1) Monatsberichte der Berliner Akademie. Juoi 1856. S. 292 ff. 
*) Programm des Hamburger Johanneums 1858. 
(Tomaschek.) 3 
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und Tischgenosse, 1471 9. Juli (n. 6343) Bartolomaeus Cepola 
J. U. Dr. als k. Rath u. s. w. 



I 



Das lärstcigericht. 

Es ist ein Hauptgrundsatz im deutschen Rechtsgange, an dem 
Ton Alters her festgehalten wurde, dass nur der „evenburdiche** 
(Ssp. n. 12. § 2), der Genosse (haus oder Übergenosse, österr. 
Landr. Meiller. II. Rec. Art 8) ober einen Andern Urtheil finden 
konnte. Dieser Grundsatz galt sowohl im Land- als auch im Lehn- 
rechte. So durfte auch über die Fürsten nur der König richten, und 
das Urtheil nur durch ihre Genossen gefunden werden. „Over der 
vorsten lif undc ire gesunt ne mut neman richtere sein, wan die 
Koning'', sagt der Ssp. III. SS, § 1, und bei der Errichtung des k. 
Hofgerichtes durch K. Friedrich II. im J. 1235 wurden die Fürsten 
und ihre causae maximae Ton der Competenz desselben ausdrücklich 
ausgeschlossen <)• 

So wie in früherer Zeit, so wurde dieser Grundsatz auch im XV^ 
Jahrhundert festgehalten, und die Fürsten selbst wachten eifersüchtig 
über die strenge Aufrechthaltung ihres althergebrachten Vorrechtes 
nur vor ihren Genossen im Fürstengerichte zu Recht zu stehen. Dies 
schloss jedoch nicht aus, dass der König seine Richtergewalt kraft 
seiner gerichtsherrlichen Vollgewalt auch zuweilen auf andere Per- 
sonen übertrug. Nur mussten dann sowohl der Richter als die Ur- 
theilsfinder Standesgenossen der Fürsten sein«). Dieser durch ein 
ausdrückliches specielles Mandat zur Stellvertretung des Königs 
beauftragte Mann konnte unter dieser Voraussetzung auch der Hof- 
richter >) sein, dessen Aufgabe es sodann war, das Gericht mit den 



^) . . . praeterquam de principibus et aliis personis sublim ibiis in eausis 
qiiHe taDgunt personas, ius, honorem, feoda, prnprielatem vel hereditatem eorun- 
dem et nisi de cansis maximis, praedictoruro enim diseussionem et iadiciaro 
nostre celsitudiiii reserTamus, sagt die Constitutio Moguntina, und der Cod. Bas. 
übersetzt diese Stelle so one furstea und ander hohe lute, waangat an irlip 
oderan irrechtoderan irere und von andern hohen sacheii, die wellen 
M'ir selbe richten. Damit stimmen auch die Landfrieden R. RudolPs und Albrechrs I. 
V. 128t. 87. 98 überein (Pertz U. 435, »9, 51). 

2) Siehe Franklin. De J. c. J. 8. 30 ff. 

S) Oder später der Karomerriohter. Siehe auch Franklin a. a. 0. (S. 48, Nota 16). 
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Standesgenossen der Fürsten zu besetzen. Es war dies wohl nur eine 
naturliehe Consequenz des Charakters des Hofgerichtes als obersten 
Gerichtes des Königs und des Reiches, und musste günstig auf das /, 
Ansehen des Hofgerichtes zurückwirken. Es konnte daher nur ange-/ 
messen erscheinen, den Hofrichter selbst aus dem Fürstenstande zu 
wählen , wie dies die eingangs erwähnte Rechtsaufzeichnung im art. 1 . 
auch ausdrücklich fordert. Wenn daher im XV. Jahrh. auch wirklich ü 
Fälle vorkommen, wo Angelegenheiten der Fürsten angeblich im Hof- 
gerichte entschieden wurden, z. B. unter K. Ruprecht im J. 1408 des 
. Fürsten Adolf von Berge *) und unter K. Sigismund im J. 1417 zu 
Constanz in dem Gericht über Herzog Ludwig von Baiern-Ingolstadt «), 
so ist hier wohl das Wort Hofgericht, curia regis im weitern Sinne ^ " ( f 
zu nehmen, wo es überhaupt die ganze höchste königliche Jurisdic- 
tion in sich begreift, wie auch im letztern Falle ausdrücklich erwähnt 
wird, dass der König das Gericht mit den Reichsfursten besetzt habe. 

Zahlreiche Beispiele von Fürstengerichten in diesem Jahrhunderte 
lassen an der strengen Beobachtung dieses Herkommens nicht zweifeln. 

Zwar unter K. Ruprecht gestatten die spärlich vorkommenden 
Fälle von Vorladungen der Fürsten vor das Hofgericht keinen klaren 
Einblick in den Charakter des Gerichtes «). 

Desto zahlreicher und belehrender sind die Fürstengerichte unter 
König Sigismund. Einige mögen hier Platz finden. 

Die Entscheidung des Streites zwischen den Herzogen Ludwig 
und Heinrich von Baiern zu Constanz 1417, den nächsten Mittwoch 
nach St. Ulrichstag (7. Juli)*) „als wir zu gerichte gesessen sint zu 



*) Chmel. Reg. regis Rupert!, n. 2058. 1405, 10. September. Ruprechtes Schwester 
Ann«, Herzoginn von Bniern und von Berg hatte Herzog Adolf von Berge, weil er 
seinen Vater, ihren Gemahl gefangen genommen und wider aJles Recht beranbt 
und vertrieben hatte, beim „ Hofgerichte " beklagt, und dieses die Acht wider ihn 
ausgesprochen. 

*) Eberhard Windeck bei Mencken 1. 1120. Vergl. Franklin. Beitr. zur Gesch. der 
Reception des röm. Rechts in Deutschland S. 176. Der Herzog von Baiern nimmt 
den Markgrafen von Brandenburg zu seinem Fürsprecher und der Chronist setzt 
hinzu: wanne, wer zu hofgerichte stet und da gefordert wirt zu einem für- 
sprechen, der d.o sein genösse ist, der muss im sein wort sprechen. 

') Siehe z. B. Chmel. Reg. Rup. n. 2471. 1408. 8. Februar. Vorladung der Brüder 
Markgrafen von Meissen vor das königl. Gericht anf die Klage des Burggrafen von 
Nürnberg wegen einer Erbschaft, ferner n. 1544. 

4) Siehe Lünig. Corpus juris feudalis S. 78, n. 3. 

3» 
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Costnitz und bei uns etwa vil vnser vnd des Reichs geistlicher vnd 
^ weltlicher fursten", Fürsprecher Herzogs Heinrich war der Hofmeister 
/ Graf zu Öttingen, H. Ludwig's aber der Reichs ho fr ichter Graf 
Günther von Schwarzenburg. Letzterer machte die Einwendung, dass 
die Sache H. Ludwig*s zu Rom vor dem geistlichen Gerichte hänge, 
daher er „von solicher Sachen wegen vor vns nicht antworten sollte". 
Da sprach im Namen der Fürsten „von ir aller wegen der erwürdige 
Ulrich, bischof zu Verden, vnser fürst vnd Über andechtiger czum 
rechten also'', die Sache solle vor dem König bleiben und der Herzog 
dürfe sich nicht weiter berufen. 

Besonders instructiv für den deutschrechtlichen Charakter des 
Fürstengerichts ist der „mit vnserer königlichen Majestet Insigel** 
versiegelte Urtheilsbrief K. Sigismund^s de dato Constanz 1417 des 
nächsten Montags nach Vincula Petri (2, August) *). Hierauf ward 
nach vnserer Frage von den fui'sten allen einhellig zum 
Recht gesprochen. Nachdem vnd wir hie in teutschen landen zum 
Rechten sässen als ein Römischer kunig und hertzog Ludwig und 
hertzog Heinrich vorgenant beide teutsche fürsten wären und zum 
Reich gehörten und die sache teutsch und von des Reiches leben 
wäre, die in teutschen landen gelegen wären, und beide teile mit 
teutschen fürsprechern fürgestanden und ire sachen nach teut- 
scher Rechtens gewonheit fürgelegt betten, so sprachen 
sie czum Rechten, was yeglicher teil für legen wolte, das er das in 
teutsch vnd nach teutscher Rechte'nsgewonheit durch 
seine fursprecher thun und furlegen solte«). 

Eberhard Windeck c. 46 (bei Mencken S. 1106) berichtet uns 
von einem Gerichte, das am 8. Febr. 1418 zu Constanz unter dem 
Vorsitze des Markgrafen Friedrich von Brandenburg im Auftrage und 
auf Geheiss des Königs wider den Herzog Friedrich von Tirol statf 
fand, worin die Beschlüsse des Concils und das Verfahren des Königt 
wider ihn gebilligt wurden. Unter den Beisitzern werden 14 Prälaten 
(meist Bischöfe) und eine grosse Anzahl weltliche Herren, darunter 



1) Siehe Ltinig'. a. a. 0. S. 179, n. 4. 

^) Siehe auch die Fürstengerichte zwischen denselben Herzögen zu Constanz 1417 

des neehsten Zinsstag nach Sanct Gallentag (19. October) und zu Nürnberg 1431. 

des nechsten donnerstags vor dem h. Palmtage (22. März) bei Liinig a. a. 0. 

n. 9 und 10. 



Die höchste Gerichtsbaikeii des deutsehen Königs u. Reiches. 3 T 

der k. Holrichter, der k. Kanzler, und der Erbkammerer; ferner auch 
Ottobonus von Valenze und Christianus „alle gut in kaiserlichen 
vnd geistlichen rechten" und Ziselmayer, in geistlichen 
Rechten Lehrer, endlich Ritter und Knechte namentlich angeführt. 
Den Konig vertrat als Fürsprecher Graf Ludwig von öttingen. „Also 
nu solche vorschriben vorlegunge vnd vnser frage dorouff gescheen 
worentt, vnd sich die vorgenanten fursten, groffen, bannerhen-en 
ritter vnd knechte wol vnd gemeinlich ertailet betten, vnd wir sie 
hier auff das vrtailte zu sprechen ermontend, do sprachen sie alle 
einfeltiglich (einhelliglich?) zu dem rechten** etc. (Siehe darüber 
Aschbach G. K. S. IL S. 341). 

Die unten mitgetheilte <) Urkunde v. J. 1433 dominica Oculi 
(IS. März) enthält ein merkwürdiges Weisthum deutscher Reichs- 



*) Zwar findet man sie etwas abweichend und ohne Angabe der Jahreszahl bereits 
gedruckt bei Lfinig a. a. 0. S. 198 und bei L^dorpp. Acta publica. S. 36. Da 
aber auffallender Weise diese so wichtige RechtsaufKeichnung bisher yon den 
Rechtshistorikern so gut wie gar nicht benutzt wurde und^ ihr Umfang nicht 
bedeutend ist, so theilen wir sie neuerdiiigs aus den Registraturs-Buchern R. 
Sigismund^s hier mit. Aus welcher Veranlassung dieses Fürslenweisthum erfolgt 
sei, ist zweifelhaft. Wohl bei Gelegenheit der Entscheidung eines einzelnen den 
Pfalzgrafen beim Rhein betreffenden Falles. Dtfhin deutet die ausdrückliche Erwäh« 
nuttg desDoctorft des Pfalzgrafen, der wohl als Anwalt desselben gegenwartig war. 
1 Anno domini MCLXXXIIl®, dominica Oculi (15. März), Basilee. 

Item der btschoff von Trient, der bischofl ron Cur, der bischof von Augsburg, 
der Bischof von Bomberg, der bischof von Labus, der Bischof von Lubegk, der 
bischof von Meichssen vnd der bischof von Olmuncz, der markgraf von Branden- 
burg, hertzog Wilhelm von Beyren etc., graf Ludwig von Otingen, graf Hans von 
Luppfen, der von Weinsperg, Haupt niarschalk vnd Ludwig des pfaltzgrauen 
doctor. 

Die obgenanten fursten , grauen vnd herrn haben auf ir eide geraten , wen 
man ein fursten vorfordern woll, das da antreff* sein leib, ere oder die lehen des 
furstenlhumbs, so sul man jm drei stund verkünden vud das erst furbot schicken 
hey eyncm fursten, er sey geistlich oder wertlich, oder bey eynem gefursten abbt, 
vud die andern zwei furbot mögen ym antworten ein graff, herre, ritter oder 
knecht, der des reiches man ist, vnd auch sein tag verkünden, als recht ist. Es 
mag auch vnser herre derKayser unib dio obgenanten drew stuck wol nyderseczen 
sein fursten, sy sein geistlieh oder werflieh oder gefurst abbt. 

M'er aber, ob man ein fursten furbud umb Spruch, es wer vmb geltschu'd 
oder vmb gueler, die nicht lehen weren, so mag man jm das furpot schicken bi'i 
eynem grauen, herrn, ritter oder knecht, die des reich» mau sind. Es mag auch 
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fürsteD ZU Basel über das Fürstenrecht. Sie gibt zugleich einen klaren 
Aufschluss über den Umfang des Ausdruckes res maximae der Fürsten, 
die der Kaiser in der const. Moguntina seiner unmittelbaren Cogni- 
tion im Fürstengerichte vorbehalten hatte. Darnach sollte der König 
; blos in jenen Angelegenheiten der Fürsten ein Fürstengericht nieder- 
' zusetzen gehalten sein , die ihren Leib, ihre Ehre oder das ihnen zu 
\ Lehen gegebene Förstenthum beträfen. Handle es sich aber blos um 
eine Geldschuld oder um andere Güter, die nicht Lehen seien, so 

könne der König das Gericht auch mit Grafen, Herren , Rittern oder 

. 

Knechten besetzen. Während im letzteren Falle die gerichtliche La- 
dung genüge und die Überbringung derselben durch einen Genossen 
des Fürsten nicht nöthig sei, müsse der Fürst zum Fürstengerichte 
dreimal vorgeladen, und die Ladung ihm durch einen Standesgenossen 
überbracht werden. 

Ungefähr um dieselbe Zeit oder kurze Zeit nachher, rief der 
Herzog Erich von Lauenburg „qui se nominat Saxoniae ducem*" die 
Hilfe des allgemeinen Concils zu Basel gegen den König an, weil er 
ihm bezüglich des Herzogthums Sachsen das Recht verweigert habe. 
Der König protestirt nun von Ulm aus *) feierlich gegen die Competenz 
der allgemeinen Synode, da das Erzmarschallamt und die Churwürde 
ein Lehen des römischen Reiches sei cumque juxta formam juris et 
stylum et observantiam sacri nostri imperii feudales questiones coram 
dominis feudorum, etiamsi minores valvassores essent, ac paribus 
curiarum suarum respectu feudi, de quo agitur, decernendae 
sunt. Die Sache gehöre daher vor sein Forum, und er sei auch bereit 
auf Verlangen des Herzogs pares curiae evocare et causam iuxta 
stylum imperii nostri difßnire. 



I 



rnser herr Kayser darumb nydersec/.en sein grauen , herrn , ritter oder knechte, 
vnd wenn ein fürst also furgeuodert wirt vmb spruch , geitsehuld oder vinb gut 
die nicht lehen sind, so ist man im nicht schuldig mer dann ein furg^ot zu schicken, 
doch so soll man im jn das furbot seczen, vmb was sache man jm xusprechen well 
vnd darvmb das er sein brieff vnd was er notdurfftig zum rechten sey, dester bas 
wisz ze bringen, vnd sol jm ein gerawmen tag seczen nach gelegenheit der lannd 
da er gesessen ist, vnd kuropt er also auf den tag, als man jm dann den secxt 
oder sein voller gewalt, so soll geschehen, was recht sei. Cham aber er oder sein 
gewult nicht, so sol aber geschehen, als recht sey. (Aus dem Registraturbuch K. 
Sigmund's K. S. 1, von den Jahren 14,33—36.) 
1) Die Urkunde ddto. Ulm U34 fttria quarta post Jacob! (20. Juli) bei Lttoig a. a. O. 
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Im Wesentlichen übereinstimmend wurde auch auf dem Nürn- 
berger Tage unter K. Albrecht im J. 1438 gerathschlagt <)• Obe ein 
Fürste, Grave oder Herre, der Keinen andern öbern hat, dann deä 
R. Riebe, einen andern Fürsten, Graven oder Herren, der auch Keinen 
Herren über sich bette, dann das Rieh, meinte anzusprechen, warumbe 
das were, es treffe an Lib, Ere oder gut, wenig oder vil, 
möchten die dann des Rechten under irenf Rechten und frunden nit 
übereinkommen, so sol der Antwurter dem Cleger gerecht werden 
vor dem Rom. Kunige, oderwemme er das ungeverliche 
befilhet; doch wer es, dass es des geschuldigten Fürsten oder 
herren als obgerürt ist, Herrlichkeit oder Regalia anrüret, so soite das 
Gerichte mit Genossen gesatzet werden, als des H. Richs 
Recht und herkommen ist. 

Nicht minder zahlreich und interessant sind die Beispiele von 
Fürstengerichten unter K. Friedrich III. Der allmähliche Verfall des 
Reichshofgerichtes und die erhöhte Wirksamkeit des k. Kammer- 
gerichtes unter diesem Kaiser blieb ohneEinfluss auf das Fürstenrecht. 
Einige Fälle belehren uns in auffallender Weise, wie die Fürsten sich 
gegen Versuche sie vor dem nicht mit ihren Standesgenossen besetzten 
Kammergericht zu Recht zu ziehen kräftig sträubten, und der Kaiser 
selbst sich so genöthigt fand ohne Berücksichtigung des Fürsten- 
rechtes ergangene Ladungen zurückzunehmen oder zu entschuldigen. 
So hob K. Friedrich, am 22. Sept. 1444 eine wider den Markgrafen 
von Brandenburg ergangene, durch das Stiftscapitel zu Bamberg 
gegen das burggräfliche Landgericht zu Nürnberg erwirkte k. Inhibi- 
tion und Ladung, auf die von dem Markgrafen ergriffene Appellation 
vom 10. December 1443 mit dem Versprechen wieder auf, die Sache 
mit den Fürsten verhören und entscheiden zu wollen ^), und schreibt 
an Herzog Heinrich von Baiern. Neustadt 1448 am St. Bartholomäus*- 
Abend (24. August) ») vnd wiwol in denselben vnsern briefen ge- 
schrieben stet auf den gerichtstag vnsers königlichen Kammergerichtes 
etc. so ist doch vnsere Meinung nicht gewesen vnd auch noch vnsere 
Meinung nicht, dass solch* Recht in vnserm Kammergericht, dass wir 



*) Neue Sammlung des Reichsahschicde S. 161. (2). §. 3. 

2) Siehe die Urkunden bei Hhipprecht a. a. 0. I. n. XXIII und XXIV. S. 128 ft. 

133 ff. 
') Lünig a. a. 0. N. 12. 



\ 
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mit niedern Personen von Fürsten vnd um Sachen, die vnserer 
vn'd des Reichs furstenvnd leib oderlekennichtberuren, 
beseczen, zwischen Ewer solle oder sollte ausgetragen werden, 
sondern allein vor vnserer Majestät vnd vnsere vnd des 
Reichsfürsten,diewirzuvns seczen werden. 

Das zu Basel unter K. Sigismund gewiesene Förstenrecht findet 
in dem Urtheilsspruch K. Friedrich's vom 18. Dec. 14S2 zwischen 
dem Markgrafen Albrecht von Brandenburg und der Stadt Nürnberg ^ 
eine praktische Illustration. Der Kaiser sitzt zu Gericht „mit vnsern 
vnd des Reichs fürsten**. Die Fürsten erkennen „einhelliglich" in 
einer Vorfrage zu Recht. Sodann beklagt sich der Markgraf darüber, 
dass die Nürnberger sich unterstanden haben, ihn mit recht fürzu- 
nemen anders denn Fürstenrecht sey, wann Fürstenrecht sey, wer 
einen Fürsten mit gericht vonehmen wolle, der soll in das/örbott 
durch einen Fürsten, seinen genossen, verkündigen, zue 3 unter- 
chiedenen Zieln vnd zu dreimahlen, der jeglichs zum meisten 45 Tagl i 
inhalten, vnd sol auch das Gericht besetzt werden mit des heiligen 
Reichs fürsten, auch seinen Genossen ... Er bittet ihn bei seinen 
Freiheiten und Privilegien zu behalten. Nun sei er ein Fürst des 
Reiches und durch den edeln Heinrich, Marschall von Bappenheim 
„der doch sein genoss nit sey, fürgehaischen''. Desshalb sei die Ladung 
der Nürnberger, als sich durch Fürstenrecht geburet im Rechten nit 
genug. 

Die Nürnberger bekennen durch ihren Anwalt, dass er ein Fürst 
des Reiches sei, aber ihre Klage berühre nicht seine fürstliche 
Würde und seine Rechte als Reichslehenherr, sei daher nicht nach 
Fürstenrecht, sondern nach gemeinem Rechte zu entscheiden. 

Friedrich erkennt nach dem Rathe der Reichsfürsten, so die zeit bei 
uns zu gerichte gesessen sein — vnd haben in vnnser selbs auch 
an derselben fürsten einhelligen vnd zeitigen Rath erfunden, dass die 
ganze Streitsache zu verschieben sei und sollen Wir da zwischen den 
Partheyen einen tag im Reich für vnser vnd des Reichs Churfürsten 
vnd Fürsten seczen, die dann durch vns dazu berufen vnd gefordert 
sollen werden, vnd soll alsdann Markgraf Albrecht von Brandenburg 



') H.ipprecht, Staatsarchiv des kais. und heil. röm. Reichs-Rammergerichts 1. Urk. 
XIXI, S. 161 ff. Vgl auch N. LX, S. 323 ff. 
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etc. als ein fürst des Reichs in der sach gehalten und fürgenommen 
werden, doch nach Erkanntnüss vnserer kaiserl. Majestät vnd der 
gemeinen Churfürsten und Fürsten. Bei diesem Erkenntniss waren 
eilf Fürsten gegenwärtig, und versiegelt ist der Gerichtsbrief mit 
vnserm königlichen Innsiegeln, das wir nach vnserer kaiser- 
lichen Krönung gebrauchen. 

Eben so wie in diesem Falle Herzog Albrecht von Brandenburg, 
so protestirte auch noch im J. 1488, 31. Jänner Herzog Heinrich von 
Baiern in seinem Streite mit dem Herzog Albrecht gegen eine auf die 
Klage des letztern gegen ihn ergangsne königliche Citation *). es sey 
eine gerechtigkeit auch mit löblicher Gewonheit in dem heiligen 
Reiche herkomen, das wer mit fürsten zu schicken habe und sie vor 
Irer Majestät rechtfertigen wollte: nemlich in sachen, die ir land, 
leute, furstenthum und königliche Lehenschaft oderir 
leib oder ere antreffend sein, das dieselben fürsten durch keine 
andere personen denn durch ihre genossen zu Rath gefor- 
dert, geladen vnd in Irer königlichen Majestät königliche Ladung ver- 
kündigt werden sollen. Das aber habe herzog Albrecht nicht ansehen, 
sondern ihm die Ladung durch geringere Personen und nicht durch 
seine fürstlichen Genossen antworten lassen , daher glaube er weder 
pilichtig noch schuldig zu sein , auf eine solche Ladung eine Antwort 
zu geben. 

Man sieht demnach, dass nahe bis zum Ausgang des XV. Jahr- 
hunderts bis zur Errichtung des ständigen Reichskammergerichtes 
die Grundsätze über das Fürstengericht in Kraft und Übung waren, 
und dass, wenn es auch an einzelnen Beispielen nicht fehlt, wo Ange- 
legenheiten der Fürsten wirklich von dem k. Hofgerichte «), oder dem 
k. Kammergerichte «) entschieden wurden , dies doch nur in gering- 



*) Lünig a. a. 0. p. \ 

^} Siehe z. B. in Chmers Regesten K. Friedrich's III. Anhang n. 7. den Gerlchtsbrief 
über ein Hofgerichtsurtheil unter dem Hofrichter Graf Guinhrecht von Newenar 
für Haus Motlin gegen den Bischof Heinrich von Constauz v. 20. Juli 1441. 

3) z. B. das durch die kaiserlichen Rathe unter dem Vorsitze des k. Hofmeister Ronrad 
von Kreig zu Gunsten Wilhelm Turner's gegen den Pfalzgrafen Ludwig heim Rhein 
gefüllte Urtheil vom 12. Mal 1441 bei Chmel a. a. O. n. 4. ; ferner bei Harpprecht 
a. a. 0. I. n. XXIX. das Kammergerichtsurtheil für den Markgrafen Johann von 
Baden und den Tfalzgrafen Friedrich gegen Gerhard Wildgrav vom. J. 1451, 31. 
März. Siehe auch die Urtheüe n. IS und n. 21 bei Chmel a. a. 0., wo das Gericht 



42 Tomaschek 

fögigeren Sachen der Fall war oder nur dann, wenn die Fürsten 
selbst gegen die Competenz dieser Gerichte, selbst wenn das Erkennt- 
niss zu ihrem Nachtheile lautete, keine Einsprache erhoben <). 



Des Ronigs nnd des Reiches Hofgericht 

Das k. Hofgerieht hatte in der ihm durch K. Friedrich II. im 
J. 1235 durch die constitutio Moguntina gegebenen Gestalt mit 
wenigen, im Ganzen unwesentlichen, meist durch die veränderten 
Ständeverhältnisse herbeigeführten Veränderungen und mit längeren 
oder kürzeren Unterbrechungen durch das XIII. und XIV. Jahrhundert 
als das verfassungsmässig höchste Gericht des Kaisers und des Reiches 
fortbestanden, und seine Wirksamkeit ist uns durch zahlreiche aus 
jenen Zeiten erhaltene Hofgerichtsurtheile und andere gerichtliche 
Acte bezeugt. Seine Competenz war weder auf einen gewissen Kreis 
von Angelegenheiten noch auf bestimmte Standesclassen beschränkt; 
es konnte sich an dasselbe Jedermann wenden, der anderswo nicht 
Recht finden konnte -). Es übte nicht blos in den dem Reiche unmit- 
telbar unterstehenden Gebieten seine Gerichtbarkeit aus, sondern 
concurrirte in seiner Jurisdiction auch mit den Landesgerichten, und 
selbst die zahlreichen von den einzelnen Landesherren und Städten 
nach dem Vorgange der Churfürsten nach und nach erworbenen 
privilegia de non evocando und de non appellando waren meist mit 
ausdrücklicher Ausnahme des k. Hofgerichtes — judicio curiae 



theilweise mit Rittern unter dem Vorsitz Wilhelm' s Markgrafen von Hochbergf, 
den wir in disen und andern Sachen, so für vns in viisonn königlichen hofe hangen, 
an vnserer stat zu richter geseczt haben, besetzt ist. 

^) Nur eine scheinbare Ausnahme bilbet das Kammergerichtsurtheil v. J. 14S9, das 
den Graf Johann von Görz zur Zahlung von 20.000 fl. saromt Zinsen an ^e Grafen 
von Schaumburg verurtheilt (Senckenberg. De jiid. eam. hod. Urk. I. Y.), wo jener 
vergeblich die Besetzung des Kammergerichtes mit seinen fürstlichen Genossen 
fordert, worauf erwiedert wurde, es sei mit Fürsten, Grafen, edlen, würdigen und 
gelehrten Personen genugsam besetzt. Denn es handelte sich hier eben um Zu- 
oder Aberkennung einer Geldschuld. 

^) Selbst in den später häufig vorkommenden Befreiungen von der Competenz des 
Hofgerichtes ist der Fall der Rechtsverweigerung seitens der ordentlichen Gerichte 
meist ausdrucklich ausgenommen. 
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dumtaxat excepto — ertheilt worden. Es bildete daher für das g^nze ^ 
Reich die höchste Instanz , und die Berufungen an dasselbe von den 
Urtheilen nicht allein der territorialen , sondern auch der königliehen 
Stadt und Landesgerichte, des Hofgerichtes von Rotweil, der heim- 
lichen Gerichte in Westfalen u. s. w. sind äusserst zahlreich. 

Die Grundsätze, wie sie sich beim Hofgerichte theils verfassungs- 
mässig, theils herkömmlich über den Rechtsgang und die Rechtspflege 
überhaupt entwickelt hatten <) , bestanden nun auch in der ersten 
Hälfte des XV. Jahrhunderts unverändert fort, und eine neuere 
Schrift 2) hat in vollkommen ausreichender Weise nachgewiesen, 
dass wenigstens bis zum Tode K. Sigismund*s weder an die Stelle 
des bisherigen deutschrechtlichen Verfahrens der römisch - kano- 
nische Process getreten war, noch auch das fremde Recht als eine 
massgebende Erkenntnissquelle betrachtet wurde, und dass auch bis 
dahin bei dem höchsten Gerichte des Reieheft von einer Rechts- 
sprechung durch Gelehrte und von einer Anwendung des römischen 
Rechtes keine Rede war. 

Aber allmählich fing man in diesem Jahrhunderte an die Freiung 
von fremden Gerichten auch auf das k. Hofgericht auszudehnen; die 
privilegia de non evocando und de non appellando, die auch gegen \ 
das Hofgericht Wirkung haben sollten^ werden immer häufiger ») ; die 



1) Ausführlich handelt darüber Otto Franklin in seiner Monographie De Justitiariis 
curiae imperialis. Wratisiaviae. MDCCCLX. und in älterer Zeit Heinrich Balthasar 
Blum : commentatio juris pubiici de iudicio curiae imperialis — von dem kayserl. 
hof-gericht in Teutschland. Francof. ad M. 1745. 

*) Beiträge zur Geschichte der Reception des römischen Rechts in Deutschland. Von 
Dr. Otto Franklin. Hannover 1863, 11. Abs. Die Reception des röm. Rechts im k. 
Hofgericht* Seite 169—186. 

') Fälle, in denen in Folge solcher Privilegien das Hofgericht sich incsnipetent 
erklären musste, sind nicht selten. So erklärt K. Ruprecht im J. 1409, 5. März (Reg. 
K. Ruprechts v. Chmel n. 2471), dass die durch seinen Kammermeister Rudolf von 
Zeissiken vor das Reichshofgericht geladenen Kölner vermöge der vorgelegten 
Freiheiten nur vor ihrem eigenen Schöffengerichte zu Köln zu belangen, folglich 
der gegenwärtigen Klage ledig seien. So weist im J. 144S, 22. Febr. (Chmel Reg. 
Fried. III. n. 1905) der k. Hofrichter Michel Burggraf von Magdeburg und Graf zu 
Hardeck die Städte Löwen, Brüssel, Antwerpen und andere Städte, Märkte und 
Dörfer des Herzogthums Brabant, kraft ihres von K. Karl IV. erlangten Privilegiums 
de non evocando an ihre eigenen Gerichte. Siebe auch die später mitgetheilten 
Hofgerichtsacte bei Senckenberg R. 1 und 2, S. 
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Fälle, in denen mit Umgehung des Hofgerichles die Entscheidung von 
Streitsachen entweder durch die unmittelbare königliche Cognition 
oder durch von dem König an seiner Statt gesetzte Richter und 
Commissäre, oder endlich durch kaiserliche Räthe unter dem Vorsitze 
des Königs oder auch einzelner Holleamten /entschieden . M'urden, 
immer zahlreicher. Die längere Abwesenheit des Königs vom Reiche i), 
die durch längere Zeit unterlassene Bestellung eines Hotrichters, die 
Verwendung der Hofrichter zu wichtigen politischen Sendungen , die 
ihre längere Entfernung vom Hofe herbeiführten«), die mangelhafte 
Besetzung des Hofgerichtes, die massenhafte Anhäufung von Rechts- 
händeln am k. Hofe, die eine unverzügliche Ordnung und Entschei- 
dung erheischten, die Aufnahme berühmter Rechtsgelehrter in das 
königliche Hofgesinde, die bereits in den ersten Regierungsjahren 
K. Sigismund's hervortretende festere Gestaltung und Organisation der 
durch die k. Räthe geübten Gerichtsbarkeit in der Form des k. Kammer- 
gerichtes, untergruben allmählich aber sicher das Ansehn des Hof- 
gerichtes als obersten Gerichtes des Königs und des Reiches , das 
nunmehr auf die unter den veränderten Zeitverhältnissen sich heran- 
bildende neue staatliche Institution des Kammergerichtes überging. 
Während die Befreiungen von der Jurisdiction des k. Hofgerichtes 
sich mehrten, bildete sich die Anschauung aus, dass vor dem Kaiser 
und dem Kammergerichte Niemand gefreit sei. Knüpfte sich 
aber an das k. Hofgericht nicht mehr die Vorstellung , dass es die 
höchste kaiserliche Gerichtsbarkeit repräsentire , von der eine Exem- 
tion und eine Evocation s) nicht mehr möglich sei, so rausste mit der 



') So kündigi^ K. Sigismund im J. 14Z9 den Städten seine Absieht einen Tag in 
Miirnberg zu halten mit den Worten an . . . und auch fride, gnade und gerech- 
tigkeit, die leider in deutschen landen lange untergedrueket ist, 
wider aufzurichten: wenn nichts zu solchen friden und genaden gedynen mag als 
gericht und gerechtigkeit, darumb meinen wir unser und des heiigen reichs 
hoffgericht, das gezunt lange zeit, dorumb das wir nit in deme 
reich und in deutschen landen gesein mochten, darnyder gelegt 
ist, wider aufzurichten, das zu bestellen und also denne doselbes zu Nurmberg zu 
halten und furpas zu hanthaben also sich das von des heiligen reiches und rechtes 
wegen gepurt. Eberhard Windeck c. 169 bei Mencken 1, 1220. 

^) Siehe z. B. Chmel. Reg. K. Rupr n. 2181. 

'^) Es sind uns zwei eclatante Fälle bekannt, wo der König Urlheile des Hofgerichtes 
aulhob, das Hofgericht jedoch an seinem früheren Urtheil trotzdem unerschütterlich 
festhielt. Der erste von K. Wenzel, der ein Urtheil des k. Hofrichters Premislaus, 
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nothwendigen Grundlage seines Ansehens auch seine Wirksamkeit 
immer rascher sinken, je mehr die Wirksamkeit und das Ansehn der 
königlichen Kammer- oder Cabinetsjustiz, wie man heutzutage sagen 
wurde, sieh hob und durch die Organisation des Kammergerichtes 
eine feste ausgeprägte Gestalt erhielt. So kam es, dass schon im 
Anfange der Regierung K. Friedrich*s das Hofgericht nur eine unbe- 
deutende Rolle spielt, dass charakteristisch genug schon im J. 1447 
die Thätigkeit des Hofrichters in der Bezeugung eines Erkenntuisses 
des Kammergerichtes durch Ausstellung eines vidimus und 
Beidrückung des Hofgerichtssi egels sich äussert , und dass endlich in 
der zweiten Hälfte des XV. Jahrhunderts weder ron der Bestellung 
eines Hofriehters die Rede, noch von der Thätigkeit des Hofgerichtes 
eine Spur zu finden ist, und an die Stelle desselben in vollem Umfange 
seiner früheren Wirksamkeit das kaiserliche Kammergericht tritt. 

Die gründlichen speciellen Untersuchungen Franklin's über die 
innere Organisation des Hofgerichtes und seine Rechtspflege entheben 
uns der Aufgabe näher in diese Materien einzugehen. Wir beschränken 
uns darauf, einige in jener bisher unbekannten, dem Anfange des 
XV. Jahrhunderts angehörenden Rechtsaufzeichnung, die in ihren 
ersten Artikeln das Hofgericht ausführlich bespricht , enthaltene 
Bestimmungen mit den factischen Verhältnissen dieses Jahrhunderts, 
wie sie sich aus den Urkunden und anderen Quellen ergeben, zu ver- 
gleichen. 

I. Der Hofrichter. Nach der constitutio Moguntina soll der 
Hofrichter ein vir liberae conditionis sein, ein freymann, ein freycp 



Herzogs Ton Teschen, in einer Streitsache des Grafen Rudolfs von Habsburg gegen 
Bruno von Rapoltstein aufhob. Das Hofgericht besteht jedoch auf seinem Uriheil 
Es sollen des vorgenanten grafen Rudolf 's urteilbruef und achtbruef, die besigelt 
weren mit urteil unter des hofgerichts insigl, fürbas ewicUcben stet bleiben, crafft 
vnd macht hüben — und im soll auch die widerwisung und abn^munge fiirbas mer 
an sinen rechten ... zu keinen schaden komen, mit deheinen Sachen, in deheine 
wfise. (im J. 1382, Senckenberg. Von der k. s. 6. in d. n. 3 S. 14). So lies sich 
auch K. Sigismund durch Geldanerbietungen verleiten, eine Achterklarung des Hof- 
gerichtes gegen die Stadt Lübeck aufzuheben (1416, 15. Juni). Das Hofgericht 
unter dem Grafen Gunter von Schwarzburg hielt auch diesmal an seinem Anspruch 
fest. Aschbach Gesch. K. Sigm. II. 248 ff. Einige Falle aus dem 14. Jahrb., wo der 
König Klagen und Ladungen vor das Hofgericht vernichtete, siehe bei Franklin. De 
iust. imp. S. 20 nota o). So erklärte auch K. Sigismund im J. 1431, 17. April die 
von dem k. Hofgerichte gegen die Stadt Metz verhängte Acht für null und nichtig. 
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mann (Cod. Tremon. ed Senckenberg und Schilter). Der Grund ist 
klar, denn blos der Freie durfte über den Freien richten, Ssp. III. &i, 
§. 1 und einem Unfreien durfte kein Richteramt geliehen werden «). 
Da die wichtigeren Angelegenheiten der Fürsten schon von vorne- 
herein von der Jurisdiction des Hofgerichtes ausgeschlossen waren, 
so brauchte er ursprünglich kein Genosse der Fürsten und der freien 
Herren zu sein. 

Es war aber eine nothwendige Folge der veränderten Stände- 
! Verhältnisse , des Zurücktretens der gemeinen Freiheit und der Aus- 
bildung des Adels im XHI. und XIV. Jahrhunderte , dass die blosse 
Freiheit der Geburt bei der Wahl des Hofrichters nicht mehr genügte, 
und es Übung wurde den Hofrichter aus dem Stande der Fürsten und 
der freien Herren zu wählen. Gehen wir die Reihe der Hofrichter in 
diesen Jahrhunderten durch, so finden wir, dass Namen aus den 
höchsten Standesclassen die weitaus überwiegende Mehrzahl bilden, 
und besonders im XIV. Jahrhundert sehr häufig Fürsten und Landes- 
herren als Hofrichter erscheinen«). 

Diesen factischen Verhältnissen gegenüber erscheint es daher 
nur ganz entsprechend, wenn unsere Rechtsaufeeichnung Artikel I 
mit der ausdrücklichen Forderung hervortritt, dass der Hofrichter ein 
Fürst sein solle , der einen angesehenen Namen habe , streng und 
gerecht sei. Die persönlichen Eigenschaften des Mannes , der nach 



^) 8. Franklin. De iust. imp. S. 4a. 

«) 1|255 Adolf Graf von Waideck bei Franklin a. a. 0. S. 93 ff: 128o Hermann von 
Bonstetten, Landgraf von Turgau S. 97; 1303 Godofred Graf von Hohenlohe S. 
101; 1339 Ludwig Herzog von Teck S. 105; unter K. Karl IV. 1339 Friedrich 
Graf von Heydeck S. 109, 13ö7 Herzog Bolko von Falkenberg 8. 110, 13S9 Herzog 
Boico von Oppeln S. 111; 1361 Herzog Premisl von Tescben S 112, 1363 Johann 
Burggraf von Magdeburg, Graf zu Hardeck S. 113., 1365 Friedrich Herzog von Teck 
und Graf Burchard von Hardeck S. 114, 1373 Heinrich Herzog von Lignitz S. 116; 
unter R. Wenzel 1379 Herzog Premisl von Teschen S. 119, 1382 Freiherr von 
Kreiher S. 120, 13S4 Günther Graf von Schwarzhurg S. 121, 1387 Friedrich Herzog 
von Teck S. 122, 1392 Johann Traf von Spanheim S. 125, 1393 Johann Graf von 
Truhendingen, 1394 Swantibor Herzog von Stetin S. 125, 1398 Ernest von 
Schöneburg, Herr von Pirsenstein S. 126. So weit hat Franklin die Reihe der 
Hofrichter zusammengestellt. Hiezu kommen noch unter K. Wenzel nach Siegel 
1396 Graf Wilhelm von Schaumburg, 1397 Herzog Bolko von Schlesien, 1399 
Landgraf Johann von Leuchtenberg. (Siebe Haimerrs Österr. Vierte^schr. VI. B. 
2. H., S. 53} . 
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aussen hin das höchste Gericht des Königs und des Reiches reprä- 
sentiren sollte , konnten für das Ansehen desselben nicht gleichgiltig 
sein ; schon die const. Mog. hatte gefordert, dass er prohatae fidei et 
opinionis honestae sei, und K. Sigismund hestellt den Landgrafen 
Johann voi\ Lupfen durch fromkeit und redlicher Vernunft willen, die 
wir an dem edeln u. s. w. vnserm rate vnd lieben getruen erfunden 
haben (Urk. von 1418, 18. September Reg. b. K. Sigm.). K. Fried- 
rich IV, den Grafen Gumbrecht zu Newnar wegen seiner „vernufft 
und redlickeit auch stete getrewe dinst, die er uns und dem heiligen 
Rieh vnuerdrossenlich getan hat" (Chmel. Reg. Fr. n. 343). 

Im Nachfolgenden führen wir die von Franklin bis z. J. 1398 
zusammengestellte und in der Note 2) für die Regierungszeit K. 
WenzeFs ergänzte Reihe der Hofrichter bis zum Ende des Hof- 
gerichtes fort. 

a) Unter K. Ruprecht: 

1. Engelhard, Herr zu Winsperg, 1401. 1404. (Chmel. 
reg. Rup. n, 89, 1373), 1405, 1406, 1407 (Blum, S. 29). 

2. Johann Pfalzgraf vom Rhein 1407 (I.ünig R. a. XIV. 
12, Blum). 

3. Johann Graf von Wertheim 1409 (30. Sept. Chmel. d. 
Reg. Rup. n. 2810), 1410 (Wölkern bist. NoV! dipl. p. 828). 

4. Engelhard, Herr zu Weinsberg 1408 '(Blum) 1410. 

b) Unter K. Sigismund. 

1. Günther, Graf von Schwarzburg 1415 (Hofg.-Urth. 
bei Senckenberg von der k. h. Ger. in c. S. 103 n. XLII) 1417, 1418 
(Nota vom 23. Febr.). Nach dessen Tode. 

2. Graf Johann von Lupfen, Landgraf zu Stülingen, 
Herr zu Hohenack 1418 (4. Juni. 18. Sept. Reg. b. K. Sig. 
Gehalt 1500 fl. rh. jährlich), 1420, 1421 (5. Juni), 1422, 1423 
(11. Jänner) 1426 (14. Sept.) «). 



<) Nach Eberhard Windeck c. 83. bei Mencken S. iib'l wurde er im J. 1424 von K. 
Sigmund abgesetzt. Vnd also uornaro der Konig, das der graff Haus von Luppfen 
dem pfalzgraffen geholfen hette, do wart der römisch Konig zornig und sprach 
vberlut: hüte nemen wir demvon Luppfen das Hofgerichter ampt, 
vnd sol vnser vnd des reiches Hoffrichter nit me sein, wenn ir wider vnser gepot 
vnd brieffe geton hat. Vnd nam das sigel, das zu dem Hoffgericht gehuret, das hat 
ein Hofschreiber ynnen, der hisse Peter Wacker, vnd der Konig te dinget also in 
vil Sachen, die er zu schaffen hat. Also beschyde der Konig ydermon zu komen 
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3. Heinrich von Plauen, Burggraf zu Meissen I42S 
(9. Mai zum Hofrichter ernannt mit 10,000 fl. rh. jährlich, Reg. b. 
K. Sigm. H. 48**), 1426 26. April gegenwärtig bei der Entscheidung 
des Straubinger Erbstreites. 

4. Graf Wilhelm von Orlemunde 1430 (Hofgericht zu 
Nürnberg, siehe oben Note 4 Senckenberg a. a, 0. S. 144, n. XLVHI). 

5. Heinrich von Plauen, Burggraf zu Meissen 1431 
(14. und 17. April Urk. in der Regb. K. Sigm.). 

6. Graf Johann von Lupfen (1434, 23. Nov.). 

7. Friedrich Markgraf von Brandenburg 1436 (nach 
Blum, S. 31). 

c) Unter K. Albrecht ist weder ein Hofrichter noch überhaupt 
eine Art königliche Justiz <) bekannt, auch das Registraturbuch dieses 
Königs enthält keine Spur einer solchen. Er kam nicht dazu, sein im 
J. 1438 gegebenes Versprechen der Besetzung seines Obergerichtes 
zu erfüllen«). 



^ein Offen. Aber schon im J. 1426 nahm er ihn wieder in Gnaden auf, denn in 
der Urkunde vom 14. Sept. d. J. (Rgb. R. Sigm.) verspricht er ihm, damit er ihm 
desto besser dienen möge, jährlich bis auf Widerruf 1500 fl rh. aus der k. Kammer 
zu bezahlen. Doch fungirte er im J. 1431 nicht mehr als Hofrichter denn am 
23. März d. J. (Registr. b. R. Sigm.) erkennt er ihm nachträglich alservorczeiten 
etliche jar vnser hofrichter gewesen ist vnd bey seinen czeyten vnd ampt etweuil 
vnser feile vnd achtschecze an demselben hofgericht gefallen sind . . . dieweil er 
doch mGe vnd arbeit dorumb gehabt hatt, denjenigen Theil der Achtschätze zu, der 
einem k. Hofrichter gebührt; wohl aber wieder im J. 1434. 

^) Mit Ausnahme eines einzigen Schiedspruches vom 4. Mai 1439 zwischen dem Herzog 
von Sachsen und dem Burggrafen von Meissen. 

^) Bereits an frühereu Reichstagen wurde auf die ordentliche Besetzung des Hof- 
gerichles von den Reichsstanden gedrungen, z. B. auf dem zu Frankfurt a. 1435 
(N. S. V. R. A. S. 150) S. 2. . . Ist berathschlagt, dass derohalb der kays. und kon. 
Mt. Hoffgericht ordenlich mit Personen zur Notturft besetzt werden solle. . . 
Ebenso wurde in Eger a. 1437 in den Rathschlag der Curfürsten und Fürsten auf- 
genommen , dass der Römische Kayser seyn kayserl. Hofgericht mit seinem Hofe- 
Richter und den Rittern, die von Rechte daran sitzen sollend, und darczu geboren, 
bestelle Additio Wenckeri. Und so heisst es auch im Landfrieden S. Albrecht^s 11. 
1438 (N. S. V. R. A. S. 157) §. 25. Und darumb, des dem in allen dingen desto auf- 
richtiger nachgnngen werde; So wollent wir vnser Obergericbte mit wisen, ver- 
ständigen, ftirsichtigen Rittern und gelehrten bestellen, gehalten jedem recht 
geben und zu tun nach gemeinen Rechten, guter gewohuheit und anders, 
mit notdürifiger erfolgiing und sieh dies geburt. 
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d) Unter K. Friedrich III. 

1. Gumpreeht Graf zu Neunar, Erbvogt zu Cöln und 
Herr zu Alpen legte am 29. Juli 1441 als Hofrichter mit 1000 fl. 
Jahressold zu Wiener-Neustadt den Eid ab (Chmel. Reg. K. Fried- 
rich's III. n. 343). Zwar findet sich bereits ein Gerichtsbrief K. 
Friedrich's vom 20. Juli 1441 (Chmel. a. a. 0. Anhang n. 7) über ein 

' unter seinem Vorsitze zu Wien am 7. Juli 1441 abgehaltenes Gericht, 
er wird jedoch nirgends daselbst Hofrichter, sondern nur „unser 
richter** genannt. Seine Ernennung verkündigte K. Friedrich den 
Frankfurtern durch einen besonderen Brief (Senckenberg de jud. 
camer. hodierno. Irk. P.). Noch in demselben Jahre ging er nach 
Frankfurt, in der Instruction vom 8. Oct. 1441 (Chmel. a. a. 0. n. 9) 
die K. Friedrich seinen Gesandten zu dem zu Martini d. J. daselbst 
abzuhaltenden Reichstag mitgab , heisst es unter anderm : Item von 
des hofgerichts wegen saget dem von Newenaren vnserm hofrichter, 
daz er alle Sachen, darinne ladung für in ze komen ausgangen sind, 
ettlich tage aufschiebe, nachdem vnd das am fuglichsten sein möge, 
dozwischen wir mit der hilf gotes personlich gegen Frankfurt hoffen 
ze komen; solden wir aber zu diser zeit daran gancz verhindert 
werdn, des wir nicht getrauen zu geschehen, so saget demselben 
vnsern hofrichter , daz ersichalsdannfurderlich invnsern 
h f f ü g e vnd mit im bringe solche, die zu dem hofgericht zu besiezen 
tüglich sein in mass , als wir das am nächsten zu der Newnstat mit 
im verlassen haben. Ein Beweis, dass so lange das Hofgericht bestand, ^ 
streng an dem Grundsatze festgehalten wurde , dass es nur bei 
Anwesenheit des Königs und am k. Hofe richten dürfe 9- ^^ J» 1442 
findet man Hofgerichtsurtheile unter ihm in Nürnberg (Senckenberg 
eben daselbst S. 103) in Gegenwart des Königs und in demselben 
Jahre zu Frankfurt am 19. Juli (Scknbrg. Urk. Q.), die Art und Weise 
der Urtheilsfindung ist dieselbe wie früher „das ward Im alles 
gemeyner volg vnd vrteil erteilt als recht isf*. 

2. Johann Graf zu Schaumburg 1444, Hofgericht zu 
Nürnberg (Wölkern. Hist. Norimb. dipl. S. 637). Hofgericht zu Wien 
1445, 27. August (Sckbrg. Urk. R. 2) »), Hofgericht zu Wien 144S, 



^) Vergl. Franklin de iust. iinp. S. 22 ff. 

^) Senckenberg^ schreibt: am Freitag vor dem St. Antoniustagc ; dies wfire am 
11. Juni, an welchem Tage ja gerade der Graf Johann yon Schaumburg als Hof- 
(Tomaschek.) ' « 
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11. Juni» WO die Klage eines Ulmer Bürgers an das Stadtgericht 
zurückgewiesen wird, das Hofgericht werde erst im Falle der Rechts- 
verweigerung thätig werden (Sckbrg. a. a. 0. Urk. R, 1). 

3. Michael Burggraf zu Magdeburg und Graf zu 
Hardeek» wo eine die Stadt Frankfurt betreffende Klage vermöge 
ihrer Freiheiten an die Stadt selbst zurückgewiesen wird , das Hof- 
gericht werde nur im Falle der Rechtsverweigerung eintreten. 

Im J. 1447, 4. December stellt dieser Hofrichter in Wien ein 
Vidimus aus über ein Erkenntniss des Kammergerichtes. Im Falle 
einer Nichtachtung desselben werde man so verfahren als des Reichs 
und Hofgerichtes Recht ist (Harpprecht a. a. 0. Urk. n. XXV). In 
demselben Jahre errichtete der Churfürst Friedrich I. von Branden- 
burg einen Theilungsvertrag zwischen seinen Söhnen und erklärt, 
dass ihnen mit dem Vidimus des Reichshofgerichtes versehene 
Abschriften eingehändigt werden sollen (Senckbrg. a. a» 0. Urk. S). 
Derselbe Hofrichter weist im J. 1448, 23. Jänner Wien, eine gegen 
die Stadt Braunschweig beim Hofgerichte angebrachte Klage an den 
Herzog vonBraunschweig> doch solle er ^^ins vnuerzogen vnd ganczen 
Rechten helffen, sonst werde er so verfahren als des Richs vnd Hof- 
gerichts Recht ist vnd würd alsz denn solich Weisung yedem Theil 
vnschedlich sein an seinen Rechten**. (Senck. a. a. 0. UrL T.) 

Das ist aber auch meines Wissens der letzte gerichtliche Act 
des k. Hofgerichtes ; von da ab findet sich nicht die geringste Spur 
mehr von diesem Gerichte *), das somit, nachdem es durch mehr als 
zwei Jahrhunderte als das oberste Gericht des Königs und des Reiches 



riobfer ein Hofgericht abhielt. Es toU wohl heiasen 6t. Aatonitt$tage , also am 
27. August desselben Jahres. 
^) Wenn Senckenberg de jud. cam. hod. S. 190 Urk. Z. 1. Das Concept einer Bestäti- 
gung der Freiheit von fremden Gerichten für den Grafen zu Zolr aus dem J. 1471 
mittbeilt und daraue den Beweis schöpfen will, dass K. Friedrich damals den 
Gedanken das k. Hofgericht wieder aufcnricfaten noch nicht aufgegeben habe, so 
geht er hierin eu weit , da in diesem Concept offenbar ältere Privilegien ihrem 
Wortlaute nach reprodueirt werden, wie dies selbst unter K. Karl V., Ferdinand I. 
mit Privilegien solcher Art häufig geschieht. Im Jahre 1459 erscheint der Graf 
Blichel zu Hardeck bereits, ohne dass er als Hofrichter bezeichnet wird, unter 
den Beisitzern des Rammergerichtes (Senckenberg a. a. 0. Urk. Y. S. 189) im 
J. 1452, 20. März ertheilte R. Friedrich zu Rom der Familie Bilgrim noch das 
Privilegium, dass sie nur vor dem Könige oder seinem Hofgerichte belangt werden 
dürfe (Chmel. R. Fr. n. 2785). 
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fungirt hatte» ohne ausdrückliche Aufhebung von selbst unter den 
verandai;en Zeitverhältnissen und Anschauungen sein Ende erreichte. 
Mit ihm ging auch ein wichtiges Stück des deutschen mittelalteriichen 
Rechtslebens zu Grunde. Wir haben absichtlich die letzten Lebens- 
seichen des Hofgerichtes unter K. Friedrich etwas eingehender 
behandelt. Es lag uns daran» den Nachweis zu führen, dass das Hof- 
gericht nicht nur bis zum Tode K. Sigismund*s , wofür Franklin den 
Beweis erschöpfend gebracht hat» sondern bis zu seinem Ende» somit 
durch die ganze Dauer seiner Wirksamkeit» treu und fest an den 
Principien gehalten hat» die seiner ursprünglichen Verfassung zu 
Grunde lagen» und dass es weder dem fremden Rechte» noch dem 
römisch-kanonischen Process gelang» einen wesentlichen Einfluss auf 
seine Rechtssprechung zu gewinnen. Denn wenn es auch in dem 
letzten Jahrzehent seiner Wirksamkeit nicht an leisen Anzeichen 
fehlt» dass die herrschende Zeitströmung auch auf seine Besetzung 
einen Einfluss zu nehmen drohte i)» und unter den Urtheilssprechern 
des am 7. Juli 1441 zu Wien unter dem Grafen Gumbrecht zu Neunar 
niedergesetzten Gerichtes, das noch überdies in seinem Charakter 
als Hofgericht zweifelhaft ist» neben 8 Rittern auch 2 Doctoren in ^ 
geistlichen Rechten erscheinen» so ist nirgends zu ersehen» dass in 
diesem oder in den späteren. Urtheilen ein Einfluss auf den alther- . 
gebrachten Rechtsgang oder die Entscheidung zu Gunsten des 
fremden Rechtes erfolgt sei. Wie viel grösser ist dagegen die Zahl 
der Doctoren» die als Urtheilsprecher bei den gleichzeitigen Kammer- 
gerichtsurtheilen aufgeführt erscheinen ») 1 

Die Einkünfte des Hofrichters bestanden im Wesentlichen in 
einem Antheile an den Fällen» Bussen» Wandeln» die dem Hofgerichte» 



Siehe den Albertinischen Landfrieden t. J. 1438; %. 25. 

') Der Emennungpihrief K. Friedrich^s für den Hofrichter Grafen von Nennar (Chmel, 
Reg. Fr. n. 343 Registb. K. Fr. 0. 830) enthält noch die Worte : Er aol auch dem 
armen und dem reichen and einem jglichen recht richten, tun und yolfuren» als 
dann des heiligen reichs und desselben vnseres hoffgerichtes 
recht, gewonheit un4 herkommen ist, getrewlich an geuerde und an 
arglist, und im Anfang: — als vnder andern ynseres kuniglichen regiments aus- 
richtungen zuvorderst notdurfft ist zu versehen, daz vnser knniglieh 
hoffgeficht auffri cticlich und ordenlich beseczet, gehalten und 
verweset werde. 

4* 
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wie jedem andern Gerichte in Deutsehland , bei der Ausübung der 
Rechtspflege zufielen. Ohne feste Nonnen hatten sich dieselben sowohl 
in Grösse als in Zuständigkeit herkömmlich festgestellt» ein genauerer 
Einblick ist jedoch durch die Dürftigkeit der uns darüber erhaltenen 
Notizen ausgeschlossen. So viel steht fest, dass der grosste Theil 
des hofrichterlichen Einkommens verfassungsmässig aus der Abso- 
lution von der Reichsacht und Aberacht floss ; schon der Mainzer 
Landfrieden weist ihm diese Einkünfte zu: Eidem dimittimus et 
assignamus iura, que ex absolutione proscriptorum proreniunt, que 
vulgo dicuntur wette (cod. Basil. alle die gewette, die uns gewettet 
werden); eorum dumtaxat quorum cau^e 4oram eo tractate 
sunt, ut benevolencius (dester gerner) iudicet et a nullo munera 
recipiat. Dass sich diese Einkünfte aus den Achtschätzen factisch im 
Laufe der Zeit auch bei den vom Hofgerichte erwirkten Acht- 
erklärungen auf einen blossen Antheil an denselben beschränkten, 
und die Könige selbst in ihren beständigen Geldverlegenheiten den 
grössten Theil derselben für sich in Anspruch nahmen, dafür sprechen 
wohl manche Anzeichen, insbesonders auch die Artikel 2 und 3 
Jener Urkunde, die, wie sie sich etwas derb ausdrücken, dafür sorgen, 
dass der König nicht von dem Hofrichter und den Hofgerichts- 
schreibern betrogen werde. In der oben erwähnten Urkunde vom 
23. MärÄ 1431, in welcher K. Sigismund den Grafen Hans von 
Lupfen für die Zeit, wo er Hofrichter ^ar, seinen Antheil an der 
Achtschätzen nachträglich zuerkennt, heisst es: so versprechen und 
globen wir dem vorgenanten von Lupfen . . . was solichen sachen, 
die in czeiten seines ampts verfallen vnd erschinen sin. vertey dingt 
und absoluiret vnd vss solichen achten vnd oberachten gelassen 
werden, das wir im dann solichen achtschatze , der einem hofrichter 
geburet, von wem das ist, on allen intrag vnd jrrung werden 
geben, vfheben vnd folgen lassen wollen, wann sich das gebürt, 
und gebieten dorumb dem ersamen Peter Wacker etc., das er 
solicher sach alczeit indenk sey, vnd in allen absolucien def lute, die 
bei desselben von Lupfen czeiten vnd bey seinem ampt, dieweil er 
vnser hofrichter gewesen ist , geschehen vnd in acht vnd aberacht 
komen sind vnd absoluiret werden, solichen seynen teyl ab ge- 
scheid e, also dass demselben von Lupfen der werde , als er das 
seines amptes halben wol zu handeln weiss. 



V 
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Unter den K. Sigismund und Friedrich wurde es jedoch üblich, 
dem Hofrichter einen festen Jahressold aus der k. Kammer auszu-- 
setzen, um entweder das aus jenen Quellen fliessende Einkommen zu 
ergänzen, oder ihn zu nöthigen den Überschuss in die L Kammer 
abzuführen. So setzte K. Sigismund dem Hofrichter Grafen Hans von 
Lupfen am 10. September 1418 einen Jahressold von 1500 fl. rh. 
aus : „Nachdem wir im alle rechte, genuesse ynd czugehorungen, die 
dorczu der wolgeborne Günther, graf von Schwarzberg, vnser hof- 
richter seliger, gehabt hat, gegeben vnd zu gemessen gegunnet 
haben, dorumb das derselbe graf Hans demselben hofgerichte dester 
bass fursein vnd vns gedienen möge, haben wir jm . . . funfczen- 
hundert rhinischer gülden zu jargelt verschriben . .. die wir 
im alle jare , diewile er also in dem vorgen. hofrichterampte mit 
vnserm willen ist, genczlich vssrichten vnd beczalen wollen**. Dieselbe 
Zusicherung wird ihm im J. 1426, 14. September wiederholt. 
Äusserst splendid zeigt sich der in der Bezahlung seiner Beamten 
und Diener durchaus nicht knickerische Konig in der Besoldung des 
Hofrichters Heinrich von Plauen , dem er einen Jahressold von 
10.000 fl. aussetzt: „gunnen und erlauben jm auch . . . das er von 
demselben hofgerichte und sinen feilen vnd geniessen, woran die 
gesein mögen, als lang er vnser hofrichter ist, alle jar jerlich zuuorvss 
czehen tusent rinischer gülden vfheben vnd jiinemen sol; 
doch was vber solich czehentusent guldin gefiele von 
demselben hofgerichte, es sey an achtscheczen oder andern 
dingen, was des were, das sol er vns in vnser camer gefal- 
le n*<. . . Eine für jene Zeit wahrhaft kolossale Summe, die zu den 
früheren und späteren Jahressolden der Hofrichter in einem auffallen- 
den Missverhältnisse steht. Freilich lag es in der Macht des Königs 
durch Erweiterung oder Restriction seiner Kammerjustiz die finanzielle 
Einträglichkeit des k. Hofgerichtes beliebig zu erhöhen oder einzu- 
schränken. Dagegen setzt K. Friedrich HI. seinem Hofrichter, Grafen 
Gumbrecht zu Neunar 1441, 29. Juli (ChmeFs Reg. Fr. n. 343) nur 
einen Jahressold von 1000 fl. rh. aus: „Er soll vnd mag auch solich 
velle, pusse, rechte, nutzs vnd zugehorung, die im als einem hof- 
richter gepüren vnd zusteen, haben, jnnemen , der auch geprauchen 
vnd geniessen, als dann ander hofrichter bey vnsern uoruordern 
Römischen keysern vnd kunigen gehebt, ingenomen vnd gepraucht 
haben, von vns vnd aller meniclich vngehindert, an geuerde. Doch 
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was uelle, peen oder ander gerechtikait vns als ainem Romischen 
kunig durch recht oder gewonheit desselben vnseres 
hofgerichtes zusteen vnd gepuren suUen, die sol er vns anbringen 
vnd mit fleysz daran sein, daz die zu vnsern banden inpracht, vns 
geraichet vnd verraitt werden vnd der warten, daz der obgenant 
vnser hofrichl^r vnserm hoflfgericht dester pass vorgeseyn mag". Davon 
sollen ihm jährlich 1000 fl. rh. zufallen, und wenn die Einkünfte des 
Hofgerichtes für diese Summe nicht zureichen, wolle er sie ihm 
ergänzen. 

Wenn der Hofrichter durch wichtige Gründe* verhindert war, 
den Vorsitz am Hofgerichte zu führen, so konnte er einen Stellver- 
treter bestellen, jedoch nur aus seinen Genossen und nur nach vor- 
läufiger Anzeige und nach Bewilligung des Königs. So heisst es bei 
der Bestellung des Grafen von Neunar zum Hofrichter (Chmel. Reg. 
Fr» n. 343) „also, daz er nur furbas dasselb vnser hofgericht 
besiezen, halten, vnd das in seinem abwesem, ob er von echaffter 
sach wegen zu zeiten dabey nicht gegenwärtig sein mocht, mit 
sein genossen beseczen sol und mag als recht ist, doch mit 
vnserm wissen und willen**. Bei dieser Urkunde (Reg.r^b. K. Fr. 
0. 83 v) wird auch das Jurament des Hofrichters mitgetheilt: 
Item des hofrichters Jurament. Als Ew vnser her der Romisch 
kunig zu seinem hofrichter aufgenomen hat, also werdet Ir im geloben 
vnd sweren, dasir dasselb hofgericht trewlich jnn habet und verweset, 
gerecht rieht richtet, menikleich dem armen als^dem reichen«vnd darjn 
nicht ansehet weder freuntschafft noch veintschafft, lieb noch laid, 
myct noch gäbe noch dheindley ander sachen, die rechtes gericht 
wenden mochten, vngeuerleich , sunder und alles ^h^ndelt und tut. 
das in dem beuelhnussbriefe Ew über dasselb hoffgericht gegeben 
begriffen ist auch treulich und an geuerde. — Ganz übereinstimmend 
mit dem Eid des Hofrichters nach der const. Mog. v, J. 1235: Et 
idem iurabit, quod nichil accipiet projuditio, quod nee amore nee 
odio, nee prece n^e precio, nee timore nee gracia, nee alia quacum- 
que de causa, iudicabit aliter quam iustum sciat vel credat secundum 
eonscienciam suam, bona fide ^ne omni fraude et dolo. 

n. DieUrtheilssprecher. Über diese enthält jene Urkunde 
a) 1. folgende Bestimmung: Der Hofrichter soll bei sich zwölf 
Ritter haben, die getreulich und fromm sind, und die insgesammt 
wissend sein sollen, damit das Hofgericht vollführt werde. 






Die höchste Gerichtsbarkeit des deutschen Königs u. Reiches. 55 

Während in früherer Zeit die gerade beim Hofe anwesenden 
Personen, Fürsten, Grafen und Freie, selbst Bürger und Reichs- 
ministerialen in jedesmaligem Falle, wie es gerade das Bedürfniss i 
erheischte, zur Urtheilsfindung vom Hofrichter herbeigezogen wurden, » 
hatte sich ungeföhr seit der Mitte des XIV. Jahrhunderts die feste 
Übung gebildet , dass die Urtheilssprecher zum mindesten dem • 
Ritterstande angehören mussten. Zahlreiche uns erhaltene Hof- i 
gerichtsurtheile , die einen Einblick in die Besetzung des Hofge- 
richtes gestatten, bestätigen diese Thatsache; z. B. 1361 herren und 
ritter*). 1383 in gegenwertichkeit .. viler andern herren und 
ritt er. die bei uns an dem rechten sizzen»), 1384 darum frageten 
wir die ritter«), 1388 darumb fragten wir die ritt er, die bey uns 
an dem rechten sassen*). Und so blieb es auch im XV. Jahrh. 1408 
do frageten wir die herren und ritter,ffdie bei uns an dem rechten 
sassen^), 1415 das ward von den ritteren, die das hofgericht 
besassen, erteilet «). 1417dorumb namen die rittere ein gespreche'), 
1430 do frageten wir die herren und ritter, die bey uns an dem 
hofgericht sassen, des rechten«), 1434 die graffen, herrn und 
ritter, die bei uns an dem hofgericht sassen*), und viele andere 
Beispiele *»). 

Die freie Geburt, die Ritterbürtigkeit , der ritterliche Stand der 
Urtheilssprecher galten in der ersten Hälfte des XV. Jahrh. bereits 
als wesentliches Erforderniss nicht allein beim Hofgerichte , sondern 
auch bei den Landesgerichten, selbst bei den territorialen, von dem 
nur der Kaiser dispensiren konnte. So gestattete K. Ruprecht im 
J. 1401, 17. August (Chmel. Reg. Sup. n. 8545) dem Landgrafen 
Johann von Lupfen sein Landgericht zu Stülingen mit 12 Richtern 
zu besetzen, die über gewisse Fälle auch ohne Freie und Ritter 



'^) Harpprecht a. a. O. I, S. 101. 
2) Herrgott, gen Habsb. H, n. 860. 
') Guden; syUoge n. 31. 
*) Meheken Scriptores rerum Germ. I. 450. 
^) Monomenta ZoUerftana VI. n. 484. 

®) Senckenberg. Von der höchsten Gerichtsbarkeit, n. 42. c. 
^ Harpprecht I, 311. 
^) Senckenberg a. a. 0. n. 48. 
») Mon. Boica XXXVHI. 2. 442. 
^^) Ausführlich handelt daräb«r Franklin Beitrage S. 170 ff. 
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«^ urtheilen können. Unter demselben Datum (Chmel n. 856) dem 
// v-^ Grafen Hans von Habsburg die Besetzung seines Landgerichtes mit' 
12 Beisitzern: „vnd diese mögen auch orteil sprechen, richten vnd 
echten, ane frien vnd ritter, als dick sich das geburet", 1404 
13. Mai (n. 1743) den Herzögen vou Baiern, bei ihrem Landgericht 
zu Greyspach anstatt eines Grafen oder Freiherrn einen Ritter zum 
Landrichter zu machen, das Gericht aber in Ermangelung von 
Rittern mit ehrbaren Knechten, die Wappengenossen sind, besetzen 
zu dürfen. K. Sigismund willigt am 3. September 1422 ein, dass die 
Bischöfe von Würzburg ihres Stiftes Landgericht des Herzogthums 
Franken inErmangelungderRitter mit edeln Knechten besetzen 
mögen, und erlaubt 1431, 27. Oct., dass bei der Besetzung des 
österreichischen Landgerichtes bei Ensisheim im Elsass der Richter 
desselben, der immer ein Graf oder Freiherr sein solle, im Abgang 
von Rittern auch gute, rittermässige Edelleute setzen könne. Man 
kann daher wohl als Regel annehmen, dass nicht allein die könig- 
lichen, sondern selbst die territorialen Landgerichte um jene Zeit 
allgemein mit Rittern besetzt waren. 

Dass K. Albrecht IL im J. 1438 versprach das Hofgericht nicht 
blos mit Rittern, sondern auch mit Gelehrten zu besetzen, wurde 
oben erwähnt. Aber selbst in den letzten Jahren des Hofgerichtes 
war die Zahl der gelehrten Beisitzer desselben gewiss nur 
eine äusserst massige, jedenfalls nicht gross genug, um auf den 
Rechtsgang und die Entscheidung einen wesentlichen verändernden 
Einfluss zu üben. 

Übrigens scheint es , dass wenigstens im XV. Jahrhundert die 
. Urtheilssprecher als ständige Beisitzer des Hofgerichtes vom 
König ernannt wurden. Würden die uns erhaltenen Hofgerichts- 
urtheile uns eben so häufig die Namen der Urtheilssprecher, die bei 
denselben thätig waren , anführen , wie es bei den späteren Kam- 
mergerichtsurtheilen der Fall ist, und sich in der Regel nicht auf 
ihre Erwähnung im Allgemeinen beschränken, so Hesse sich darüber 
mit grösserer Sicherheit urtheilen. Doch spricht dafür, dass K. Sigis- 
mund 1422, 11. September den Ritter Peter Truchsess von Bom- 
besfeld k. Rath zu seinem Dient-r und Beisitzer im Reichshofgerichte 
mit dem Jahresgehalte von SOO fl. aufnimmt *). 

1) . . . und haben in zu vnserein diener in vnserm vnd des Richs hofgerichte mit 
jsampt andern ritternzu siezen vfgenomen fad emphangen, nemen rf vnd 
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Häufig mochte der König es wohl dem Hofriehter überlassen, für 
die nöthige Anzahl tauglicher Hofgerichtsbeisitzer zu sorgen ^). 

Die Zahl zwölf war wohl, so wie beim Hofgerichte, so auch 
bei den Landgerichten die gewöhnliche oder doch ordnungsmässige 
Zahl der Gerichtsbeisitzer, factisch nahmen bald mehr, bald weniger 
an der Urtheilsfindung Theil, doch scheint es, dass ihre Zahl nicht 
unter sieben zurückgehen dürfte. So bestellte K. Sigismund im 
Jahre 1422 den Erzbischof Konrad von Mainz zum Reichsvicär, und 
befahl, dass das an der Stelle des k. Hofgerichts von ihm ange- 
ordnete Vicariatsgericht mit syben ritteren uf das mynnest 
oder edlen mannen besetzt sein solle «). 

Auffallend ist die Forderung, die die Urkunde macht, dass 
sowohl die Urtheilssprecher als der Schreiber des Hofgerichts wis- 
send sein sollen. Dieser Ausdruck kann wohl nur in dem Sinne 
genommen werden: der heimlichen Rechte wissend. Es ist 
bekannt, dass die Freischöffen bei dem westfälischen GerichteW is- 
sende genannt wurden, im Gegensatze zu den Unwissenden 
oder nicht Wissenden. Jene Bestimmung verliert jedoch das Be-» 
fremdende, das sie auf den ersten Blick hat, wenn man bedenkt, 
dass sich selbst deutsche Könige gleich nach der Krönung als Frei- 
schöffen in die Geheimnisse der heimlichen Rechte einweihen liessen, 
um dadurch' die Fähigkeit zur Entscheidung der aus Westfalen 
kommenden Rechtssachen zu erwerben. Gegen K. Wenzel wurde es 
als eine grosse Beschwerde geltend gemacht, dass er die Heimlich- 
keiten der westfälischen Gerichte verrathen habe. 

K. Sigismund lies sich im Jahre 1420 zu Dortmund als Frei- 
schöffe aufnehmen. Gross waren die Verdienste, die sich die west- 
fälischen Gerichte bei den rechtslosen Zuständen in Deutschland wäh- 
rend dem XIV. Jahrhundert um die Rechtssicherheit erworben hatten, 
und ihr Ansehn war zugleich mit ihrem Selbstbewusstsein und ihrer 
Macht in hohem Grade gestiegen. Im XV. Jahrhundert zeigte sich 



emphahen jn von Romischer macht in craft disz briefs, vnd das er vn^eres dinstes 

dester bass gewarten muge, so verspricht er ihm 500 fl. rh. jähriich, als lang: bis 

wir das nicht widerrufen. 
^} Siehe die oben angeführte Instruction K. Friedricb^s für seine Gesandten zum 

Reichstag in Frankfurt. 
>) Guden: Cod. dipl. Mog. IV. 186. Vgl. Franklin de just. imp. S. 50. 
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allerdings sowohl von Seite der Könige als der Reichsstände das 
Bestreben , ihre Wirksamkeit auf die gesetzliehen Sehranken zurück- 
zufuhren *) und durch die Regelung ihrer Competenz den Übergriffen, 
die sie sich zu Schulden kommen Hessen, entgegen zu wirken. Doch 
dauerte es bekanntlich noch sehr lange, bis es gelang diesen wirk- 
lich zu steuern, und noch im Jahre 1470, 30. August (Chmel Reg^ 
Friedr. III. n. 6128) durften sie es wagen, den K. Friedrich selbst 
sammt seinem Kanzler und Vorsitzenden des Reichskammergerichts 
Bischof Ulrich von Passau wegen der Begünstigung der Stadt 
Strassburg in einem Processe * vor ihr Gericht zu laden und die 
Cassirung des Urtheiles zu verlangen. Sollten daher die aus einem 
so bedeutenden Theile Deutschlands kommenden Rechtssachen nicht 
auch schon durch die Natur der Sache der Jurisdiction des Hofgerichts 
entzogen bleiben«), so konnte es, „damit das Hofgericht voll- 
fuhrt werde'', nicht dem blossen Zufall überlassen bleiben, ob 
sich gerade beim Hofgerichte und am k. Hofe Leute vorfanden, die 
der heimlichen Rechte wissend, und daher im Stande waren, in 
diesen Fällen das Hofgericht zu besetzen &) (vgl. auch Senckenberg. 



So lies» sich K. Rupprecht im J. 1408 yon vier westffilischen Freigrafen ein 
uns in 46 Artikeln erhaltenes Weistbum über die Freigerichte und ihre Rechte geben 
(N. 8. T. A. R. S. 105— HO); im J. 1430 reformirte Erzbischof Dietrich von Köln 
auf Befehl K. Sigmnnd's ku Arnsberg die heimliche Acht in Westfalen in 20 
Capiteln (a. a. 0. S. 128 ff.). So handelt der Landfrieden K. Albrecht's II. vom 
J. 1438 im §. 34 „nachdem und vil ungebfirlich Sachen an demselben gericht 
vorlauffen und bissher etwie dick gemacht haben** von den westf. Gerichten und 
fordert ihre Besetzung .^mit fromen, verstendigen und erfarnen leuten** (a. a. 0. 
S. 154) ; eben so der Reichstag zu Nürnberg im J. 1438 §. 12—21, S. 162, zu 
Frankfurt v.J. 1442, §. 13—15, S. 172, Kaiser Friedrich im J. 1442, 14. Aug. Chmel 
n. 23. Anhang, 1446, 21. Dec. (Chmel n. 69 Anhang. Siebe auch n. 73) u. s. w. 

2) Hatte doch selbst die Arnsberger Reformation der h. Acht im c. 18 jede Berufung 
von einem Urtheil der Freigerichte für unstatthaft erklärt »dieweil die heim- 
liche acht das h och ste gericht ist. '^ 

S) So wie nach dem Princip der persönlichen Rechte nach älterer germanischer 
Rechtsanschauung Jedermann nur nach seinem Stammesrechte gerichtet werden 
konnte, so sollte die Rechtssprechung beim Hofgerichte und am k. Hofe nur nach 
dem Rechte und der Gewohnheit des Landes erfolgen, dem die Streitführenden 
angehörten. Idem (notarius) scribet omnes sententias coram nobis in maioribus 
causis inventas, mazime iudicio obtentas, que nulgo dicunter gesamint nrteil, ut in 
posterum in casibus similibus ambiguitas rescindatur, ezpressa terra seenn- 
dum consuetudinemcuius sentenciatumest. Lex. Mog. 
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Von der höchsten k. Gerichtsbarkeit S. 58). Es fehlt übrigens auch 
nicht an Zeugnissen, dass in Streitsachen, die Westfalen betrafen, 
die Gerichte wirklich aus Wissenden zusammengesetzt wurden. So 
besetzte im Jahre 1438, 18. Juni der Pfalzgraf Otto von Baiern 
mit acht, namentlich angeführten „vnsern vnd der pfalcze 
wissenden reten" ein Gericht in einer Streitsache zwischen der 
Stadt Weisenburg und Walter Zeiss. Vom Jahre 1447 ist uns ein 
Gerichtsbrief K. Friedrich*s über einen gerichtlichen Act des Kam- 
mergerichtns mit dem Vidimus des Höfrichters Grafen Michel zu Har- 
deck vom 4. December d. J. (Harpprecht a. a. 0. Urk. n. XXV) 
erhalten, das zu Wien unter dem Vorsitze des Grafen Ulrich zu 
Cilli und zu Ortemburg stattfand, „als der mit vnseren Graven, er- 
samen, edeln und lieben Getrewen der heimlichen Rechten 
wissenden vnd etlichen andern unwissenden an unserer 
statt unser kuniglich camergericht besessen hat. Einige Bürger der 
Stadt Speier waren nämlich auf die Klage des Vogtes Niclas von 
Hunolstein von dem Freistuhle zu Herbode verurtheilt worden, 
obwohl sie bereits sowohl von den zur Entscheidung der Streitsache 
vom Kaiser „gesaczten richter und comissarien" als auch von dem 
Erzbischofe von Mainz „dem richter an vnserer statt", der Klage 
quitt und ledig erkannt worden waren, „darauff band sich vnser 
vorgenanter fürste und richter, auch die graven, edeln, gelehrten 
vnd andern wissenden und unwissenden besprochen** und 
schoben das Urtheil an Se. Majestät selbst, „also nach rat der- 
selben wissenden, edeln, gelerten und andern so haben wir vns 
hierüber erkennet und gesprochen, erkennen vns vnd sprechen zu 
recht mit diesem brieff etc." *). 



^) Wenn K. Friedrich in dem Landfrieden t. J. 14S7 zu Nürnberg verspricht nach 
dem Rathe der Reichsstände sein und des Reiches Kammergericht »mit redlichen* 
erbem nndwissenden Cammer-Richtern, Beysiczern and Schreibern^ zu besetzen 
(N. S. d. R. A. S. 280}, so meinte er hier wohl nur die Rechtskeniitniss im AU- 
gemeinen und nicht die des westßlischen Rechtes insbesondere, etwa in demselben 
Sinne wie Graf Heinrich von Schwarzburg im J. 1421 die Streitigkeiten zwischen 
dem Erzbischof von Magdeburg und dem Kurfürsten von Brandenburg „nach 
anwisunge rechtwissender lute" entschied (Riedel: cod. dipl. Brandenb. 
II, 4, S. 24 ff. Vgl. auch Franklin; Beitrüge S. 158). 
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III. Der Schreiber beim Hofgeriehte. 

Auch dieser soll nach jener Urkunde a. 1. wissend sein, und 
dem Hofrichter und den „Herren", worunter wohl die Beisitzer des 
Hofgerichts gemeint sind, einen besonderen Eid leisten. 

Die Anwesenheit des Notars beim Gerichte, seine nothwendige 
Intervention bei den meisten gerichtlichen Handlungen, wenn er 
auch an der Urtheilsfindung selbst keinen Antheil nahm, die schrift- 
liche Aufnahme der Gerichtsverhandlungen und der gefundenen 
Urtheile, die Verfassung der Gerichtsbriefe über die einzelnen ge- 
richtlichen Acte gaben ihm eine wichtige Stellung beim Gerichte, 
die im Laufe der Zeit um so bedeutender geworden war, je mehr 
die anfangs einfachen Formen allmählich einem verwickelten Forma- 
lismus im Rechtsgange Platz machen, und je grosser der Einfluss 
wurde, den Urkunden, Briefe und Schriftstücke auf den Beweis 
und das gerichtliche Verfahren überhaupt gewannen; andererseits 
erklärt sich daraus die Noth wendigkeit einer besonderen Rechts- 
kenntniss von Seite des Notars und insbesondere auch der heim- 
lichen Rechte, auf die unsere Urkunde ein so grosses Gewicht 
legt. 

Schon die const. Mog. hatte des Eides des Notars Erwähnung 
gethan. Item iuramentum prestabit secundum formam iuramenti qua- 
liter iusticiarius facit, et quod fideliter et legaliter sc habebit in 
officio, nichil scripturus et facturus contra ius et debitum secundum 
conscientiam bonae fidei, omni dolo et fraude cessante. 

Und der Rudolphinische Landfrieden vom Jahre 1281 theilt in 
dem von Senckenberg edirten Manuscripte in c. XXVI die Eidesformel 
wörtlich mit : Der schreyber, der hyeczu erkoren ist vnd wird, der 
sol schweren auf den heiligen, dass er durch lieb noch durch laytt 
noch durch vorchte noch durch miette noch durch magschafft noch 
durch kain band ding icht thu oder schreybe an seinem ampte, dann 
das recht ist, als er sych aller past versynen kan. 

Die const. Mog. hatte ferner dem Notar die Verpflichtung auf- 
erlegt, nicht blos die vor dem König gefundenen Urtheile, sondern 
auch die Namen der landesschädlichen Leute, der Geächteten sammt 
Klage und Tag der ausgesprochenen oder aufgehobenen Reichsacht 
schriftlich zu verzeichnen. Es wurden somit von dem Notar des Hof- 
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gerichtes eigene Bücher geführt: über proseriptorum, aehtbueh, 
des heiligen reichs achtbueh, registra memorialia<)- 

Nun spricht aber unsere Urkunde nebst diesem Schreiber des 
Hofgerichtes noch von einem zweiten, den der Kaiser seteen solle, i 
einen beeideten „Nachschreiber", der entweder dem geistlichen ; 
oder dem weltlichen Stande entnommen«), das Register führen und 
verwahren soll, in welches er Alles, was bei dem Hofgerichte ge- 
schieht, einträgt «) und dem König auf Verlangen mitzutheilen ver- 
pflichtet ist. Niemand dürfe aus der Reichsacht entlassen werden, 
bevor er sich nicht vor diesem (durch die Zahlung des Achtschatzes) 
gelöst hat. Dieser Schreiber hatte demnach die Bestimmung, die 
gesammte Thätigkeit und Einkünfte des Hofgerichtes zu controliren, 
und nach dem kräftigen Ausdruck dieser Urkunde dafür zu sorgen, 
dass der König nicht von dem Hofrichter und seinem Schreiber be- 
trogen werde. Dies scheint jedoch jedenfalls nur ein Theil seiner 
Thätigkeit gewesen zu sein. Denn zu keiner Zeit, auch nicht nach 
Errichtung des königlichen Hofgerichts, hatte sich der König jeder 
persönlichen Jurisdiction gänzlich begeben, die freilich im XV. Jahr- 
hundert in der Form des k. Kammergerichts einen überwiegenden 
Umfang erlangte. Der König verhängte des Reiches Acht- und Aber- 
acht nicht blos in Folge von Urtheilen des Hofgerichts, sondern über ' 



Siehe FranUin. De j. i. S. 52 und 83. 

2} Nach der ursprünglichen Verfassung der Lex. Mog. sollte der notarins specialis 
des Hofgerichtes immer ein Weltlicher sein, aus einem Grunde, der freilich bei 
den yerfinderten Anschauungen des 15. Jahrhunderts bereits seine Kraft verloren 
hatte. Idem erit laicus propter sentencias sanguinnm, quas clerico 
scribere non licet, et preterea ut si delinquiCin officio suo, pena debita 
puuiatur. 

*) Wo sind diese Registratur- und Achtbucfaer hingekommen, die ohne Zweifel 
genau gefuhrt wurden? Wahrend sich von Ruprecht an die Registratursbuche r 
der deutschen Könige und Kaiser vollzählig und voUstfindig erhalten haben, findet 
sich weder von dem Register des notarius specialis iustitiarii noch dem des kais. 
Hofgerichtsschreibers die geringste Spur. Wie werthvoll für die Einsicht in die 
Rechtspflege des obersten Reichsgerichtes, ja für die deutsche Rechtsgeschichte 
überhaupt, wfire nicht die Entdeckung dieser so wichtigen Aufzeichnungen, zu 
deren Auffindung immerhin ein glücklicher Zufall führen kann. Ob sich nicht in 
dem Familienarchiv des Hardeck'schen Hauses, dem der letzte Hofrichter angehörte, 
mit Erfolg nachforschen Hesse? Diesem verdankt auch Senckenberg das merkwürdige 
unten mitgetheiltc Kammergerichtsurtheil v. J. 1459 (De jud. cam. hod. Urk. 
Y. S. 139). 
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Urtheile der verschiedensten anderen Gerichte. Der eigentliche Hof- 
gerichtsschreiber wurde nun allerdings vielleicht in den ersten Zeiten 
■ zu den Acten der königl. Rechtspflege beigezogen und führte auch 
1 „vnser vad des reichs achtbuch'*. Mit der Zeit stellte sich jedoch 
die Nothwendigkeit heraus, dass der Kaiser für die von ihm personlich 
oder mit seinen Räthen vorgenommenen gerichtlichen Acte seinen 
eigenen Schreiber verwendete, dem sodann auch die Führung der 
Achtregister anvertraut wurde. Da aber das Hofgericht in beständigem 
Verkehr mit dem Kaiser stand i), der wohl durch den speciellen 
Notar des Königs vermittelt wurde, und es in dem Interesse des 
Königs war die finanzielle Seite der hofgerichtlichen Gerichts- 
barkeit zu überwachen, so bestand, wie es scheint, schon früh s), im 
Hofgerichte neben dem von diesem bestelKen und beeideten Notar 
ein zweiter, den der Kaiser selbst aus den Notaren oder Proto- 
notaren seiner Kanzlei ernannte und der den Eid in die Hände des 
Kaisers selbst ablegte. In dieser Eigenschaft unterschreibt Johannes 
Kirch heim oder Kirchen unter K. Wenzel, die Achtserklärung gegen 
die Stadt Aachen : Datum per copiam, per me Johannem Kirchheim 
sacr. imperial. Cur. judicii Prothonotarium s), derselbe, 
der unter K. Ruprecht bald als k. Protonotär und Hofs ehr ei her*), 
bald blos als k. Hofschreiber^), bald als Kammerschreiber«), 
unter K. Sigismund als Protonotär und Hofschreiber bezeich- 
' net wird (Registrb. K. Sigm.), und in dem wir den Verfasser jener 
Urkunde vermuthen; unter König Sigismund der k. Protonotär und 
Hofschreiber Peter Wacker, von dem in Jahren 1418 u. 1422 



^) Der Kaiser publicirte häufig die von dem Hofgerichte gesprochenen Urtheile, 
Franklin De j. i. S. 67, sprach in Folge des Hofgerichtsurtheils die Reichsacht 
ans, oder absolvirte davon S. 82 u. s. w. 

2) Schon die Constitution Albrecht's I. v. J. 1298 scheint mir darauf hinzudeuten 
c. 37: Wir setzen und gepieten auch, swer mit rechter klag in die oberacht kumpt, 
den sol unser Schreiber an unser achtpuch schreiben umb welche sach 
und warumb er in die oberacht komen sey. 

3) J. Wencker, CoUecta archivi. S. 401. Vgl. auch Chmel Reg. Rup. N. 1680 und 
des Hofgerichtsurtheil vom J. 1394 bei Har|. brecht a. a. 0. n. XVIII, S. 113. 

*) Siehe Chmel n. 2293. 
*) Ebendaselbst n. 1368. 
*) Ebendaselbst n. 2084. 
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Hofgerichtsurtheile unterschrieben vorkommen«); unter K. Fried- 
rich IIL Johann Geisler, der im Jahre 1441 31. Juli (Chmel 
Reg. Friedr. IIL n. 344) den Eid als Hofs ehr eib er ablegte und 
in den Jahren 1442, 1445 und 1448 Hofgerichtsurtheile unter- 
fertigt 2). Aus diesen und anderen Zeugnissen geht hervor, dass 
die vom Könige bestellten ständigen Schreiber am Hofgerichte auch 
ausserdem zu verschiedenen Schreibgeschäften in der k. Kanzlei und 
am Hofe verwendet wurden. 



Das k. Kammergerieht anter R. Friedrieh 111. 

Für das k. Kammergericht unter K. Friedrich IIL seine Ver- 
fassung, Besetzung und den bei ihm üblichen Rechtsgang ist das 
k. Hofgericht als Vorbild von massgebender Bedeutung gewesen, und 
nur allmählich und stückweise gelang es dem fremden Rechte und 
dem römisch-kanonischen Process einen wesentlich verändernden Ein- 
fluss auf dasselbe zu gewinnen. 

Eine genaue Einsicht in seine Verhältnisse gestatten uns die von 
Chmel (im Anhange zu seinen Regesten K. Friedrich's IIL) Harpprecht 
(Archiv des k. Kammergerichts I. B.) und Senckenberg (De Judicio 
camerali hodierno) publicirten Kammergerichtsurtheile. 

Der Kaiser sass dem Kammergerichte entweder persönlich vors), 
oder er bestellte gewöhnlich wegen Überladung mit anderen Ge- 
schäften und Mangel an Zeit*) einen Kammerrichter, in der 



Heinricus. Antiqq. Gosl. p. 371. Siehe auch die oben angeführte SteUe aus Eber- 
hard Windeck« nach der Petrns Wacker das Hofgerichtssiegel in Verwahrung hatte 
und die mitgetheUte Urkunde K. Sigismund's rom 23. MSrz 1431. (Übrigens befan- 
den sich die Hofgerichtssiegel von Ludwig dem Baier angefangen noch im J. 1774 
zu Plassenburg im Brandenburgischen Archiv. Siehe Spiess, Bulla anrea Rudolph! 1. 
S. 39 ff. werden sie näher besehrieben.) K. Sigismund erhob 1330, 3. JSnner den 
Petrus Wacker (regalis aulae et imperialis judicii curiae consiliarium, protonotarium 
et secretarium) in den Adelsstand. Siehe auch die Hofgerichtsurtheile v. J. 1417 
bei Harpprecht a. a. O. n. XXI, S. 125 u. XXH. S. 128. 

^) Senckenberg, De lud. cam. hod. Urk. 1. Q., R. 1. und 2., V. 

^) So im J. 144S, 21. September zu Wien, und am 15. October zu Neustadt, eben da 
auch am 4. April 1465 und 1488, 27. September zu Wien. 

^) »Ob wir zu disen zeiten mit solichen geschefften vnd vnmussen beladen sein, das 
wir selbs vnser,^)iniglich camergericht nicht bestczen, vnd die sacheh, so vor vns 
im rechte hangen ausgerichten mögen**. Chmel R. Fr. n. 2281. 
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Rege] aus dem Fürstenstande, immer aber aus seinen angesehensten 
Hofbeamten, der als Richter an seiner Statt und in seinem Namen 
entweder für einen einzelnen Fall <) oder ganz allgemein für die an 
seinem Hofe schwebenden Rechtssachen«) sein k. Kammergericht 
besetzte. 

Aber selbst in dem Falle, wenn der Kammerrichter nur für 
einen einzelnen Fall im Auftrage und auf das Geheiss des Königs 
thäNg wird, unterscheidet er sich wesentlich von einem, von diesem 
durch ausdrückliche C o m m i s s i o n für die Entscheidung einer Rechts- 
sache an seiner Statt gesetzten Richter. Denn solche Commissäre 
werden regelmässig nur für einzelne Fälle, nie ganz allgemein für 
eine Reihe von Fällen bestellt, sie entscheiden die Streitsache nicht 
im königl. Hofe, sondern an ihrem Wohnsitze oder dem Orte ihres 
zufalligen Aufenthaltes, die Ladungs-, Gebots-, Verkünd- und Ge- 
richtsbriefe für die Parteien gehen, wenn auch im Namen und an 
der Statt des Kaisers immer von ihnen in eigener Person und unter 
ihrem eigenen Siegel aus »), sie sind ganz unbeschränkt in der Art 
und Weise der Entscheidung, in der Besetzung des entscheidenden 
Gerichtes, in dem Rechtsgange, den sie dabei einhalten wollen, 
und übertragen nicht selten bei persönlicher Verhinderung den Vor- 
sitz in ihrem Gerichte einem „Surrogaten*)**; endlich konmien auch 
Appellationen von ihren Aussprüchen an das k. Kammergericht vor, 
oder die Parteien wenden sich an den Kaiser selbst um ein Leute- 
rungserkenntniss. 



• 9 • den (Bischof Peter zu Augsburg) wir injdisersachan vnser stat ze richten 
geseczet hant ... als er ynser camergericht allhie besessen hat. Chmel R. Fr. 
Anhang n. 28; «den wir darumb an vnser stat zu richten geseczt haben n. 25, 
derselben sach d i c z m a 1 n. i.** 

^) . . . den (Wilhelm, Markgraf von Hochberg) wir indisen und andern Sachen, 
so für vns in vnserm kuni glichen bofe hangen, au vnser stat zu richter 
geseczt haben, n. 18, 21. 

3) z. B. der Bischof Johann von Basel (Harpprecht I. S. 230) fordert als k. Comissa- 
rius den Ludwig Meuting auf „vor vns oder vnserm Surrogaten, dem wir 
viUeicht die ding an vnnser Statt amphelhen werden^, an einem bestimmten Tag zu 
erscheinen; der Graf Ulrich zu Würtenberg j^subdelegirt** und macht einige 
Personen „zu kaiserlichen Comissarien an seiner Statf im J. 1479. (H. n. 62, 
S. 330.) 

*) Siehe z. B. Ilarppreeht I, n. 30, S. 158. 
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Als Kammerrichter erscheinen unter K. Friedrich: 

1. im Jahre 1441, 12. Mai zu Neustadt (Chmel R. Fr. Anhang 
n. 4): der k. Hofmeister Konrad von Kreig; am 10. und 20. Juli 
zu Wien (n. ö und 7) der k. Rath und spätere Hofrichter Graf 
Gumbrecht von Newenar; am 23. November zu Grätz (n. 10) 
Hans von Stubenberg, Hauptmann in Steier. 

2. im Jahre 1442, 12. Juli, 12. und 16. August (n. 14, 18, 24) 
Wilhelm Markgraf zu Hochberg, Herr zu Rotelen und zu 
Susenberg, k. Rath und Landvoigt inElsass; am 11. September 
derselbe zu Thann (n. 25) und am 28. zu Zürich (n. 28 Sencken- 
berg a. a. 0. 1. E. S. 67). 

3. im J. 1443, 26. Nov. (Chmel S. Fr. Anh. n. 41, 42, 43. 
44 und Sckbg 1. H. S. 76) Hans von Stubenberg zu Grätz, 

4. im J. 1444, 30. April zu Wien. (Chmel n. 46) Leonhard 
Bischof von Passau; am 31. August zu Nürnberg (n. 48) Her- 
zog Albrecht von Österreich; ebendaselbst am 4. 14. 28. Sep- 
tember und am 1. October (Chmel n. 49, 52, 54, 55, Scknbrg. 1. J., 
S. 80) derk. Erbkämmerer Konrad von Weinsberg; am 22.Dec. 
(Chmel n. 57) zu Neustadt der Bischof Peter von Augsburg, 

5. im J. 1446, 8. Jänner zu Wien (Scknbrg. 1. 0. S. 99 Ko n- 
rad von Kreig, 

6. im J. 1447, 18. Mai (Chmel Reg. Fr. n. 2281) bevoll- 
mächtigte K. Friedrich von Grätz aus seinen k. Kanzler Caspar 
Schlick zu Wien in seiner Abwesenheit ein Kammergericht 
mit anderen Räthen und Rechtsgelehrten zu besetzen , 23* October 
fand ein Kammergericht zu Wien (Harpr. n. 25, S. 134) unter dem 
Vorsitze des Grafen Ulrich von Cilli, und im J. 1448, 21. Sept. 
daselbst (Harpr. n. 26, S. 140) unter dem persönlichen Vorsitz 
des Kaisers statt, .ebenso am i 5. October zu Neustadt (Harpr. S. 151), 

7. im J. 1451, 31. März (H. n. 29, S. 123) zu Neustadt 
Albrecht von Botendorf, 

8. im J. 1454, 15. Februar (G. n. 32, S. 171) zu Neustadt 
Georg von Wölk er sdorf, 

9. im J. 1455, 17. Juli zu Neustadt (H. n. 34, S. 173) Mark- 
graf AI brecht von Brandenburg, 

10. im J. 1458, 30. October (H. n. 35, S. 200) zu Wien der- 
selbe, obwohl K. Friedrich am 1. Sept. (Chmel Reg. n. 3625) seinen 
Bruder Erzherzog Albrecht von Österreich zum k. Rathe 

(Tomasehek.) S 
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mit dem Jahressold Ton 4000 Pfund Pfennige unter der Bedingung 
ernannt hatte, sein k. Kammergerieht entweder selbst zu besetzen 
oder durch eine andere Person an seiner Statt besetzen zu lassen. 
H. 14S9, 28. Not. zu Neustadt (Sncknbrg. 1. Y. S. 139) wieder 
der Markgraf W. v. Br. 

11. im J. 1468, 4. April (H. n. 36, S. 202) sass K Friedrich 
selbst dem Kammergerichte Tor, und eben da am 18. November (H. 
n. 37, S. 210) der k. Kanzler Ulrich von Passau, 

12. im J. 1466, 14. August, dann am 7. Nov. derselbe zu 
Neustadt (Chmel Reg. n. 4604, 4730). 

13. im J. 1469, 17. und 31. August derselbe (n.8659, 6679). 

14. im J. 1472, 23. Oct. (H. n. 44, 8. 249) zu Neustadt der 
Erzkanzler Erzbischof AdolphvonMainz^, 

15. im J. 1473. 7. Juli (H. n. 48, S. 284) derselbe zu Nieder- 
baden «) und 1474, 24. Mai (H. S. 301) zu Augsburg; 

16. im J. 14Ö8, 27. Sept. fand zu Wien (H. n. 27, S. 148) 
ein Kammergericht unter dem persönlichen Vorsitz des Kaisers 
statt, ebenso 

17. im J. 1490, 14. Mai zu Neustadt (Chmel Reg. n. 8889). 
In demselben Jahre kündigte er in einem k. Patente den Reichs- 
ständen an, dass er die Absicht habe sein k. Kammergericht, „so 
etlich Zeit her in gemeiner Übung nicht gewesen ist. wiederumb auf- 
zurichten«* (H. n. 47, S. 279) und wiederholte 

18. im J. 1491, 24. Oct. zu Linz diese Zusicherung (H. n. 48. 
S. 280) ; 

19. im J. 1492, 16. April (H. 80. S. 282) ernannte er auch 
wirklich „an vnserm kayserlichen Hoffe, wo wir dann zumalen im 
Reiche sein werden** den Grafen Eytel Fritz zu Zollern zum 
k. Kammerrichter. 

Daraus geht hervor: 1. Dass das Amt eines Kammerrichters 
eben so wenig ein ständiges, als die Thätigkeit des Kammergerichtes 



1) Bereits im J. 1470, 31. Mai (Chmel Reg. Fr. n. 6040) verpflichtete eich der Erz- 
bitchof dem Kaiser, der ihm die Verwesmig der kaiserlichen Kasslei und die 
Besetzung des Kammergerichtes mit den daraus iliessenden Nutzerträgnissen 
überlassen hatte, dafür jährlich die Summe Ton 19.000 fl. zu entrichten. 

2) Aus dieser Urkunde geht henror, dass das Kammergericht im J. 1472 und 1473 bei- 
nahe ununterbrochen fortgesetzt wurde (24. Janner, 17. Februar, 7. Mfirz, 15. April, 
24. October und S. Mai 1472, 1. Juni und 7. Juli 1473). 
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eine regelmässige war, dass jener vom Kaiser blos für einen einzeln 
nen Fall oder für eine Reihe von Fällen ernannt, und dieses nur im 
besonderen Auftrage des Kaisers thätig wurde. 

2. Dass das Kammergerieht unter K. Friedrieh noch keinen 
festen Sitz hatte, sondern sich stets am Hofe des Königs befand eben 
80 wie früher das Hofgericht <). 

3. Dass die Thätigkeit des Kammergerichtes oft yiele Jahre 
lang unterbrochen war, und dass der Eifer, mit dem sich der Kaiser 
anfangs der obersten Justizpflege annahm, in der Folge immer 
schwächer wurde, und zuweilen längere ^eit ganz yersiegte. 

Die Urtheiler und Beisitzer des Kammergerichtes werden in 
den meisten Kammergerichtsurtheilen vollständig und namentlich 
angeführt. Ihre Zahl ist rerschieden und schwankt von sieben bis 
über 25. In dem Kammergerichte yom 27. September 1488 zu Wien, 
dem der Kaiser persönlich Torsass, waren sogar 28 Urtheiler bei der 
Urtheilsfindung thätig. Genommen wurden sie in der Regel aus der 
Zahl der gerade am Hofe anwesenden L Räthe und Hofbeamten, sie 
mochten nun dem Stande der Fürsten, Grafen, Herren, Ritter oder 
rittermässigen Edelleute, endlich dem gelehrten Juristenstande ange»- 
hören, geistlich (Bischöfe, Äbte, Pröbste) oder weltlich sein. Den 
Ritterstand findet man nach dem Vorbilde des Hofgerichtes unter ihnen 
^m stäriLsten vertreten. Die Zahl der Rechtsgelehrten (Licentiaten, 
Doctoren oder Lehrer in geistlichen und weltlichen Rechten) ist 
anfangs yerhältnissmässig nur gering, 1 — 4, häufig fehlen sie ganz, 
später werden sie immer zahlreicLer, in dem Kammergeriehte vom 
dl. März 1451 zu Neustadt bilden sie sogar schon die MehrzahL 
13 gegen 9«). Häufig wiederholen sich zwar dieselben Namen 



^) „in rnserm kunigljclien'Saale, an ynserm kaiseriichjen Hoffe** u. s. w. iMunahms- 
weise beauftragte im J. 1447 Friedrich seinem Kanzler Peter Schlick zu Wien ein 
Kammergerieht niederzusetzen, wahrend er sich selbst zu Gratz befand, in der 
Ankfindigung der Ernennung des Grafen zu ZoUem zum ersten Rammerrichter wird 
ausdrücklich herrorgehoben, dass es dem Kaiser bisber ni,cht möglich gewesen sei, 
sein Versprechen wegen Wiederaufrichtung des Kammergerichtes zu halten, da 
jener bisher in Geschäften seines Bruders vom Hofe abwesend gewesen sei. 

'} Zwajr sind 4ie einzdnen Personen nicht alle mit ihren akademischen Graden ange- 
(äilfjct, doe\ die Bezeichnung ^Ehrsame**, mit der sie neben den ^Edeln, Testen 
«fid G#tEeaett'' aoge^hrt jirerdev, iSsst nicht dariui z9¥ei£^n, dass sie der .Classe 
der Rechtsgelehrten angehörten. 



k • 
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besonders wenn das Kammergericht von demselben Kammerrichter 
und an demselben Orte abgehalt^fi wird» bleiben sich jedoch selbst da 
nicht immer gleich. Die Beschaffenheit der zu entscheidenden Rechts- 
sache, ihre grössere oder kleinere Wichtigkeit, der Stand, dem die 
streitenden Parteien angehorten, vor Allem die Zahl und die Taug- 
lichkeit 9 der Räthe und Beamten, die gerade am Hofe zu haben 
waren, entschied wohl in den meisten Fällen über die Art und Weise 
der Zusammensetzung des Kammergerichtes. Diese Umstände erklä- 
ren das öftere Vorkommen derselben Namen hinlänglich , ohne dass 
man desshalb an ständige Beisitzer zu denken braucht. Als regel- 
mässige Beisitzer erscheinen häufig, wenn sie nicht selbst als Kam- 
merrichter dem Gerichte Vorsitzen, die höchsten Hof- und Reichs- 
beamten, der k. Kanzler, Hofmeister, der Erbkämmerer, Erbmarschall, 
Erbküchenmeister u. s. w. Auch Personen aus den höchsten Ständen, 
Fürsten, Grafen und Herren werden nicht selten beigezogen. 

Allerdings hatte K. Friedrich in der 1471, 24. October zu Wien 
gegebenen Kammergerichtsordnung versprochen sein Kammergericht 
mit einem Kammerrichter und einer ziemlichen Anzahl ehrbarer, 
redlicher beisitzender Urtheiler zu besetzen, die verbunden sein 
sollten, dasselbe stätiglich,woer sich gerade im Reiche befände 
oder es zu halten beföhle, zu gewarten, und ihnen dafür einen beson- 
deren Eid vorgeschrieben (§. 1 und 17). Allein diese Anordnung 
kam , so lange er lebte , nur höchst unvollkommen zu Anwendung. 
In dieser Ordnung sind auch die Eidesformel für die übrigen 
beim Kammergerichte angesitellten Personen, die Fürsprecher oder 
Procuratoren, die Advocaten und Gerichtsboten, endlich für den 
Gerichtsschreiber. enthalten. Es wurden beim Kammergerichte eigene 
Gerichtsregister geführt, in die sowohl die Verhandlungen als 
auch die einzelnen Gerichtsacte genau verzeichnet wurden (siehe 
K. G. 0. V. J. 1471, §.2 und Kammergerichtsurtheil v. J. 1444, 
8. Jänner bei Senckenberg. 1. 0. S. 101). Es sollen (§. 3) nur red- 
liche und gelehrte Advocaten, die den Parteien zu rathen wissen, 
aufgenommen werden, und in der That weisen die bekannten Kam- 



') So wurde z. B. das Kammergericht yom 25. October 1447 zu Wien unter dem 
Grafen Ulrich Ton CiUi, wo es sich um die Entscheidnng einer wesIfUischen Streit- 
sache handelte, zam Theil mit wissenden, zum Theil mit unwissenden 
RIthen besetzt. (Harpprecht I. n. 25, S. 134.) 
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mergerichtsacten grosstentheils Namen von gelehrten Personen 
sowohl als Anwälte (Proeuratoren) , als auch als Redner und Für* 
Sprecher (Advocaten) der Parteien auf i)« 

Der Unterhalt des Kammergerichtes wurde zum Theil aus den- 
selben Quellen wie der des Hofgerichtes bestritten. Es wurde bereits 
erwähnt, dass der K. Friedrich 1458, 1. September seinen Bruder, 
den Erzherzog Albrecht von Neuem als Rath mit einem Jahressold 
von 4000 Pf. aufnahm „mit der vnterschaid, daz er das kamer- 
gericht seiner kayserlerlichen gnaden besiezen sol durch sich oder 
ymand andern an seiner statt, dauon im dann halb gericht uell 
zusteen vnd an den obgemelten vier tausend phennigen abgezogen 
sullen werden** und dass 1470, 31. Mai, der Erzbischof von Mainz 
für die ihm übertragene Verwesung der k. Kanzlei und Besetzung 
des Kammergerichtes mit allen Nutzgenüssen sich verpflichtete dem 
Kaiser jährlich 10000 fl. rh. zu entrichten. Endlich bestimmte aber 
die Kammergerichtsordnung v. J. 1471 (§. 18), dass die Richter und 
die ürtheiler aus den „Sporteln** besoldet werden sollten, die die 
Parteien entrichten mussten «). 

Wie kostspielig und mit welchen Beschwerden verbunden übri- 
gens zu jener Zeit die Rechtspflege überhaupt und der Rechtszug an 
den kaiserlichen Hof insbesondere für die Parteien war, ersehen 
wir aus der von Harpprecht I. n. 66, S. 352 S. mitgetheilten, speci- 
ficirten Expenskosten- und Schadenberechnung des Hans Zimmermann 
für seine gegen ein Erkenntniss des Augsburger Stadtgerichtes 
ergriffene Appellation, die in summa summarum ohne die auf ihn 
entfallendeiv Sport ein den Betrag von 617 fl. 34 kr. ausweist. Die 
kaiserlichen Inhibitionsbriefe kommen ihm allein auf 50 Reichsgulden 
zu stehen. 

Im Allgemeinen sind es noch die Principien des alten deutschen 
Rechtsganges, wie er in den RejchAbüchern des 13. und 14. Jahr- 






*) Einen solchen Gewalthrief des Herrn Wilhelm von Buren für seinen Anwald und 
Procurator Johann Ton Streil t. 1448, 8. Juni siehe bei Chmel Reg. K. Fr. 
Anh. n. 79. 

*) Der Kläger sollte gleich beim Anfange des Processes ron je 100 fl. des angespro« 
ebenen Betrages unter 1000 fl. 2 fl., unter 2000 fl. 1 fl. und darüber V^ fl. alt 
Sportel entrichten. Sie treffen zuletzt diejenige Partei , die in die Gerichtskosten 
Tenirtheilt wird. Diese Höbe der Sportein wnrde auch in der K. G. 0. t. J. 149S, 
{. 10 noch beibehalten. 
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hundertfl, und namentlich im Richtsteig-Landrechts dargestellt wird» 
und wie er sich auf dieser Grundlage im L Hofgerichte ausgebildet 
hat 9, die auch für das L Kammergericht unter K. Friedrich» besoor- 
ders in der ersten Hälfte seiner Regierung noch Yon massgebender 
Bedeutung sind. Sie sind es, die auch häufig unter dem Ausdrucke 
ynsers kayserlichen Hoffe vnd Camergerichts gewon- 
haitt rnd herkomenna) bei der Entscheidung processualischer 
Fragen im Auge behalten werden. Aber allmälig und beinahe unmerk- 
lich werden in die Praxis des L Kammergerichtes immer mehr 
Institute des römisch-kanonischen Processes aufgenommen, die 
K. 6. 0. vom J. 1471 (§. 10» 12) spricht bereits von der Litiscon- 
testation, es erscheint der artikulirte Zeugenbeweis und die Einlegung 
von FragstQcken s), die interlocutoria, die exceptiones declinatoriae 
fori et dilatoriae und ändere» die Bitte um Yerweisbriefe (apostoli)» 
der Processus appellütionis cum inhibitione et compulsorialibus» die 
devolutio causae ad supremum judicem» und viele andere solcher 
proce^sualischen Institute» die in ihrer Yerquickung mit deutsch- 
rechtlichen Gewohnheiten und Rechtsformen allmählich jene Praxis 
beim L Kammergerichte herbeiführten, welche die Grundlage des 
gemeinen Processes geworden ist. Vermittelt wurde dieser Übergang 
durch die wachsende Zahl der rechtsgelehrten Urtheiler, die im 
Vereine mit den zum Dienste der Parteien bestellten Procuratoren 
und Advocaten sich bestrebten» dem fremden Rechte einen um so 
grösseren Eiufluss auf die Entscheidung und den Rechtsgang zu 
gewinnen, je mehr sie selbst von dem Werthe und der Vortreftlich- 
keit seiner Institute überzeugt waren, und es in ihrem Interesse lag» 
das Ansehen ihrer eigenen Stellung gegenüber den ungelehrten 
Urtheilern und Fürsprechern immer mehr zu erhöhen. Im Wesent- 
lichen stimmt jedoch, wie gesagt» bis zum Ausgange der Regierung 
K. Friedrich*s das beim k. Kammergerichte übliche Rechtsverfahrea 
rücksichtlich der Ladung vor Gericht, des Contumacial Verfahrens^)» 



*) Siehe über den am k. Hofgerichte üblichen Rechtsgaog Franklin t>e j. c. i. 

8. 89—60, 
*) Siehe %. B. Senckeiiberg 1. Y, S. 143, Hitrpprecht a. 34, S. 19t, n. 36, S. 309. 
*) it. n. 43; S. %25 ff. 
^) Siehe Auch darüber die R. 6. 0, v. J. 1471 §. 10, II, 12, 13 den Gerichtabrief 

1444, 30. April bei Chiuel (R. Fr. Anh. n. 461); ferner H. n. 35. 
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des noch durchaus dem freien Willen der Parteien überlassenen 
Ganges, der Art und Weise der Urtheilsfindung *) und der Vollstre- 
ckung der Urtheile «) noch mit jenen Grundsätzen iiberein, die auf 
Grundlage der alten deutschrechtlichen Anschauungen den Rechts- 
gang in Deutschland namentlich beim k. Hofgerichte bestimmt hatten. 

Einige j^or dem k. Kammergerichte verhandelten Processe geben 
uns ein interessantes Bild von dem Kampf» in dem zu jener Zeit das 
einheimische Recht mit dem fremden Recht lag. Als ein sehr signi- 
ficantes Beispiel dafür hebt Stobbe») den Process vom J. 1472 (bei 
Harpprecht I. n. 45, S. 254 fif.) hervor, wo es sich um die Gültigkeit 
eines nach dem Speierer Stadtrechte errichteten Testamentes handelt, 
das von dem Kläger auf Grundlage römischer Rechtsanschauungen 
bestritten wird. 

Wir können es uns hier nicht versagen, einen sehr weitläufigen 
Process auszugsweise mitzutheilen, wo es sich um den Beweis der 
Fälschung einer Urkunde handelt , der uns eine klare Einsicht in die 
Puncto verschaflFt, die man im Mittelalter als Kriterien der Echtheit 
oder Unechtheit einer Urkunde ansah. Diese möglichst kurz gefasste 
Darstellung möge zugleich dazu dienen, den Rechtsgang bei dem k. 
Kammergerichte zu jener Zeit vor Augen zu stellen*). 

Der Kläger ist Graf Ulrich von Schaumburg in seinem und im 
Namen seiner Brüder gegen den Grafen Johann von Görz wegen 



*) D»8 Unheil wurde wie die Hofgerichtsurtheile (durch Vulbort, gemeine volge, mit 
gesambter vereinter urtheil , eintrechticl^ch, mit einhelliger urteil , aber auch mit 
der mehreren volge ; siehe Franklin De j. c. i. S. 65), nach dem Urtheilsantrage 
(rechtsatz Senck De i. c. h. S. 183) der Parteien auf die Frage des Rammer- 
richters durch die Urtheiler in der Regel einhellig gefunden: aintrecV 
ticlich (Chmel Reg. Fr. Anh. n. 1, 10, 25, 28, 44), mit gemeiner eintrech- 
ticlicher urteil (n. 18,21^43,54), einhellig (Harppr. n. 29), einhellig- 
lieh (Chmel n. 7, 49; H. n. 31. 32), mit gemeiner einhelliger urteil 
(Chmel n. 48), mit gemeiner gesammeter vrteil (Chmel n. 30) u. s. w. 

^) Über die Art und Weise der Vollstreckung der Hofgerichtsurtheile und die dabei 
geltenden Grundsätze siehe Franklin de j. c. 1 S. 69 — 80. Damit stimmen auch die 
vom Kammergericht rücksichilich der Vollstreckung seiner Urtheile beobachteten 
Formen übereiu, rücksichtlich der Immission und Anleite, der Schatz- und Schirm- 
briefe, der literae executoriales (siehe Harpprecht S. 227, n. XV. S. 111, n. 27, 
6. 150, Senckenberg lit. K. S, 90) u. s. w. 

') RechtsqueUeu 1. 2, S, 87,. n. 13. 

*') Der Process selbst siehe bei Senckeuberg a. a. O. C. Y. S. 1^9—190. 
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4000 ungr. Gulden «Hauptguts'*, dann 20000 fl. „Schaden«', 
die sie gegen den Vater des Beklagten auf Grund eines von seinem 
Grossvater, Grafen Mainhart von Görz ausgestellten Sehuldscheiaes 
vor dem k. Kammergerichte erstanden hatten, die aber der Beklagte 
sich zu zahlen weigerte, indem er behauptete , dass diese Urkunde 
falsch sei. Das k. Kammergericht hatte ihm nun die Leuterung des 
Processes zugestanden, wenn er den Eid darüber ablege, dass ihm 
früher von der Falschheit der Urkunde nichts bekannt gewesen sei, 
und er sodann den Beweis ^er behaupteten Fälschung antrete. 

Am 15. October iS59 erscheinen nun beide Parteien in 
Person vor dem unter dem Vorsitze des Markgrafen Wilhelm von 
Hodhberg zu Neustadt abgehaltenen Kammergerichte, dingen sich 
beiderseits durch ihre Redner zum Rechten an !)• Graf Johann von 
Görz schwört den erwähnten Eid, und verlangt behufs der Nach- 
weisung der Falschheit eine Abschrift der bei Gericht verschlossen 
erliegenden Urkunde seines Grossvaters. 

Dagegen protestirt der Kläger, indem es gegen Recht und 
Gewohnheit des Kammergerichtes sei, eingelegte Briefe oder Ab- 
schriften davon den Parteien herauszugeben, welcher Ansicht auch 
das Gericht selbst durch einhelliges Urtheil beitritt. Auf Ver- 
langen des Beklagten wird nun die Urkunde vor Gericht vorgelesen 
und besichtigt. Der Beklagte bittet um Bedenkzeit, um ihre Falsch- 
heit darzuthun, die ihm auch trotz der Einrede des Klägers zugestan- 
den wird. 

Am 17. October bringt nun Graf Johann folgende innere und 
äussere Gründe gegen die Echtheit der Urkunde vor: 

1. Der Brief sei gegen den Styl und die Gewohnheit fürstlicher 
Kanzleien. Denn es stehe darin: „Wir Graf Mainhart von Görz 
und Graf von Tirol", der Taufname solle aber vor der Grafschaft 
oder dem Fürstenthum stehen: Wir M. Graf u. s. w. 

2. Es fehle sein gewöhnlicher Titel: Wir M., Pfalzgraf in 
Kärnten, Gr. v. G. und in T., Vogt der ehrwürdigen Gotteshäuser 
zu Aglay, Trient und Brixen, oder wenigstens der erste Theil dieses 
Titels. 



*) Graf Johann reo Görz verlangt nach Ffirstenrecht nebst dem Redner »noch 
einen Steurer und Warner** (Vgl* auch H. n. 31 S. 62 „An weiser und Warner") 
da er ein gefursteter Graf sei. 
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3. Der Graf „ihrze** und »duze** sich abwechselnd in diesem 
Brief. „Wir Mainhart ", dann wieder „Meine ehelige Hausfrau**, 
mit Urkund dieses Briefes, den wir ihnen geben ^»dagegen** mit 
„m einem anhangenden Siegel.** 

4. Es heisse darin : Graf Mainhart, seine ehelige Hausfrau, und 
ihre Erben bekennen u. s. w., anstatt er bekenne für seine Haus- 
frau und seine Erben. Denn wie könnten Erben, die vielleicht noch 
nicht geboren sind, etwas bekennen? 

5. Er bekenne mit seiner Hausfrau und seinen Erben, und doch 
hänge nur sein Siegel daran. 

6. Im Briefe stehe, dass Graf M. seiner Tochter Ursula 22000 fl. 
zu Heiratsgut und Morgengabe verschrieben habe. Eine Morgen- 
gabe zu geben stehe nicht dem Vater, sondern demMannezu. 

7. Es kommen Zeugen ohne Taufnamen vor, das sei nicht förm- 
lich und gewöhnlich. 

8. Als Ort der Ausstellung sei blos Görz angegeben. Wer 
wisse, wo Görz liegt? 

9. Fehlt der Siegel der Hausfrau. Hatte sie selbst kein Siegel, 
so konnte sie andere ehrbare Personen bitten, statt ihrer ihr Siegel 
an die Urkunde zu hängen. 

10. Das Siegel sei falsch. Die Umschrift deutsch und nicht la- 
teinisch wie in allen anderen Siegeln des Grafen, im Schilde komme 
ein messerdicker Sparren zwischen den Feldern vor, der in allen 
übrigen Siegeln fehle, der Schild sei ferner nicht behelmt, und das 
Siegel gröber gearbeitet. 

11. Es komme ein Verzichtbrief der Tochter Mainhart's vor, der 
älter sei als die Schuldurkunde u. a. m. Hierauf zeigt er mehrere 
Urkunden des Grafen Mainhard vor. Er wolle übrigens dadurch nicht 
der Ehre des Grafen von Schaumburg nahe treten, sondern er thut 
dies nur aus „Nothdurft**. 

Dieser erkennt aber darin allerdings eine Schmähung. Graf 
Mainhart von Görz habe den Brief seinem Sohne Heinrich, und dieser 
ihn seinem (des Klägers) Vater gegeben, es müsste also, wenn er 
falsch sei, Graf Mainhart selbst an der Fälschung Schuld sein. Das 
sei nun wohl nicht anzunehmen, sie behielten sich daher vor, ihr 
Recht wegen dieser Schmähung seinerzeit gegen den Grafen Johann 
zu suchen. Der Kläger bittet nun, da er sich nicht alle Puncte der 
Einrede habe merken können, um nochmalige Wiederholung derselben 



74 Tomfttehek 

vor Gericht. Das Gericht erkennt darüber Meinhelliglich'' ku Recht 
und gestattet ihm eine Bedenkzeit 

Am 18. Oetober beantwortet er die einzelnen Puncte : ad 1) 
Es stehe einem Grafen, Fürsten u. s. w. ganz frei sich auszudrücken 
wie er wolle und es sei ganz gewohnlich zu sagen : Herzog Alhrecht, 
Graf Ulrich u. s. w.; ad 2) Die Beisetzung aller Länder im Titel sei 
nicht nothwendig, ad 3) Wo sich Graf Mainhart ihret, da thut er es 
für sich und seine Hausfrau, wo er sich duzt, so thue er es dem Grafen 
von Schaumburg zu Ehren , denn wenn ein Fürst seinem Genossen 
schreibe, so duze er sich gewöhnlich, ad 4) Man könne seine Nach- 
kommenschaft und Erben wohl verbinden , ad 5) Das Siegel seiner 
Hausfrau sei nicht nöthig, da er von ihrem Heirats- oder anderem Gut. 
nichts verschrieben habe, ad 6) Er habe aasdrücken wollen, dass er 
seine Tochter nach vorausgegangener Verabredung beider Theile 
über Heiratsgut und Morgengabe verheiratet habe, es stand ihm ja 
frei, wie er sich darüber in der deutschen Sprache ausdrücken wollte. 
ad 7. Eine fürstliche Handveste brauche keine Zeugen, sondern nur 
das Siegel des Fürsten, vorausgesetzt, dass sie keinen Vertrag 
(Teiding) enthält, was nicht der Fall sei, übrigens seien 8 Zeugen 
mit ihrem Taufnamen angeführt, die zwei anderen seien überflüssig. 
ad 8) Die Angabe der Zeit genüge, der Ort sei nicht nothig. ad 9) 
Das Siegel der Hausfrau sei gleichfalls nicht nöthig, da in der Urkunde 
nicht über ihr Gut verfügt werde, ad 10) Das Siegel selbst sei un- 
verdächtig, denn Graf Mainhart habe viele Länder in Deutschland 
und Wälschland besessen, er könne daher mehrere Siegel gehabt 
haben, wie dies auch bei anderen Fürsten der Fall sei, dass es gröber 
gearbeitet sei, sei Schuld des Goldschmiedes u. s. w. ad ii') Es sei 
in Schwaben, Baiern und Franken Sitte, dass die Töchter bei ihrer 
Verheiratung Verzichtsbriefe auf die Aussteuer ausstellen^ wenn das 
Datum dieses Briefes älter sei, so sei der Verzicht nur in der Voraus- 
sicht früher geschehen, dass Graf Mainhart seiner Verpflichtung 
rücksichtlich der Aussteuer auch genau nachkommen werde. 

Es würde zuweit führen, die detaillirte Widerlegung dieser 
Puncte, die hierauf der Beklagte versucht, und die eingehende Antwort 
des Klägers am 19. Oetober näher zu besprechen, so viel intern 
essante Seiten auch diese Gegenreden darbieten. Der Kläger legt zum 
Beweise seiner Behauptung, dass Graf Mainhart von Görz mehrere 
Siegel gehabt habe, drei Urkunden im Gericht nieder, deren Siegel 
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tersehieden sind, und macht im Gegensatz zu dem Urtheilsanträg 
des Beklagten, das Gericht möge zu Recht erkennen, dass der 
Sehuldbrief des Grafen Mainhart nicht aus seiner fürstlichen Kanzlei 
beryorgegangen, sondern in einem Winkel fabricirt, desshalb falsch 
und ohne rechtliche Wirkung sei, schliesslich seinerseits den Antrags 
deki Beklagten auf Grund derselben, deren Echtheit er dargethan 
babe, Zur Zahlung dieser 24.000 fl. Hauptgutes samjnt 20.000 ft. 
Schaden und ÖOOOfl. aufgesetzter Pene zu yerurtheilen. 

Graf Johann von Gorz bittet sich hierauf eine Bedenkzeit aus, 
ühd beide Theile erscheinen wieder am 27. October, wo der 
geschWorne Procurator Jorig Dornberger als Anwalt des Grafen von 
Görz die Vorlesung und Besichtigung jener drei Urkunden verlangt; 
worauf auch das Kammergericht trotz der Einrede des Klägers durch 
„einhelligliches^ Urtheil eingeht. Hierauf bringt er am 29. 
October seine Einwendungen gegen diese Urkunden vor, und 
bestreitet die Rechtskraft der Schuldurkunde als eines „alten und 
yerlegten" Briefes , von dem nahe an 70 Jahre kein rechtlicher Ge- 
brauch gemacht worden sei. Er fordert schliesslich die Besetzung 
des Kammergerichtes mit Standesgenossen des Grafen von 
Gorz, da es sich um eine grosse Sache und um eine Fälschung handle, 
wesshalb die Sache vor den Kaiser zu bringen sei, worauf der Anwalt 
des Klägers antwortet, der Graf von Görz habe es nicht Noth zu 
unterweisen, wie der Kaiser sein Kammergericht besetzen solle, da 
es mit Fürsten, Grafen, Edeln, würdigen und gelehrten 
Personen genugsam besetzt sei. 

Der Anwalt des Beklagten besteht jedoch am 30. October auf 
seiner Forderung. Das Kammergericht bringt daher di^ 
Sache vor den Kaiser, der dasselbe durch einige kaiserliche 
Räthe verstärkt. Dieses Gericht eröffnet nun am 23. November 
den Parteien das Urtheil, dass das Kammergericht in seiner bis- 
herigen Zusammensetzung wohl berechtigt sei zu Recht zu erkennen. 

Am 28. November 14S9 wird auch wirklich von dem k. 
Kammergerichte aber „durich den merern taill^^ ^^ Recht 



^) Der einzige mir bel^annte FuH, wo ein Urtheil des k. Kammerg^erichtes nicht 
mit StimmetaeinhelÜgkeit« sosdern tnit Stimmenmehrheit gefunden wurde. Dass 
aach HofgericfatauHbeil« zuweilen wOiitdermerere folge" gefunden warden, 
beweist das Hofgerichtsortheil v. J. 1430 bei Senckenberg. Kais. h. Gr. 8. 164. 
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erkannt, dass der Kläger seine Ansprüche gegen den Grafen Johann 
von Görz ,,erstanden und behabt^ habe. Das Kammergericht war 
mit 11 Urtheilern besetzt, mit dem ehemah'gen Hofrichter, Grafen 
Michel von Hardeck, dem Fürsten und k. Kanzler Ulrich Wetzli , 2 
Abten, einem Probst und 6 Gelehrten. 

In der Geschichte des Kammergerichtes unter der mehr als 
fünfzigjährigen Regierung K. Friedrich's lassen sich drei Perioden 
unterscheiden, die gewisse Entwickelungsstufen desselben charakteri- 
siren. 

I. Vom Regierungsantritte K. Friedrich*s bis ungefähr zum Jahre 
14S0 läuft das Kammergericht noch parallel mit dem Hofgerichte, 
beide üben eine concurrirende Gerichtsbarkeit aus. Dass K. Friedrich 
in dieser Zeit es noch ernst mit dem Hofgerichte genommen habe, 
beweist die noch vor seiner Krönung vorgenommene Bestellung eines 
Hofrichters, dem in diesem Zeiträume noch zwei andere folgten. Aber 
nunmehr zeigt sich riecht deutlich, wie die von den früheren Königen 
massenhaft ertheilten Exemtionen vom k. Hofgerichte seine Autorität 
untergraben hatten, und seinen Verfall nothwendig herbeiführen 
mussten. Andererseits musste die häufige und beinahe ununterbrochene 
Hegung des Kammergerichtes — aus keiner Periode ist uns eine 
grössere Anzahl von Kammergerichtsurtheilen erhalten, während die 
Zahl der Hofgerichtsurtheile verhältnissmässig nur gering ist — den 
Untergang eines Gerichtes beschleunigen, dessen Ansehn im Reiche 
durch die so lange Zeit beinahe systematisch betriebene Entziehung 
seiner Grundlage schon so sehr geschwächt war. 

Es ist bezeichnend, dass gerade die letzten uns bekannten Acte 
seiner Thätigkeit darin bestanden, dass es Klagen in Folge der 
geltend gemachten Befreiungen von seiner Competenz an die ordent- 
lichen Gerichte zurückwies, und gerichtliche Acte des Kammer- 
gerichtes vidimirt. Aber selbst dieser Schatten seiner früheren Autorität 
verschwindet in kurzer Zeit gänzlich, es stirbt von selbst ab, ohne 



So bestimmte auch die K. 6. 0. v. J. 1495 §. 1. . . vnd was die sechtzehen 
Vrtailer oder der merer tail in Sachen erkennen . . . dabey soll es bleyben ; 
und ancli die K 6. 0. y. J. 1471 enthält eine Stelle, die sich wohl auch mit darauf 
bezieht: die (die Urtheiier) verbunden sein sollen, vnsers Cammergerichts . . . eu 
gewarten, oder das merer aus yn. 
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dass es ausdrücklich aufgehoben wird, oder die unterlassene Bestellung 
eines Hofrichters daran Schuld trägt, denn nach kaum zehn Jahren 
finden wir den letzten Hofrichter ohne die leiseste Hindeutung auf 
seine frühere Stellung unter den Beisitzern eines Karamergerichtes 
als Urtheiler wieder. In diesem Zeiträume findet sich noch die grösste 
Ähnlichkeit in den Einrichtungen und dem Rechtsgange des Kammer- 
gerichtes mit jenen des Hofgerichttes. Ein Einfluss des fremden 
Rechtes und Processes ist nirgends wahrnehmbar, und auch gelehrte 
Juristen kommen unter seinen Beisitzern noch in geringer Zahl vor. 

n. Dagegen gewinnt jenes in dem zweiten Zeiträume, den wir bis 
zur Bestellung des Erzbischofes von Mainz zum Kammerrichter und 
zum K. G. 0. vom J. 1471 rechnen, immer mehr Boden. War einmal 
das k. Hofgericht dem unvermeidlichen Untergange von selbst ver- 
fallen, so musste nun die Frage einer festeren Gestaltung des 
Kammergerichtes in seinen Beziehungen zum Reiche in den Vorder- 
grund treten. Noch waren aber weder der Kaiser noch auch die 
Reichsstände über seinen eigentlichen Charakter und seine Organi- 
sation zu festen Principien gelangt, und doch drängte der Gang der 
Entwickelung nothwendig dahin darüber in's Klare zu kommen. 
Seine Bestimmung im Reiche geräth in einen unauflösbaren Wider- 
spruch mit dem Gedanken , dem es seine Entstehung und seine bis- 
herige Ausbildung verdankt hatte. Als rein persönliches Gericht des 
Kaisers, von dem daher ebenso wenig wie der obersten Richter- 
gewalt des Königs eine Befreiung möglich war, konnte es nicht mehr 
fortbestehen, sonst waren einfach alle bisher zumeist gegen das Hof- 
gericht wirksamen privilegia de non app. und de non evoc. illusorisch. 
Wir finden daher ein fortwährendes Schwanken in den Ansichten 
über die Gestaltung des Kammergerichtes und der höchsten Juris- 
diction des Kaisers und des Reiches überhaupt, das einerseits auf die 
oberste Justizpflege des Kaisers höchst verderblich zurückwirken 
musste, andererseits aber besser als die Annahme eines allmählich 
erlahmenden Eifers des Kaisers für Recht und Gerechtigkeit die 
seltenere Hegung des Kammergerichtes in seinen späteren Regierungs- 
jahren erklärt. 

In dieser Zeit scheint nun der Keiser die Absicht gehabt zu 
haben, das Kammergericht in der Art fortbestehen zu lassen, dass er 
ihm zugleich den Charakter des früheren Hofgerichtes verlieh. Dies 
tritt in der Bezeichnung des k. Hof- und Kammergerichtes 
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hervor, die wir um diese Zeit öfter finden 9* Aber theils konnte eine 
solche Verquickung der obersten Jurisdiction des Kaisers und des 

I Reiches, so lange über die Organisation des Kammergerichtes und 
über den Einfluss des Reiches auf sie feste Grundsätze zwischen dem 
Kaiser und den Ständen des Reiches noch nicht yereinbart waren, kei- 
nem Theile genüge leiste^, theils war der Zustand der obersten Reehts- 
pflege wenig befriedigend, der überdies wegen des beinahe ununter- 
brochenen Aufenthaltes des Kaisers in seinen Erblanden und seinef 
beständigen Abwesenheit ypm Reiche für die rechtsführenden Parteien 
mit beinahe unerschwinglichen Kosten verknüpft war. ]Ss war. daher 
natürlich, dass in diesem Zeiträume auch dem Hofgerichte zu Rotweil 
für das Reich eine grössere Bedeutung als einer Art ständigen Reich|}>* 
gerichtshofes beigelegt wird *). 

IIL Der dritte Zeitraum beginnt mit der Bestellung des Erz- 
bischofes Adolf von Mainz ^um Kammerriehter und mit der K, 6. 0. 
vom 24. Oetober 1471 (N. & v. R. A, S. 249 6) in 18 Paragraphen. 
£s bezeichnet dies insofern ein wichtiges Stadium für das Kammer- 

^ gericht, als in dieser Zeit die Verbindung dieses Gerichtes mit dem 
deutschen Erzkanzler für die Zukunft eingeleitet, so wie ?p 
gleicher Zeit der seit der Regierung K. Karl's IV, factisch ganz gelöst^ 
Zusammenhang des Erzkanzlers mit der kaiserlichen Kanzlei dyreh 
die Übergabe derselben an ihn vom Kaiser Friedrich wieder herge- 
stellt wurde. Lange Zeit hatte er weder auf die Bestellung des 



^) Sielie z. 6. H, n. 84 im J. 1455 S inmassen Tnd das auch Ynsers kaiser- 
lichen Hofs- YDd Camergericfatz gewonheit vnd Form sy. h. S. 198; 
^mer im J. 1459 (bei fienck. S. 145) . • vnsers kRi«erlich«a Hoffe rnd Cpfier- 
geri^lits gewoahaitt ynd herkoineim. . In einem dem Mark^afen Friedrich ron 
Brandenburg wegen des JSurg-grafenthiims zn Nürnberg im J, 1456 gegebenen 
Privilegium kommen die Worte vor . . . Vnsers Kayseriiehen Hoff- Gerichts, 
Cammer-Gerichte oder andere Gerichte an vnser vnd vnser Nachkommen kaiserl. 
vnd köBigl. Hoff, wie die je zu Zeiten Nahmen haben oder gewinnen. {Jung d. 
Burgjg^rav. Norib. p. 83 n. 88), ein Beweis, dass die Gestaltung der obersten Gerichts* 
barkeit im Reiche eben erst im Flusse der Entwickelung begriffnen war , nnd man 
erst nach einer festen Form suehte. 

^) Es wird häufig vnser vnd des reichs vnd des heiligen Reichs hofgericht, der Graf 
▼on Sulz vnser vnd des reichs hofrichter genannt, und er erkennt an Kaisers statt, 

, se im J. 1455, 5. Mai (Gfamel Reg. Fr. n. 3360), 1457, 1466, 1470 (Seack. K. F. 
G. n. 9, 11, 49) u. s. w. ' 
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k. Vicekauzlers noch auf die der kaiserlichen Notare und Protonotare 
irgend einen Einfluss genommen. Aber auch diese Organisation des 
k. Kammergerichtes 9, so viel versprechend für seine Autorität auch 
die Gewinnung eines so mächtigen Fürsten im Reiche, wie des Chur- 
fiirsten von Mainz sein musste, konnte ihren Zweck das Reichsjustiz- 
wesen zu regeln nicht erreichen, so lange der Kaiser die Idee der 
unmittelbaren Verknüpfung desselben mit seiner Person und seinem 
Hofe nicht aulgab , der Erzbischof konnte nicht immer am k. Hofe 
bleiben. Einige Jahre wurde daher zwso* wirklich das Kammergericht 
regelmässig gehegt , aber bald tritt wieder mit dem Tode des Erz- 
bischofes Tön Mainz eine vollständige Stagnation in seiner Thätigkeit 
ein <)• Die Verbindung des Kammergerichtes mit seinem Hofe zu 
losen, konnte sich K. Friedrich noch nicht entschliessen. Alles drängte 
aber auf die Errichtung eines in einem Orte des Reiches ständigen 
obersten Reichsgerichtshofes hin, ein Bedürfniss, das erst unter 
seinem Sohne Maxmilian I. am Wormser Reichstag im J. 1495 
befriedigt wurde. So lange Kaiser Friedrich regierte, erscheint uns 
in dem k. Kammergerichte, wenn auch verdunkelt und abgeschwächt, 
noch immer der Gedanke der Verkörperung der obersten persön- 
lichen Jurisdiction des Königs. Er manifestirt sich 1. in dem Mangel 
eines ständigen Sitzes des Kammergerichtes. Wo sich der Kaiser 
aufhielt war auch sein Hof, und blos am k. Hofe wurde das Kammer- 
gericht gehegt. 2. In seiner Besetzung durch kaiserliche Räthe und 
Hofbeamten, die blos zeitlich und nicht ständig zu richterlichen 
Zwecken verwendet wurden ; 3. in dem Mangel einer selbstständigen 
Jurisdiction des Kammergerichtes. Die Beurkundung aller gericht- 



Toaer Cammergeridit. 

') Nach der iL G. 0. v. J. 1471 soUte es »sietig^Iieh* gehalten werden. Es geschieht 
•her aar «ehr anregelviUsig und mit häufigen Unterbrechungen. Der Kaiser half 
sieh mijttlenrcUe mit Rechtaeommissionen. So heisst ce in einer solchen von 1478 
2. Nor. nn den Grafen Ulrieh ron Würtenberg: weilen das Kayserl. Cammer- 
fi«richi nereklicher iea Rei«h»>6e8cfaSfften halber jetzo nicht in Übung seye, und 
Rayserl. Miyest. der Sachen öbenmässig nicht Selbsten abwarten könnten. (H. n. 
62, S. 329), und in ahnlicher Weise im J. i4i90 (H. n. 47, S. 279). Audi „soUte es* 
mit beeideten und besoldeten Richtern und Urtheilem besetzt sein , und der Sold 
aus den von den Partheien su zahlenden Sportein bestritten werden. An einen 
fixen Jahressold ist hier wohl nicht zu denken. Erzbischof Adolf von üainz starb 
schon am 6. September 1475. 
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liehen Acte desselben (Ladungs- Gebots, Verkund- Urtheils, Hilfs- und 
Schirmbriefe u. s. w.) erfolgte durch den Kaiser, die Expedition 
unter dem kaiserlichen Siegel durch die k. Kanzlei. 

Daher wird mit Recht erst von einem Reichstage von Worms 
und der K. 6. 0. v. J. 1495 die eigentliche Existenz des k. Kammer- 
gerichtes als selbstständigen obersten Gerichtshofes datirt *). 

In demselben Verhältnisse aber, als der Gang der Entwickelung 
immer mehr die Verknüpfung des k. Kammergerichtes mit der persön- 
lichen Jurisdiction des Kaisers lockerte und nach seiner Umbildung 
zu einem obersten Reichsgerichte hindrängte, entfaltete sich anderer- 
seits die Ausübung der persönlichen Rechtspflege des Kaisers in 
rücksichtsloser Weise , und er that alles Mögliche , um das Ansehen 
des k. Kammergerichtes im Reiche selbst zu Grunde zu richten. Die 
Freiungen von fremden Gerichten, die er nach dem Beispiel seiner 
Vorgänger im Reiche freigebig bestätigte und von Neuem ertheilte» 
konnten seit dem Untergange des Hofgerichtes nur dann Sinn und 
Bedeutung haben, wenn sie auch gegenüber dem k. Kammergerichte 
wirksam waren und so werden sie auch von den Parteien ausgelegt, 
und von dem Kammergerichte selbst anerkannt. Der Kaiser nahm 
Appellationen der Parteien gegen Erkenntnisse des Kammergerichtes 
an «) , griff w illkührlich in seinen Rechtsgang ein ») , avocirte nach 
Belieben Streitsachen von demselben^), hob seine Urtheile auf<^), so 



^) K. 6. 0. V. J. 1495. Das Kammergericht heisst : ynser ynd des heiligen 
Reichs Cammergericht. Der Kammerrichter und die 16 Urtbeiler sollen yom 
Kaiser aus dem Reiche deutscher Nation „mit Rat und Willen derSamb- 
lun g* ernannt werden §. 1, «mit Rat und Willen Cur-Fürsten, Fürsten vnd Stind" 
$.2; es sollen auch der Camer-Richter vnd die sechtzehen Vrteiler des Camer- 
Gerichts allein antworten ynd mit andern Henndeln yn beladen bleiben 
§. 2; item das C. 6. soll gehalten werden im Reich, an einer ffi glichen 
Stat §. 18; die Citationen und Gerichtsbriefe soUen zwar auch fortan »in ynserm 
Namen ynd Tytel, Künigl. ynd Kayserl. M^jestat^ $. 15 ausgehen, aber diess ist 
nunmehr eine blosse Form, die Expedition geschieht nicht mehr durch die 
k. Kanzlei, sondern durch das Kammergericht selbst unter seinem besonderen 
Siegel. 

^) Siehe z. B. Senck. 1, F. S. 91. (Cfamel R. Fr. n. 1260). 

') So ändert er z. B. 1473, 18. Oct. (Chmel. n. 6S17) einen yom Kammergerichte den 
Markgrafen Rudolf zu Hochberg auferlegten Eid. 

^) Harppr. S. 93. 

*) z. B. 1473, 21. Juni (Chmel, n. 6743). 
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dass die Parteien aich nur dadurch gegen Eingriffe des Kaisers in 
die Rechtspflege des Kammergerichtes schützen konnten, dass sie 
sieh in Form eines Privilegs bestätigen liessen» dass der Kaiser gegen 
seine Erkenntnisse nichts unternehmen wolle i), besetzte es ohne alle 
Rücksieht auf die persönliche Eigenschaft des Geklagten *) , wies die 
Entscheidung der wichtigsten Rechtssachen in seinem Namen und an 
seiner Statt mit unbeschränkter Vollmacht und dem Rechte der 
Surrogation und Subdelegation kaiserlichen Commissarien zu, die an 
keine yerfassungsmässigen oder herkömmlichen Schranken gebunden 
sieh ihres Rechtes in freiester Weise bedienten »), zog nach Willkühr 
Sachen an seinen Hof, und entaehied sie beliebig mit oder ohne 
Zuziehung von Räthen ^) u. s. w. 

Wie es bei dieser gänzlichen Prineiplosigkeit in der kaiserlichen 
Reifehtspflege mit der Vollstreckung der Urtheile und dem Rechts- 
zustande in Deutschland überhaupt aussah, ist leicht zu begreifen. 
Zugleich erhellt aber auch wie der Wormser Reichstag vom J. 1495 
durch die Aufrichtung des ewigen Landfriedens und die Organisation 
des «kaiserlichen und des heiligen Reichs -Kammergerichtes^ eine 
neue Ära für die öffentlichen Rechtszustände im Reiche schuf. 

Es erübrigt noch die Reatrebungen der Reichsstände rücksicht- 
lich des Kammergerichtes unter K. Friedrich genauer zu erörtern. 

Wir bedauern jedoch uns hier kürzer fassen zu müssen, als es die 

Wichtigkeit dieses Momentes erheischen würde. Die in vieler Rezie- 

hung höchst mangelhaften älteren Reiehstagsaeten, so weit sie uns in 

den älteren Werken der Reichspublicisten gedruckt vorliegen, lassen 

uns gerade über die wichtigsten Puncte im Unklaren. Eine genauere 

Einsicht in diese Verhältniss3 lässt sich erst dann erwarten, wenn die 

beabsichtigte Herausgabe der älteren Reichstagsacten durch die 

k. baierische historische Commission erfolgt sein wird. 

Der in der sogenannten Reformation K. Friedrich*s HL am 

Reichstage zu Mainz im J. 1441 enthaltene Vorschlag über die 

Besetzung des Reichs-Kammergerichtess) und die Gerichtsver- 



i474, 3. JaU (Chmel. d. 6914). 
S) Harppr. n. 31, S. 163 und S. 55. 
*) z. B. Harppr n. 34, S. ISl, Chmel. fi. F. Aph. n. 53. 
^) 7. B. Chmel, n. 6754, 1491 o. s. w. 

^) . . . dass im heiligen Römischen neich teutscher Nation fQrbasahin das Recht dess 
heiligen Reichs IDammergerichts mit erbarn, dapfern, Taparthoyischen 
(Tomaschek.) g 
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fassung Deutschlands überhaupt, widerspricht eben so augenscheinlich 
den geschichth'chen Verhältnissen jener Zeit, als die in demselben 
Jahre am 29. Juli erfolgte Bestellung eines k. Hofrichters den klaren 
Beweis liefert, dass K. Friedrich damals noch weit davon entfernt 
war, sein Kammergericht an die Stelle des Hofgerichtes setzen zu 
wollen. 

In dem Gutachten der Chur- und Reichsfürsten behufs der Auf- 
richtung eines 5jährigen Landfriedens vom J. 1467 (N. S. d, R. A. 
S. 217 flF. §. 7. 8, 9) wird zur Handhabung desselben der Vorschlag 
gemacht, ein ständiges kaiserliches Gericht zu Nürnberg zu errichten, 
das aus allen Theilen Deutschlands mit 24 Urtheilern (Herren, 
Rittern und Knechten oder sonst tauglichen Personen) besetzt sein 
solle, doch solle dem Kaiser dadurch an seiner Obrigkeit und seinem 
Kammergerichte kein Abbruch geschehen. Die vom K. Friedrich im 
J. 1471 gegebene K. G. 0, wurde bereits mehrmals erwähnt. Die 
Verhandlungen auf dem Reichstage zu Wien v. J. 1470 scheinen 
dazu Veranlassung gegeben zu haben *). Auf dem Reichstag zu 
Augsburg vom J. 1474 wurde diese K. G. 0. nochmals bestätigt «). Die 
Stände fujiren übrigens fort bei Gelegenheit der Wahl Maxmilian's 
zum römischen König und bei den Forderungen des Kaisers wegen 
der Türkenhilfe auf die Errichtung eines ständigen obersten Reichs- 
gerichtes an einem bestimmten Orte des Reiches zu dringen. Einen 
besonders scharfen Ausdruck erhielt dieses Streben der Reichsstände 
auf dem Reichstage zu Frankfurt vom J. 1486 in dem Rathschlusse der 
Fürsten ») , wo sie sich zugleich bitter über die Willkührlichkeit in 
der Reichs-Justizpflcge beklagen. Glimpflicher ist der Antrag der 
Churtiirsten abgefasst. Sie fordern blos die sofortige Eröffnung des 
Kammergerichtes in einer gelegenen Malstätte und seine Besetzung 



vnd vnverleumbten Sechszehen Mann besezt werden soUen — dass man im h. R. 
R. d. N. fiirbasshin vier Hofgericbt haben soU, die vnder dess Reichs Cammer- 
geric h t sein sollen — Item dass im h. R. R. d. N. furbasshin Sechszehen Landgericht 
besetzt werden, der aUzeyt yder vndereym Hofgericht dess Reichs sein soHen — dass 
weiter mehr vier vnd Sechszig freyer Gericht verordnet werden soUen, ainera 
yeden Landgericht vier zu seiner gelegenheit. Siehe Datt de paec imperii publica 
1. IV. c. 1. 29, Goldast Reichssatzungen f. 173. 

*) Datt. a. a. O, 40. 

*) N. S. d. R. A. S. 263, §. 12, 13. 

») Müller Reichs-Tags Theatr. 6. Vorsl. c. 3. §. 2, S. 22. Harppreeht I. S. 90, 
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mit einem Kammerriehter und verständigen Räthen und Beisitzern; 
die Städte verlangten die Verlegung in eine Reichsstadt und die 
Besetzung mit einem Grafen als Kammerriehter und 12 Beisitzern 
(6 aus der Ritterschaft und 6 aus dem Gelehrtenstande). Harpp. n. 63, 
S. 350. Der Kaiser erklärte aber auf dem Reichstage zu Köln , nicht 
von der alten Ordnung abgehen zu wollen , namentlich die Verkün- 
digung d^r Acht wolle er sich vorbehalten, doch wolle er keine unbe^ 
gründete Appellationen annehmen. Übrigens wolle er hierin eben so 
frei sein, wie es andere Fürsten mit ihren Gerichten und Kanzleien 
wären, auch beklagte er sich darüber, dass er das Kammergericht und 
die Kanzlei mit der Tax nicht auszuhalten im Stande sei 0. Am 
Reichstage zu Nürnberg 1487 entschuldigt sich der Kaiser gegenüber 
den Ständen, dass er zur Bestellung des Kammergerichtes nicht 
genugsam qualificirte Leute habe erlangen können. Diese Vorstel- 
lungen der Reichsstände und Verhandlungen über die Reichs- 
Kammergerichte dauerten bis zum Tode des Kaisers fort «), 

Noch müssen wir eines Beamten erwähnen, der beim k. Kam- 
mergerichte als Ankläger im Namen des Königs und des Reiches eine 
wichtige Rolle spielt, des Fiscalprocurators. 

Er vertritt den König, der vor seinem eigenen Gerichte ge- 
wissermassen als Partei auftritt. Wir werden die Entstehung und 
Ausbildung des Amtes etwas genauer verfolgen. 

Die Vertretung der finanziellen Interessen des Königs und Reiches, 
die Überwachung, Betreibung , Verrechnung der aus den nutzbaren 
Hoheitsrechten für den König fliessenden Einkünfte, kurz die Leitung 
der ganzen Finanzverwaltung des Königs und des Reiches stand der 
k. Kammer (camera regia) zu, die im objectivem Sinne mit den 
schon früh vorkommenden Ausdrücken aerarium und fiscus gleich- 
bedeutend ist. An ihrer Spitze stand der Kammermeister oder; 
Kämmerer (magister can^erae, camerarius) und ihm zur Seite die. 
Kammerschreiber. Sie führten die Register, in denen die k. Einkünfte 
verzeichnet waren. So wie die Finanzgebahrung der Könige im 
Mittelalter überhaupt eine sehr ungeordnete wai*, so fehlte es auch 
im XV. Jahrhundert durchaus noch an einer planmässigen Organisation 
der Finanzverwaltung, ja man kann geradezu sagen, es herrschte 



MiiUer a. a. 0. c. XIV, S. 69, 70. Harpprecht, 3. 81. 

*) Das Nfihere, siebe darüber bei Harpprecht a. a. O. ff. und S. 304. 

6* 
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darin iiech eine gräuliche Unordnung. Wie konnte es sonst gesche* 
hen, dass die Konige z. R die Stadtsteuer yersehiedenen Personen 
verpfändeten oder anwiesen, dass sie sieh häufig genothigt finden, 
frühere Verscbreibungen zurück zu nehmen und sich mit Vergess- 
lichkeit zu entschuldigen u. m. a. i) 

Es muss dies um so mehr Wunder nehn^en, als sich schon in 
viel frühern Zeiten in manchen Territ<Mrien und ganz kleinen Herr-» 
Schäften Urbarien finden, in denen Einkünfte i^nd Ausgaben mit 
musterhafter Genauigkeit verzeichnet sind, während sieh noeh in 
den Registraturbüchem des XV. Jahrhunderts die wichtigsten finan- 
ziellen Notizen ganz planlos und zufallig hie und da eingeflickt vor- 
finden. Wie überhaupt an einer büreaukratischen Organisation, so 
fehlte es auch hier noch an einer strengen Scheidung der Kammer- 
beamten von den übrigen Beamten des Hofes und der k. Kanzlei 
insbesondere. 

Aber die Könige brauchten Geld, viel Geld, selbst der Regie- 
rungsapparat fing an kostspieliger zu werden und die Einkünfte 
flössen spärlich. Die Noth drängte dahin, Mittel und Wege zu finden, 
die Einkunftsquellen in Evidenz zu halten, der Stockung und Ver- 
siegung einzelner vorzubeugen. An eine Vermehrung war freilich 
nicht mehr zu denken. Nicht als ob es an Einsicht in diese Übel- 
stände gefehlt hätte, aber die schlechte Geldwirthschaft der Könige 
selbst verdarb alle Ansätze , die hie und da zur Regelung der Finan- 
zen gemacht wurden. Die mehrmals erwähnte Urkunde ist einer 
solchen wohlgemeinten Bestrebung entsprungen. Die Mittel, die sie 
vorschlägt, damit der König nicht „betrogen** und das Reich nicht 
verkürzt werde, sind zum Theil blosse Vorschläge geblieben, die 
nicht in*s Leben getreten sind, wie z. B. die Bestellung von k. Rent- 
meistern in den einzelnen Ländern des Reiches (a. 15), die „vier 



1) So schreibt z. B. R. Sigismund im Augast 1422 an seinen KSmmerer Ronrad, Herrn 
zn Winsberg-, dass er sich blos an die ihm für die Reicfassteuer der Stadt Frank- 
fürt am Main auf vier Jahre zu dem Zwecke gegebenen Quittanzen, um sie einigen 
Basier Bfirgern als Abschlagszahlung anf eine königliche Schuld auszuzahlen, 
halten und keine andern Briefe, die etwa aus Vergessenheit gegeben 
würden, zulassen solle. So erklarte auch R. Ruprecht 1341, 3. ^ov. (Chmel R. 
R. n. 1341) alle wider die Privilegien des deutschen Ordens laufende, aus 
Unwissenheit von ihm oder seinen Vorfahren am Reiche ergangenen Briefe ffir 
null und nichtig. 
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Lekenfinder des h. Reiches^ {a. 7), theils wurden sie nur unvoll- 
kommen befolgt» z. B. die Anlage besonderer Rechnungsbuehet* für 
die Aehtschatze (a. 2 and 3), die Judeasieuer, die städtische Reichs- 
Steuer, die Zins- und Pflegschatze (a. 6) u, s, w. War die Evidenz- 
iialtung derk. Einkunftsquellen bochst mangelhaft und unvollkommen, 
so war die wirkliche Eintreibung der kootgliehen Forderungen noch 
schwieriger. Das Mittel, zu dem da die Könige gewöhnlich griffen, 
ihre Ansprüche auf die Steuern, Zinsen, 4iäter und Einkünfte über- 
haupt gegen ein ^sicheres Geld** (a) zu verschreiben, anzuweisen, 
zu verpfänden, war das unglücklichste, diis sie wählen konnten, 
so bequem es ihnen auch in ihren steten GeMverlegenheiten war, und 
Nichts hat mehr dazu betgetragen, ihr Ansehen und ihre Macht zu 
zerrütten, die allgemeine Wohlfahrt und das Reich selbst mehr zu 
schwachen und berabzubringen als eben dieses. Nebstbei mussten 
sie d4>ch aueh noch auf andere Mittel bedacht sein. So gaben sie 
luweiien einzelnen Personen besondere Aufträge von grosserem und 
kleinerem Umfange, sogenannte Procuratoria, >em Ausdruck, der 
bald im Zusammenhange damit eine bestimmte technisebe Bedeutung 
«nnahm. So gab K. Sigismund z. B. 1432, 29. Juli dem Ludovicus 
de Calnmna, und am 21. August desselben Jahres dem Prafecten 
der Stadt Rom Jae^obus de Vico, dann dem Ardizono de Carraria, 
endlich dem Ludovicus de Cavallis ein Procuratorium omnia imperii 
jura, civitates, terras et dominia in districtibus et terris Romanis 
subtracta et alienata repetendi, 1434, 8. Mai dem Grafen Wilhelm 
von Montfort junior und dem Ritter Hannemann Offenburg mit den 
Juden im Gebiete Amadaeus' von Savoyen über die ihm nach der kais. 
Krönung gebührende Ehrung {Kenia) übereina^ukommen. König 
Aibrecht IL ernannte 1438, 4. Mai den Christian vonWa'ldrop, seinen 
Caplan zum procurator suus et officii curiae suae per provinciam 
Coloniensem *). 

Häufig wurden aber auch die Forderungen des Königs und der 
k. Finanzbeamten bestritten, bei Eintreibung der Reichssteiier und 



In ähnlicher Weise hatte hereits R. Sigismund 1425, tS. JSnner den Peter 
Schwar^nhergttr in seine Dienste aufgenommen, also dass er seines Dienstes in 
Dentsdiland und namentlich in dem heimlichen Gericht pflegen, und dess Hberall 
vor den freien Stühlen in Westfalen auswaften und die königlichen Sachen in 
diesen und anderen königlichen OesdiSften, wo es nöthig ist, fähren soll, und zwar 
mit einem Jahressold von 1^00 fl. rh. 
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Reichsgülten, der Judensteuer, der Acht-, Münz- und Schlagschätze, 
verschiedener Ppne und Fälle i) ein Widerspruch erhoben. Da blieb 
nun dem König nichts Anderes übrig, als seine Ansprüche gegen den 
Renitenten, der sich dem Ausspruch der Kammer selbst nicht unter- 
werfen wollte, gerichtlich zu verfolgen. In früheren Zeiten noch 
unter K. Rupprecht trat der Kämmerer selbst als Kläger Namens 
des Königs und des Reiches auf. So lud im Jahre 1409, S. März 
(Chmel R. R. n. 247) der Kammermeister Rudolf von Zeissiken 
die Stadt Cöln vor das Reichshofgericht, wurde aber mit seiner 
Klage, da die Stadt sich auf ihre Freiheiten berief, an ihr eigenes 
Schöffengericht gewiesen. Später unter K. Sigismund war dies Sache 
der für einzelne Fälle oder Reichstheile ernannten Procuratoren. So 
appellirt z. B. 1427, 24. Mai Johannes Torna procurator imperialis 
in temporalibus gegen eine Entscheidung der Stadt Valencia an den 
König, der die definitive Entscheidung dem Erzbischof von Besan^on 
überträgt. Bald aber drängte die Nothwendigkeit zur Errichtung 
eines eigenen ständigen Amtes, das demnach ursprünglich eine 
wesentlich fiscalische Bedeutung hatte, nämlich den Zweck, das 
finanzielle Interesse des Königs und des Reiches allenthalben wahr- 
zunehmen und nach Kräften zu realisiren, unter dem Namen der 
Fiscalprocuratoren (procurator fiscalis, unter K. Friedrich, 
kaiserlicher Reichs- und Kammerprocurator Fiscal) a). 



Die Eiokfinfte aus der Gerichtsbarkeit waren zwar im 15. Jahrhundert g^rössten- 
theils landesherrlieh geworden, und selbst von den kaiserlichen Gerichten waren sie 
schon vielfach durch Verschreibung^en, Verpfandungen und Verfiusserungen in die 
Bande Ton Privaten gekommen. Die Strafsanction , unter der seit den frühesten 
Zeiten sehr oft Privilegien an Länder, StSdte und Personen verliehen zn werden 
pflegten , dass die Hilfte einer bestimmten, meist sehr betrachtlichen Summe im 
Falle der Verletzung dem Verletzten, tlie andere der k. Kammer zufallen sollte 
(eineAufzfihlung solcher Privilegien siehe bei Pfeffinger Vitriarius IV, S. 54S), war 
wohl wenigstens für die k. Kammer in den meisten Fällen nur illusorisch. Vgl. 
übrigens Chmel v. Fr. n. 3360. 

^) In den Ernennungsdecreten ist ihr Wirkungskreis gewöhnlich blos im Allgemeinen 
bestimmt. So z. B. in der Ernennung des Johann Ulmer von Nürnberg durch K. 
Albrecht 1439, 15. April: „vnd seczen, wollen vnd geben dir auch gancz volle 
gewalt vifd macht in kraft disz brieues, also das du Airbas vberal in dem heiligen 
Römischen Reich soliches procurator fiscalampts vsswarten vnd damit getmweli eben 
faren vnd tun sollest vnd mögest, als sich das haischen und geburen wirdet, auch 
vnsem schaden warnest und frommen wei'best, als du vns dann das mit band. 
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Als soche kommen unter K. Sigismund, abgesehen von dem 
erwähnten Johannes Torna noch vor: 1431, 11. März Ulrich 
Meyer von Wassneck; 143S, 23. Juli Jörg Hütel und 1437» 
2. August Johannes Geisler (später unter K. Friedrich Hof- 
schreiber); unter K. Albrecht 1439, 15. April Johann Ulmer, 
unter K. Friedrich 1453, 7. April (Chmel R. Fr. n. 3036) der 
k. Rath und Dr. U. J. Härtung von Cappel; vor 1466, 29. Jän- 
ner (Chmel n, 4361) Urban Reitter; 1466, 21. April Georg 
Ehinger Lehrer beider Rechte und k. Rath; 1490, 23. November 
(Harpprecht a. a. 0. L n. LXIV und LX\^ Heinrich Martin; 
1491, 31. October Johann Gessel (Harpprecht a. a. 0. I. S. 83, 
87, Chmel n. 8729). 

Aber allmählich erweiterte sich sein Wit*kungskreis, und er ge- 
wann schon unter K. Friedrich beim k. Kammergerichte als Wächter 
der öffentlichen Ordnung und einer guten Justizpflege eine sehr 
wichtige Stellung. Es lag ihm überhaupt ob, jedem Unrecht durch 
rechtzeitige Verfolgung des Strafwürdigen vor Gericht vorzubeugen. 
Er übte nunmehr die Functionen eines öffentlichen Anklägers Namens 
des Königs und des Reiches aus. Ähnlich einem Staatsanwälte unse- 
rer Zeit, vertritt er den König als obersten Gerichtsherrn, wenn 
er gleich ursprünglich blos die Aufgabe hatte, das finanzielle Inter- 
esse desselben zu vertreten. Da aber dieser Begriff sehr dehnbar 
war und es fast gar keinen Gegenstand gab, wo dieses nicht direct 
und indirect betroffen wurde, so erklärt sich die allmähliche Erwei- 
terung seines Wirkungskreises in ganz natürlicher Weise. 

Mit der Verfolgung der Verbrecher und Handhabung einer guten 
Justizpflege hing z. B. das pecuniäre Interesse der Achtschätze zu- 
sammen, es lag ihm nicht blos die Eintreibung der Judenabgaben, 
sondern auch die Vertretung der Juden selbst als k. Kammerknechte 
ob, er hatte für die Aufrechterhaltung des königUchen Ansehns und 
der vom Könige ertheilten Privilegien und Freiheiten zu sorgen, die 
in der Regel durch einen zur Hälfte in die k. Kammer fliessenden 
Strafbetrag im Falle der Verletzung geschützt waren, kurz es gab 
nicht leicht einen in das Bereich der gerichtlichen Verfolgung fallen- 



gehenden traen gelobt vnd zu den heiligen gesworen hast vngeuerlichen. Vgl. 
auch Chmel R. Fr. n. 4453 und Harpprecht ». a. O. I, n. LXIV iiod LXV. 
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den Gegenstand , dem sich nicht ron seinem Ständpunete aud eine 
finanzielle iSeite abgewinnen liess. 

Die einzelnen Fälle, in denen der Fiscal als Kläger auftritt» 
geben einen Massstab cor Beurtheilung, imwiefeme ein fiscalinisches 
Interesse näher oder entfernt mit der Sache in Verbindung stand. 
K. Sigismund lud 1437, 2. August den Philipp Maria de Vieecomiti- 
bus vor innerhalb einer peremtorischen Frist persönlich vor seinem 
kais. Thron zu Prag zu erscheinen und sich auf die Anklage des 
Procurators des kaiserlichen Fiscus Johann Geysler zu rerantworten. 
Die Ursache wird indess nicht angegeben. 1454, 22. April (Chmel. 
R. Fr. n. 3179), sprach K. Friedrich die Stadt Mühlhausen Ton der 
Klage des k. Kammerprocurators, dass sie die Judenschaft daselbst 
mit unbilliger Steuer beschwert habe , los und erlatibte ihr, die ihm 
dtatt der Judenschatt als dritten Pfennig entrichtete Summe Ton ihr 
i • ► /, . *. wieder einzubringen; 14S4, 7. Mai (Chmel n. 3206) beauftragt et den 

Kprok. Dr. Härtung von Cappel alle Juden im Reiche, dfe die Krö- 
nungsehrung noch nicht entrichtet haben vorzufordern, sie dazu zu 
verhalten oder vor das k. Kammergericht zu laden; 145S, 2. Mai 
(€hmel n. 3360) bestätigt er die Freiheiten der Stadt Worms mit 
der besonderen Gnade, dass über jeden Fall der dtlrch eine zur 
Hälfte ihr, zur Hälfte der k. Kammer zufallenden Summe verpönten 
. Verletzung das kaiserliche und Reichsho'^ericht zu Rotweil an seiner 
'■ Statt erkennen könne, doch solle sie jedesmal wegen des Antheik, der 
dem Kaiser und dem Reiche von dieser Pön und diesen Fällen ge- 
bühre, ihm oder seinem Fiscalprocurator davon die Anzeige 
machen; im «fahre 1465 4. April (Harpprecht a, a. 0. n. XXXVI) 
klagte der Fiscal die Herren von Lichtenberg', die den Grafen 
Schofiried zu Leinigen aufgehoben, gefangen gehalten und ihm einen 
Ilevers abgedrungen hatten, wegen der „beleidigten kayserlichen 
Majestät zu Latein genant crimen laesae majestatis und der geschrie- 
ben Recht" beim k. Kammergericht; 1468, 18. November (ebenda 
n. XXXVH) den Sigmund von Sessheim, der die Stadt Nürnberg 
wider ihre Freiheiten durch ungesetzliche Ladungen und Umtriebe 
mannigfaltig beschtrert hatte; im J. 1468 (ebenda S. 76) den Dom- 
probst zu Speier und die Stuhlbrüderschaft daselbst, weil sie den 
vom Kaiser für eine Stuhlbruderpfründe daselbst ernannten Speirer 
Bürger Peter Schreyer nicht annehmen wollten und der Kaiser spricht 
auf seine Klage 1467, 14. Mai wegen recursus illicitus ad curiam 
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Romc^natn m e^nm civiKbas die fii^ehsacht über die Bniderschaft 
aus; {469 31. Augttst (Chmel R. Fr. n. £^679) erklärt K. Friedrich, 
dass die Eidgenossen, weil sie vor dem \. Kammergericht, um sich 
wegen de& von ihnen gebrochenen fünQährigen Friedens 2u terant- 
worten, nicht ersehieneA sind, in die fisealinischen Strafen verfallen 
seien; 1482 (n. 7S2t) 14. Jänner ladet er den K. Wladislaus auf 
Anrufen des Reichdfiscals, weil er die gegeti K. Mathias angeordnete 
Hilfe mit 400 Mann zu leisten unterlassen hatte, binnen 45 Tagen 
vor seinen Hof; 14^0 11 Mai (n^ S&Sd) erklärt er die Stadt Regens^ 
bürg «luf Klage des Reichsfisieals in einem Kammei^ericht, dem er 
persönlich vorsass, ihrer Freiheiten für verlustig, weil sie sich in 
andere Hände ergeben und dadurch dem ^Reiche entzogen habe. 

Aus diesen Beispielen geht hervor, dass, w>enn auch das fisca- 
lische Interesse des Königs die erste Veranlassung zur Creirung des 
Amts eines Fiscals gegeben hatte, dieses schon unter K. Friedrieh 
nur einen secundäreifi Einfluss auf seine Wirksamkeit ausübt, und er 
nunmehr als öffentlicher Ankläger beim Kammergerichte Namens des 
Kaisers auftritt, dem die Pflicht obliegt als Schirm der Gerechtigkeit 
jedem Unrecht im Reiche entgegenzuwirken. 



Ireibett rot fremdea (reriebten. 

Die schon oft erwalmte Urkunde a. 12. sagt: der König solle 
Niemanden, Pursten, Herren, Städten und Ländern Privilegien er* 
theilen, oder solche bestätigeh ohne den ausdrücklichen Zusatz, dass 
sieden kaiserHcheti Rechten unschädlich sein sollen. Denn sonst 
— fügt sie hinzu — könnte er da« flofgericht und Kammer- 
gericht zu nichte machen. 

In der That ist diese Besorgmss wenigsti^is rücksichtlich des 
Hofgerichtes auch eingetrofien. Es hat vielleicht Nichts mehr dazu 
beigetragen, die Autorität des Hofgerichtes allmählich, aber sicher zu 
untergraben, als die von den Königen in grosser Anzahl ertheiliten 
Freiheiten vor fremden 'Gerichten. 

Mit dieseüi Ausdrucke werden in der Sprachweise des Mittel- 
alters die privilegia de non evocando und de non appellando zusam«*^ 
mengefasst, die unter den verschiedensten Formen und mit ungleicher 
Wirkung die Begünstigung (Freiheit) in sich schlössen, dass das 
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competente Gericht nicht durch Anrufung auswärtiger Gerichte 
umgangen werden, oder eine weitere Berufung von seinem Erkennt- 
nisse nicht zulässig sein solle. 

Die ältesten Privilegien dieser Art, wie sie namentlich Städten 
ertheilt wurden, enthielten blos Exemptionen von der Competenz der 
Landesgerichte. Im XIII. und in der Hälfte des XIV. Jahrhunderts 
kommen einzeln, meist aus besonderen Veranlassungen auch schon 
Befreiungen vom k. Hofgerichte vor *). Die goldene Bulle K. KarFs IV. 
ertheite im c. XI. de immunitate principum electorum ganz allgemein 
den Churfürsten das privilegium de non evocando für ihre Unter- 
thanen, den Fall der Rechtsverweigerung ausgenommen, eine Be- 
günstigung, die seitdem allmählich auf alle Fürsten, viele Städte, 
Familien und einzelne Personen ausgedehnt wurde. 

Kommen dergleichen Privilegien in der zweiten Hälfte des XIV. 
Jahrhunderts nicht selten vor, so wird ihre \nzahl im XV. eine sehr 
grosse, und noch im XVI. und XVII., selbst zu einer Zeit, wo sie 
schon ihre praktische Bedeutung grösstentheils verloren hatten, 
kommen zahlreiche Bestätigungen früherer und auch Ertheilung 
neuer vor. 

Wir wollen hier nur diejenigen Privilegien dieser Art betrachten, 
die dem XV. Jahrhundert angehören. 

1. Am häufigsten pflegten sie in der einfachen Form ertheilt zu 
werden, dass der Privilegirte von allen fremden oder auswärtigen 
Gerichten befreit sein solle, ohne dass die Tragweite dieser Befreiung 
in der Regel durch besondere Aufzählung der Gerichte, für welche 
sie gelten solle, näher bestimmt wird »). Wie weit diese ging, und 
ob sie praktisch auch gegen das Hofgericht wirksam war, ist wohl 
eben so unbestimmt, als es andererseits gewiss ist, dass sie die oberste 
Richtergewalt des Königs und derjenigen Organe nicht ausschloss, 
die als der volle Ausdruck derselben galten, wenn auch diese Be- 
schränkung nicht ausdrücklich aufgenommen wird. 



<) Franklin. De j. c. i. S. 36 zählt einige Falle auf. 

') Zuweilen, jedoch seltener geschieht dies doch. So ertbeilte K. Sigismund 1427, 
30. September den Grafen von Würtemberg für ihre Person , dann ihre Grafen, 
Ritter, Land und Leute die Freiung yor dem Reichshofgericht, dem Hofgericht zu 
Rotweil, und allen andern fremden Hof- und Landesgerichten wie sie immer 
genannt sein mögen. Siehe auch das froher mitgetheilte Priv. de non evoc. rom 
7. April 1415 für Cöln. 
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Solche Privilegien wurden ertheilt unter K. Ruprecht 1401, 
11. Mai (Chmel R. R. n. 400) dem Stifte Neu -Münster zu Würz- 
burg (n. 404), der Stadt Kaufbeuern, 27. Mai (n. 447) den Grafen 
von öttingen für sich und ihre Leute, 7. Aug. (n. 713) der Stadt 
Rotweil, 13. Aug. (n. 766) der Stadt Riberach (n. 769), der Stadt 
Ruchau (n. 770), der Stadt Pfullendorf, 15. August (n. 821) dem 
Hans Truchsess von Waldburg für seine Leute (er selbst und seine 
wappenfähigen Diener vor dem Hofrichter), 30. Aug. 894 pr. de non 
app. (nur an das Consistoriüm daselbst) für die Stadt Regensburg 
(n. 894, 89S, 899), 1402, 13. Sept. (n. 1315) dem Kanzler Rischof 
Raban von Speier für seine Untergebenen, 15. Sept (n. 1317) dem 
Rurggrafeii von Nürnberg für seine Diener und Untergebenen, 4. Oct. 
(n. 1327) der Stadt Überlingen, 15. Nov. (n. 1363) der Stadt 
Mergentheim, 1403, 6. Sept. (1555) der Stadt Freiburg inRreisgau, 
9. Sept (n. 1558) der Stadt Rreisach 19. Sept. (n. 1565) der Stadt 
Lammsheim, 1404, 27. Febr. (n. 1688) der Stadt Lindenfels, 29. 
Febr. (n. 1697) dem Kloster Rildenhusen, 30. Juni (n. 1793) der 
Stadt Weinheim, 1. Aug. (n. 1823) dem Domcapitel in Speier (nur 
vor dem Rischofe oder seinem bestellten Richter), 1407, 25. Nov. (n. 
2418) dem Kloster Waldsassen. 



1408. 1. April der Stadt Constanz (n. 2533), 
5. Juni der Stadt Agersheim (n. 2569), 
16. Sept. der Stadt Neustadt (n. 2648), 

1409. 7. Jänner der Stadt Solothurn (n. 2711), 
12. April der Stadt Rosenburg (n. 2755). 

Unter König Sigismund. 

1417. 9. März den Einwohnern des hintern Theiles des Rregenzer 
Waldes, 

26. März sammt dem Rlutbann an die Landleute von Stans 

und Unterwaiden, 

18. April für die Leute iles Pfalzgrafen beim Rhein, 

15. Dec. dem Domcapitel von Passau; 

1418. 18. Sept. der Judensohaft in Augsburg (sie brauche blos in 
Augsburg zu Recht zu stehen) ; 

1422. 10. August den Rürgern der Stadt Dietfurt (nirgendswo anders 
als zu Dietfurt), 
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26« August priTilepum de non appellando a sententiis inter- 

locutmis des Herzogs Amadaus non Saroyen» seiner Erben 

vnd ihrer Beamten in seinen Territorien, 

7. Sept. der Stadt Schwäliisch Werde ; 
1429. 1. August der Stadt Erfurt (wiederholt 1431. IS. MärE), 
1429. 30. Dec. den Leuten des Albrecht und Burkart von Honburg; 
1431. 14. Juni Bestätigung der alten Priyilegien der Stadt Magdeburg 

(nur Tor dem Richter und den Schöffen daselbst), 

9. Oct Bestätigung eines Privilegiums K. Wenzers fßr die 
Stadt Masmflnster; 

1432v 29. Juni den zum Schloss Hohenstoffbl gehörigen Leuten, 
, 29. Juni den Bi^geni von Augsburg (nur vor dem Reichsland'» 
1 t«gt voÄ Augsburg); 

143$. 21. Juni der Stadt Zürich, 

12. August den Bürgern zu Basel («ur vor dem Stadtgericht), 

10. Not. Bestätigung des Privilegiums der Stadt Augsburg, 
Id. Nov. der Stadt Laufenberg; 

1434. 20. Jänner dem Markgrafen Jacob von Baden und seinen 
Leuten und Dienern (es seien Grafen, Herren, Ritter oder 
Bauern), 

2. März der Stadt Rotweil, 
22. März den Brüdern von Plumberg, 

13. Mai der Stadt Lüneburg, (14. Juni) den Grafen zu Hanau, 
ihren Erben, Leuten und Untersassen (7. August), den 
Brüdern Truchsess von Waldburg (24. Nov.), dem Bischof 
Friedrich von Constanz tind seinen Leuten {im Nev.), der Stadt 
Dünkelsbühl, 

1438. 9. Juli den Einwohnern und Instrssen zu felifelsstadt; 

1436. 14. Jänner der Stadt Constanz als {nhaberinn des Land«- 
gerichtes in Turgau für die Inwohner dieser Grafschaft, 
21. Mai d^ Stadt Schwäbisch Hall (vor keinem andern 
Richter sollen die Bürger zu Recht stehen, als vor denen, die 
sie sich aus den nächst gelegenen 3 Städten selbst erwählen 
würde), im November der Stadt ViÜHigen^ 

1437. im September dem Stift Würzburg. 

Unter Köiiig Albreehtn. 
1489. 19. April der Stadt Aegensburg, 
1. Mai der Stadt Zürich. 
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Unter K. Friedrich. 

1440. 17. Mai (Chmel R. Fr. n. 37) der Stadt Nürnberg; 

1442. 11. Juli dem Kloster Lorch (n. 671), 13. Juli (n. «87 dem 
Abt zu Elwangen), 20. Juli (n. 753) dem Grafen von Fürsten- 
berg rüeksichtlieb seiner Untertbanen, 28. Juli (n. 811) der 
Stadt Eifelstadt und Frankftirt (n. 813); 

1447. 18. October dem Bisehof Reinhard yon Worms (n. 1361); 

1482. 24. März (n. 2813) Bestätigung des Privilegiums K. Sigis- 
mund*s fiir die Stadt Basel; 

1484. 22. April (n. 3180) der Stadt Oppenheim, 10. Nov. (n. 3268) 
der Stadt Halle ; 

1468, 1. März dem Herzog Sigmund von Baiern (n. 4188), 17. Juni 
dem Abt Ulrich zu Unsberg für seine Leute (n. 4201) ; 

1466. 7. Jänner (n. 4348) dem Grafen Schaffrid von Lyningen: 

1471. 3. Juli (n. 6249) dem Grafen zu Sulv, Landgrafen in Cloggau ; 

1472. 11. Juni (n. 6574) den Brüdern von Andel; 

1478. 24. Sept. (n. 7020) dem Markgrafen Christoph von Baden fßr 

seine Leute; 
1488. 8. Nov. (n. 7771) Privilegium de non appellando für die Stadt 

Augsburg in peinlichen Sachen ; 
1492. 21. Nov. (n. 8870) dem Kloster Kremsmunster. 

2. Zuweilen werden der König oder die ihn unmittelbar vertre- 
tenden Organe ausdrücklich ausgenommen, was freilich, auch wenn 
es nicht geschieht, immer stillschweigend vorausgesetzt wird. Für alle 
anderen Gerichte ist die Freiung dann eine unbeschränkte. So sollen 
die Chartäuser zu Nürnberg nicht vor den königlichen Hof- oder 
Landgerichten, sondern blos vor dem Obersthofmeister des Königs» 
und wenn dieser nicht wolle , vor dem Rathe zu Nürnberg belangt 
werden. 1407, 19. April (Chmel R. R. 2272), 1406. 14. Febr. 
(Chmel R R. n. 2146) der in die Dienste des Königs getretene 
Herzog Ulrich von Decke nur vor dem König oder seinem Obersthof- 
meister, seine Untertbanen nur vor seinen Gerichten, 1418,28. Febr. 
der k. Hofrichter Graf Günther von Schwarzburg blos vor dem König, 
1418, 27. Juni Albrecht von Hohenlohe nur vor dem König und 
seinem Hofmeister, 1418, 20. Juli der k. Hofmeister Graf Ludwig 
von Öttingen nur vor dem König, ebenso 1420, 31. März der Bischof 
^ Johann zu Eistetten, 1424, 20. August die Stadt Magdeburg „cives 
praeterquam ad Rom. regiae majestatis audientiam evocari nequeant^^ 
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1438, 3. Mai der Reichserbmarschall Heinrich von Bappenheim nur 
vor dem Reiche, oder der des Reiches Pfleger ist, 1447, 28. Mai der 
Graf von Leiningen blos yor dem König oder seinem römischen 
königlichen Rath (Chmel R. Fr. n. 2286), 1474, 11. Jänner 
(n. 6825) die Stadt Düren nur vor dem Reichsstuhl in Achen. 

3. Zuweilen werden solche Befreiungen mit dem ausdrücklichen 
Zusätze ertheilt, dass ^ie auch für das k* Hofgericht gelten 
sollen« 

So z. B. 1402, 6. Jänner (Chmel R. R n. 60) der Stadt Nürn- 
berg, IS. August (Chmel n. 824) der Stadt Gmünd, und (n. 828) 
der Stadt Nördlingen, 16. August (n. 843) der Stadt Alen, und 
(n. 849) der Stadt Dünkelsbühl, 30. August (n. 899) der Stadt 
Regensburg, 1401. 10. August (n. 721) der Stadt Ulm, 1417. 
30. April dem Bischof Raban von Speier und seinen Leuten, 1427, 
30. Sept. den Grafen von Würtemberg (siehe oben Note). 

4. Es fehlt jedoch im Gegensatze dazu auch nicht an solchen, 
wo das königliche oder Reichshofgericht ausdrücklich als einzige 
Ausnahme hervorgehoben wird, vor welchem also die Befreiung 
nicht gelten solle. So bestätigte K. Ruprecht 1403. 8. Sept. der 
Stadt Neuenburg im Breisgau die Freiheit, dass ihre einzelnen Bür- 
ger vor keinem fremden Gerichte, die gemeine Stadt aber nur vor 
dem k. Hofgericht belangt werden könne (Chmel R. R. 1557), 
dem Kloster Heiligenkreuz in der Stadt Schwäbisch-Werth 1404, 

19. Mai (n. 1748). 1408, 31. März (n. 2530). Den Dienstleuten 
des Klosters Reichenau, 1417, 12. Sept. Der Stadt Halle» 1418. 
9. Febr. Der Kirche S. Servatii in der Stadt Quedelnburg, 1418. 
26. Septr. der Stadt Hildesheim, 1422. 28. Juli. Die Grafen von 
Wertheim sollen nur vor dem König und dem Hofgerichte zu Recht 
stehen, ihre Leute aber nur vor ihnen und ihren Amtsleuten, ebenso 
1423. 20. Oct. die Grafen Jörg von Hennenberg, und 1452. 

20. März (Chmel R. Fr. n. 2785) die Familie Bilgrim. 

5. Oder es werden nebst dem k. Hofgerichte auch noch 
andere Gerichte, besonders das Hofgericht zu Rotweil ausdrück- 
lich von der Befreiung ausgeschlossen. 

So 1403. 29. Dec. (Chmel R. R. n. 1645) die Stadt Erfurt (nur 
vor dem k. Hofrichter und dem Landgerichte zu Rotweil), 1408. 
23. März (n. 2514) Caspar Clingenberg (nur das Hofg. und das 
Hofg. zu R., ebenso 1408, 25. März (lu 2517) die Leute und Diener 
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des Landgrafen Johann von Lupfen, und (n. 2819) die Stadt Nun- 
kilchen in dem Cleggow und 26. März (n. 2521) die Stadt Clingen- 
au» und 28. März (n. 2525) die Grafen von Montfort (vergleiche 
damit die widersprechende Urkunde v. 1. April n. 2533), so auch 
im Juli 1417 die Herren von Frydingen, 1447. 12. Oct. wird den 
Erzbischöfen von Mainz die Freiheit von allen heimlichen Gerichten 
mit Ausnahme der königlichen Gerichte bestätigt. 

6. Oder es geschieht endlich des Hofgerichtes keine Erwähnung 
wohl aber werden andere Gerichte von der Befreiung ausgenom- 
men. So soll (1404. 13. Oct. Chmel R. R. n. 1888) die Stedt 
Feldkirch nur vor dem Herzog von Österreich oder seinem Landvogt 
in Schwaben zu Recht stehen , nur dann wenn vor diesen das Recht 
binnen sechs Wochen und drei Tagen nicht ausgerichtet wäre, darf 
die Ladung vor das £ Hofgericht geschehen, die Stadt Diessen- 
hofen nur vor dem Hofgericht zu Rotweil (1408, 20. März n. 2502), 
1431, 14. Jänner die Grafen Heinrich von Werdenberg für ihre 
Person nur vor dem Könige , dem königl. Rathe oder vor Herzog 
Leopold von Österreich und seinem Rathe, 1435. 3. Febr. Dietrich 
Racke nur vor dem König oder einem kaiserlichen Landvogt im 
Elsass, im April 1435. Berchtold von Mangen, Hubmeister in Öster- 
reich nur vor dem Landesfürsten in Österreich oder vor dem Gerichte» 
darin er gesessen ist oder seine Güter gelegen sind, 1442, 11. Juli 
Berchtold von Staufen nur vor dem Landvogt in Elsass oder vor dem 
kaiserlichen oder österreichischen Hof (Chmel R. Fr. n. 670), 

Die Exemtionen von dem k. Hofgerichte werden häufig mit 
dem ausdrücklichen Zusätze ertheilt, dass der Fall der Rechts- 
verweigerung von Seite des competenten Gerichtes ausgenommen 
sei , und es darf angenommen werden , dass sich diese Ausnahme, 
auch wo sie nicht ausdrücklich hinzugefügt wurde, immer von selbst 
verstand. Das Privilegium von 1401, 30. April (Chmel R. R. n. 899) 
für die Stadt Regensburg gibt ihr ausdrücklich die Versicherung, 
dass , falls der Rath von dem König , seinen Nachkommen oder dem 
Reichsvicar wegen einer Rechtsverweigerung zur Verantwortung 
gezogen, schriftlich unter seinem Eid erklärte , dass ihm von diesem 
Falle nichts bekannt sei und er bereit sei, dem Kläger nach dem 
Recht und der Gewohnheit der Stadt Recht zu schaffen, keine weitere 
Klage mehr angenommen würde. 
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Dagegen kommen von dem k. Kammergerichte gar keine 
Exemtionen vor. Wie bereits erwähnt, widerrief K. Sigismund eine 
der Stadt Cöln früher ertheilte Befreiung mit der ausdrücUichen 
Erklärung» dass vor dem König und dem k. Kammergeriehte Niemand 
gefreit sei. Wohl aber unterliegt es keinem Zweifel» dass die von K. 
Friedrich ertheilten oder bestätigten Freiheiten vor fremden Gerichten 
auch auf das Kammergericht bezogen wurden i), das an die Stelle 
des Reichshofgerichtes getreten war, und dass bei der übergrossen 
Anzahl der ertheilten privilegia de non eyooando die Kammergerioht8-> 
Ordnung v. J. 149S ^«1^ kaum etwas Neues aussprach, wenn sie 
dem Kammergeriehte verbietet von irgend Jemanden, ausser d en- 
Reichsunmittelbaren, in erster Instanz mit Umgehung seines erdent^ 
liehen Richters eine Klage anzunehmen >). 



Vgrl- Franklin de j. c. i. 8. 39. 

') So werden i. B. die Bdrger Ton Namberg^, obwohl sie die Einrede machten, daas e« 
aieh hier «n eine Berufung und eine AppeUatioii handle, von dem k. Kammer- 
geriehte 1444. 1. Oet. mit ihrer Klage gegen die Stadt Cöln «qaeh der »tat an 
Colin frihait laut Tnd sag*' durch einhelliges Urtheil an das competente Gericht 
zu Cöln gewiesen (Chmel. R. Fr. n. 1769, Anhang n. 56.). Andere Ffille wurden 
bereits angeführt. Siehe auch Senchenberg. De j. c. n. Urk. I. 0. S. 101 (Regens^ 
bürg) u. a. m. 



5?/^''-^;. 
»//^/i>^. 



\ 



-0 



•*. 



